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Bauleitplanung der Stadt Schwalbach am Taunus

2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 ,,Ostlich der Berliner StraRe
zwischen Taunusstrafe und Wiesenweg*

Friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstiger Triager o6ffentlicher Belange gem. § 4 (1)
BauGB

Ihr Schreiben vom 14.02.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Abwasserverband Main-Taunus nimmt zum Vorentwurf des oben genannten Bebauungsplanes der
Stadt Schwalbach am Taunus wie folgt Stellung:

Der Abwasserverband Main-Taunus unterhalt innerhalb des Planungsbereiches sowie in
unmittelbarer Nahe keine Bauwerke oder Sammler der uberértlichen Abwasserentsorgung. Zurzeit
sind hier auch keine Anderungen vorgesehen.

2. Das im Bestand bereits im westlichen Bereich mit dem stadtischen Bauhof bebaute und versiegelte
Plangebiet mit einer FiachengroRe von insgesamt 1,69 ha wurde in der zuletzt im Jahre 2014 im
Auftrag des Abwasserverbandes aktualisierten far die
Abwassergruppen Liederbach und Suizbach im Einzugsgebiet der Abwasserreinigungsanlage
Frankfurt-Sindlingen hinsichtlich der zu entwassernden kanalisierten Flachen im IST-Zustand (2012)
und Prognose-Zustand (ca. 2020) bereits entsprechend berlicksichtigt, jedoch noch nicht mit der
geplanten Erweiterung Richtung Osten.

3. Die vorhandene Entwasserung der bereits kanalisierten Flachen im Planungsbereich erfolgt geman
der Schmutzfrachtberechnung von 2014 im Mischsystem.
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Die Ableitung des anfallenden Schmutzwassers sowie des anfallenden und zum Abfluss
gelangenden Niederschlagwassers erfolgt Uber die stadtische Ortskanalisation (Mischwasserkanal)
und Regenentlastungsanlage ,Regeniiberlaufbecken (RUB) Wiesenweg" der Stadt Schwalbach am
Taunus sowie Uber den verbandseigenen ,Anschlusssammler Schwalbach-Ost* zur Regenent-
lastungsanlage ,Regentiberlaufbecken (RUB) Schwalbach | des Abwasserverbandes Main-Taunus.

Die Uberdrtliche Abwasserbeseitigung erfolgt dann tber die weiterfihrenden Abwasseranlagen des
Abwasserverbandes Main-Taunus zur Mess- und Ubergabestelle (MUS) Schmalkaldener Strafe in
der Ortslage Frankfurt-Unterliederbach und von dort tiber die weiterfuhrenden Abwasseranlagen der
Stadt Frankfurt am Main zur Abwasserreinigungsanlage (ARA) Sindlingen der Stadt Frankfurt am
Main.

4. Laut der Schmutzfrachtberechnung von 2014 erfilien alle Regenentlastungsaniagen der Stadt
Schwalbach am Taunus irn IST- und Prognose-Zustand (ca. 2020) und alle Regenentlastungs-
anlagen des Abwasserverbandes Main-Taunus im IST- und optimierten Prognose-Zustand bisher
die gesetzlichen Anforderungen bezglich der zulassigen Entlastungskenngrofen gemal dem
sogenannten SMUSI-Erlass.

Das Entwasserungssystem ist insgesamt und bei den einzelnen Entlastungsanlagen sowohl im IST-
Zustand als auch in der (optimierten) Prognose abwasserabgabefrei.

5. Das Plangebiet muss hinsichtlich der kinftig zusatzlich bebauten bzw. versiegelten und kanalisierten
Flachen bei der nachsten Aktualisierung der Schmutzfrachtberechnung, die voraussichtlich wieder in
ca. 3 Jahren erfolgt, fur den neuen entsprechend bertcksichtigt
werden.

/I 8. Hinsichtlich der geplanten zukunftigen Entwasserung des Plangebietes (Schmutz- und
Niederschlagswasser) sind entsprechende Erlauterungen in der Begriindung zum Bebauungsplan
(Abwasserentsorgung) zu erganzen.

Z/ 7 Seitens des Abwasserverbandes Main-Taunus sind vor allem die Auswirkungen der Planung auf die
Schutzguter Wasser und Boden von Belang. Der Abwasserverband Main-Taunus empfiehlt daher
folgende Vorgaben in den planungs- und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen bzw. Hinweise zur
Minimierung der Eingriffe auf den Boden und den Wasserhaushalt aufzunehmen:

- Ableitung, Sammlung und Ruckhaltung des auf (unbegriinten) Dachflachen anfallenden und
zum Abfluss gelangenden Niederschlagswassers in Zisternen und Verwendung als
Brauchwasser

- Herstellung von befestigten Flachen wie z. B. PKW-Stellplatze und Wege mit
wasserdurchlassigem bzw. versickerungsfahigem Belag

- Extensive Begriinung von Flachddchern und flachgeneigten Dachern

:’7 8. Hinsichtlich der Ruckhaltung des anfallenden Niederschlagswassers in Zisternen empfiehlt der
Abwasserverband Main-Taunus grundsatzlich:



(0

10.

11.

12.

AbwasserVerband
Main-Taunus

Karperschaft des
offentlichen Rechts

- 50 % des Zisternenvolumens zur Abflussverzégerung und somit zur Minderung von
Hochwasser- bzw. Abflussspitzen (Anschluss einer kleindimensionierten Ablaufleitung an
die Entwasserung) und

- 50 % des Zisternenvolumens fiir die Brauchwassernutzung bzw. zur Gartenbewasserung

bereitzustellen.

Dadurch soll gewahrleistet werden, dass sich unmittelbar nach einem Regenereignis 50 % des
Zisternenvolumens selbsténdig entleeren und damit fur ein darauffolgendes Regenereignis wieder
als Ruckhaltevolumen zur Abflussverzégerung und Minderung von Hochwasser- bzw. Abflussspitzen
zur Verfligung stehen.

Diese Empfehlung wurde im vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf auch aufgenommen.

Vom Abwasserverband Main-Taunus zu unterhaltende Oberflachengewdsser sind innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht vorhanden. Der vom Abwasserverband Main-
Taunus zu unterhaltende Sauerbornsbach verlauft jedoch in unmittelbarer Nahe in rund 25 m
Entfernung &stlich des Geltungsbereiches.

Hinsichtlich der weiteren erforderlichen externen KompensationsmaRnahmen empfiehlt der
Abwasserverband Main-Taunus zu prufen, inwiefern Manahmen zur Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) gemafR dem MaRnahmenprogramm des Landes Hessen an den
Oberflachengewéassern im Bereich der Stadt Schwalbach am Taunus in Frage kommen.

Laut dem im Auftrag des Abwasserverbandes Main-Taunus im Jahr 2007 erstellten

sowie dem durch das
Land Hessen und dessen
Nebengewasser (Schwalbach und Sauerbornsbach) liegt das Plangebiet nicht im
Hochwassergefahrenbereich bzw. im Uberschwemmungsgebiet bei einem 100-jahrlichen
Hochwasserereignis (HQ100).

Laut dem durch das Land Hessen ersteilten H

und den zugehdrigen Hochwassergefahrenkarten liegt das
Plangebiet auch nicht im Uberschwemmungsgebiet bzw. Hochwassergefahrenbereich bei einem
100-jahrlichen Hochwasserereignis (HQ100) sowie einem extremen Hochwasser.

Fur Ruckfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfugung

Mit freundlichen GriiRen
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Schwalbach, den 06.03.2020

‘Stellungnahme zur frihzeitigen Beteiligung fur die Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 43 der Stadt Schwalbach

2. Anderung und Erweiterung des B-Planes Nr. 43 ,dstlich der Berliner Strafle
zwischen TaunusstraBe und Wiesenweg" Bebauungsplanvorentwurf vom 04.02.2020

Folgende Anderungen werden angeregt:
zu C Planungsrechtliche Festsetzungen

zu 5.2.1. Zweckbestimmung Offentliche Parkflache
Die Zahl der neu zu schaffenden Parkplatze ist auf die Zahl der durch
Halteverbotsregelungen wegfallenden Parkplatze zu beschranken.

zu 6 Offentliche Granflachen:

6.1. Zweckbestimmung ,Freizeit und Erholung®

Aufgrund der Nahe zur Eichendorffanlage, die mit einem Bolzplatz,
Tischtennisplatten, Spazierwegen und Bénken gut flr die Freizeitnutzung
ausgestattet ist, soll auf die Zweckbestimmung ,Freizeit und Erholung” verzichtet
werden und die Funktion Naturschutz und Artenvielfalt als Entwickiungsziel
festgesetzt werden. )

Dazu ist als Abgrenzung &stlich der Verkehrsflache ,Offentiiche Parkflache® und der
Gemeindebedarfsflache ,Feuerwehr” bzw. Infrastruktur” ein bepflanzter Erdwall von
ca. 1.5 m Hohe vorzusehen. Dieser dient sowohl als optische Abgrenzung als auch
als Larmschutz fur den verlangerten Wiesenweg. Gleichzeitig kann so ein Teil des flr
die BaumaBnahme nétigen Bodenaushubs unmittelbar vor Ort verbleiben. Zur
Sicheruing des WallfuBes sind Gabionen mit Steinpackung zu verwenden, die einen
zusatzlichen Lebensraum fur Wirbellose sowie flr Reptilien und Amphibien bieten.



zu 9.1. Erhaltung von Baumen und Strduchern

Insbesondere abgangige Obstbaume sind zu belassen, da sie wertvolle
Totholzstrukturen flr eine vielfaltige Fauna darstellen. Gegebenenfalls sind
windbruchgefahrdete Aste zurlickzuschneiden, damit der Stamm noch méglichst
lange erhalten werden kann. ,

Die durchgewachsenen Thujen im norddstlichen ,Waldchen sind zu entfernen, da sie
sich sehr nachteilig auf das Landschaftsbild sowie die Artenvielfalt auswirken.

zu 9.2. Grinflache Freizeit und Erholung*

auf den Einbau von zusétzlichen Wegeverbindungen und Aufenthaltszonen ist
innerhalb der Grinflache zu verzichten. Lediglich entlang des Wiesenweges kdnnen
Ruhebanke aufgestelit werden.

Die WegeerschlieBung in diesem Bereich ist aufgrund des Wiesenweges und der
nahegelegenen Eichendorif-Anlage. bereits als gut zu bezeichnen.

Sinnvoll ist eine den Wiesenweg begleitende Anpflanzung von als Kopfweiden
gepflegten Weidenbdumen (Salix spec.), die den historischen Verbindungsweg durch
die Wiesen in Richtung Schathof betont. Zudem bdten diese langfristig wertvolle
Biotopstrukturen insbesondere fur Végel und Wirbeliose.

zu D Hinweise

Die Vorschiagliste fir Badume D.1.1 ist auf standortgerechte heimische Gehdlze zu
beschranken da die Flache am Ubergang zur freien Wiesenlandschaft im
Sauerbornsbachtal liegt und nicht als herkémmlicher Park gestaltet werden solite. So
wird auch unter 6.3 Landschatftliche Situation vermerkt ,Die bestehenden Nadel- und
Ziergeholze im Gebiet wirken sich aus standortfremde Gehdize im Randbereich der
Schwalbachaue negativ auf das Landschaftsbild aus®.

Dementsprechend sind folgende Arten aus der Pflanzliste zu streichen:

Alnus spaethii (Purpurerle) (problematisch fiir Allergiker), Betula nigra
(Schwarzbirke) amerikanische Art, Parkbaum, Celtis australis (europ&ischer
Zirgelbaum) mediterrane Art die in Parks gelegentiich angepflanzt wird, Ginkgo
biloba (Gingko) ostasiatische Art, Gleditsia triacanthos (Lederhiilsenbaum)
amerikanische Art, Liqudambar styraciflua (Amberbaum) amerikanische Art, ais
Stadt- und Parkbaum beliebt, Magnolie kobus (Kobushi-Magnolie) japanische Art,
Park- und Ziergartenbaum, Parrotia persica (Eisenholzbaum) kaukasische Art,
Parkbaum, Sinus sylvestris (Waldkiefer) keine standortgerechte Baumart im Bereich
von Bachtalern, Prunus avium ,Plena®, gefllit blihende Ziersorte ist daher flr
Insekten und Vogel als Futterpflanze bedeutungsios. Quercus frainetto (Ungarische
Eiche) Parkbaum mediterraner Verbreitung, Robinie pseudoacacia (Gewdhnliche
Robinie) stark verwildernde amerikanische Art, Sophora japonica (Japanischer
Schnurbaum) japanische Art, Parkbaum, Zelkova serrata (Japanische Zelkove)
ostasiatische Art, Parkbaum '

Zu E Begriindung

Zu 6.4. Artenschutzrechtliche Situation

Durch Erhalt von Totholzstrukturen, alten Obstbaumen sowie dem Einbringen von
Gabionen als Abgrenzungselementen zu den Hofflachen und Stellpléatzen (siehe
oben) sind zusatzliche Biotopstrukturen zu schaffen, die das Entwicklungsziel
Flachen flr den Artenschutz verfolgen. Dies entspricht auch der
Landschaftsplanerischen Zielsetzung unter 7.2.

2



zu 9.5.2 Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Die vorgesehene Zahl von 25 neu einzurichtenden &ffentlichen Steliplatzen geht
deutlich Uber die Zahl der aufgrund des notwendigen Halteverbotes wegfallenden
Stellplatze hinaus. Hier ist nur die tatsachlich foritfallende Zahl an Stellplatzen zu
ersetzen, um den Flachenverbrauch zu minimieren entsprechend der
Landschaftsplanerischen Zielsetzung.

zu 9.6. Offentliche Grinflachen

Der Ostrand des Plangebietes soll als Flache zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemas § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
festgesetzt werden. Dies ist auch in den Umweltbericht mit integrierten
Grdnordnungsplan zu Gbernehmen.,

Die Erreichbarkeit und Erlebbarkeit des Gebietes ist durch den Wiesenweg
ausreichend gewahrleistet, weitergehende ErschlieBung und zuséizliche
Aufenthaltsfischen sind nicht mit dieser Festsetzung vereinbar.

Ansaat von Grinlandflachen ist ausschlie8lich mit autochthonem Saatgut
durchzufiihren. Eine Entwicklung zur Streuobstwiese ist nur unter der Voraussetzung
einer dauerhaften fachgerechten Pflege und Bewirtschaftung der Obstbaume
sinnvoll.

{(Mitglied des Ortsverbandes
Schwalbach/Eschborn)
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Bauleitplanung der Stadt Schwalbach,
2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43

Diese Stellumgnahme erfolgt im Auftrag des BUND Hessen e. V. Landesverb.
Sehr geehrte Damen und Herren,

wir regen an, die geplanten Stellplédtze als Schotterrasen zu gestalten N
um den Griinbereich entsprechend aufzuwerten.

Mit freundlichen

Schotterrasen

\
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Bauleitplanung der Stadt Schwalbach am Taunus

Bebauungsplan Nr. 43 ,Ostlich der Berliner Stralle zwischen Taunusstrake und Wiesenweg” 2
Anderung

Beteiligung der Behorden und n r 6ffentlicher Bel R 4 1 BauGB

lhr Schreiben vom 14.02.2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

vom Amt fur den landlichen Raum Bad Homburg werden die &ffentlichen Belange der Landwirt-
schaft/Feldflur im Main-Taunus-Kreis vertreten. Hierin sind die Aufgaben der Landschaftspflege ent-
halten.

Ziel des oben genannten Bebauungsplans ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vorausset-
zungen, um den derzeit innerstadtisch liegenden Feuerwehrstitzpunkt an den Standort des stédti-
schen Betriebshofes verlagern zu kénnen. Erforderlich wird dies, um die gesetzlichen Vorgaben
einhalten zu kénnen.

Mit der Neuerrichtung des neuen Feuerwehrstiitzpunktes geht eine zusatzliche Flacheninan-
spruchnahme von ca. 1 ha einher. Diese Flachen unterliegen derzeit einer kleingartnerischen Nut-
zung und weisen zum Teil auch hochwertige Biotopstrukturen auf. Eine Bilanzierung von Eingriff
und Ausgleich enthalten die Vorentwurfsunterlagen noch nicht.

Eine Betroffenheit 6ffentlicher Belange der Landwirtschaft wird durch die Planung selbst nicht ver-
ursacht. Fur die noch ausstehende Ausgleichsplanung wird angeregt, diese soweit méglich im
Plangebiet selbst umzusetzen oder aber vorhandene Okokonten wie von der Hessischen Landge-
sellschaft oder aber HessenForst fiir den naturschutzrechtlichen Ausgleich zu nutzen.

Mit freundlichen GriiRen

Landratsamt Taunus Spatkasse Nassauische Sparkasse

Ludwig-Erhard-Anlage 1-5 BLZ 512 500 00 - Kto. 100 9605 BLZ 510 500 15 « Kto. 245 034 660

61352 Bad Hormburg v.d H. IBAN: DE33 5125 0000 0001 0096 05 IBAN: DE93 5105 0015 0245 0346 60
SWIFT BIC: HELADEF1 TSK SWIFT-BIC: NASSDESS



DEUTSCHE TELEKOM TECHNIK GMBH
POSTFACH 10 0164, 76231 KARLSRUHE

ROB Planergruppe
Schulstrafie 6
65824 Schwalbach/Taunus

mrerererenzen  Folkert Rittinger
DURCHWAHL
patum  19.03.2020
serrere Bauleitplanung der Stadt Schwalbach, 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir
das Gebiet ,Ostlich der Berliner Strae zwischen Taunusstrae und Wiesenweg", hier: friihzeitige Beteiligung
der Beh6rden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gern. § 4 (1) BauGB
Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank flr die Information, |hr Schreiben ist bei uns eingegangen.
Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollméachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g.
Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
Gegen die 0. a. Planung haben wir keine Einwénde.
Eine Mitverlegung ist nicht vorgesehen.
Wir geben jedoch folgenden fachlichen Hinweis:
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom. Bei der Bauausfiihrung ist darauf zu
achten, dass Beschadigungen hieran vermieden werden. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die
Bauausflihrenden vorher mit dem zusténdigen Ressort Produktion Technische Infrastruktur 34, Jahnstrafle
64, 63150 Heusenstamm (Planauskunft.Mitte@telekom.de), in die genaue Lage dieser Anlagen einweisen
lassen.
Deutsche Telekom Technik GmbH

Hausanschrift Technik Niederlassung Stidwest, Philipp-Reis-Str. 2, 76137 Karlsruhe

Postanschrift Postfach 10 01 64, 76231 Karlsruhe

Telefonkontakte Telefon +49 721 351-0, Internet www.telekom.com

Konto Postbank Saarbrticken (BLZ 590 100 66), Kto.-Nr. 24 858 668; IBAN: DE1759010066 0024858668, SWIFT-BIC: PBNKDEFF590

Aufsichtsrat: Aufsichtsrat: Dr. Dirk Wéssner (Vorsitzender) | Geschéftsfiihrung: Walter Goldenits (Vorsitzender), Maria Stettner, Dagmar

123 456 789-0GP

Vockler-Busch

Handelsregister Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn; USt-IdNr. DE 814645262
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Fur weitere Fragen bzw. Informationen stehen wir jederzeit gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen Grifien

1A A




Folkert Riittinger

Von: Petra Schoeneberger

Gesendet: Mittwoch, 11. Méarz 2020 10:08

An: Folkert Ruttinger

Betreff: WG: Bauleitplanung, hier u.a. Stadt Schwalbach 2. Anderung des B-Plans Nr.

43, Stellungnahme TOP, Okopunkte

Von: I

Gesendet: Mittwoch, 11. Marz 2020 10:07:37 (UTC+01:00) Amsterdam, Berlin, Bern, Rome, Stockholm, Vienna

An: Petra Schoeneberger ) o

Betreff: Bauleitplanung, hier u.a. Stadt Schwalbach 2. Anderung des B-Plans Nr. 43, Stellungnahme TOP, Okopunkte

P22
Sehr geehrte Damen und Herren,
zu obigem B-Plananderungsverfahren bestehen keine forstrechtlichen Bedenken.

Sollten Sie in diesem oder anderen Planverfahren flr Eingriffe in Natur und Landschaft AusgleichsmaBnahmen
bendtigen, so kénnen wir Sie hier gerne mit MaBnahmen aus unserem Okokonto unterstitzen.

Mit freundlichen GriiBen

Im Auftrag

HessenForst, Forstamt Kénigstein
Bereichsleiter Dienstleitungen und Hoheit

Olmihlweg 17
D-61462 Kénigstein
www.hessen-forst.de

Landesbetrieb nach § 26 der LHO; USt-Id-Nr.: DE220549401; Gerichtsstand Kassel
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lhre Nachricht Unser Aktenzeichen

63-0553 BP 00865.20

Aufstellung des Bebauungsplanes, hier: 2. Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 43 "Ostlich der Berliner StraRe zwischen Taunusstrafe
und Wiesenweg"

Grundstiick: Schwalbach, Berliner StraBe , Rudolf-Dietz-Weg
Gemarkung:  Schwalbach

Flur: 41

Flurstiick: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den 0.g. Bebauungsplan bestehen seitens des Main-Taunus-Kreises grundsétz-
lich keine Bedenken. Wir bitten um Beriicksichtigung der folgenden Anregungen und
Hinweise:

Naturschutz:

Vorbehaltlich der noch ausstehenden Unterlagen (u.a. Artenschutzrechtliche Priifung,
Flachenkompensation, Artenschutzrechtlicher Ausgleich, Bilanzierung nach der Kom-
pensationsverordnung, Priifung auf Betroffenheit von gesetzlich geschiitzten Biotopen)
nehmen wir wie folgt Stellung.

Die von dem Entwurf Uberplanten Freiflachen weisen aufgrund ihrer Strukturen eine ho-
he 6kologische Wertigkeit auf. Laut Umweltbericht (S. 9) ist mit einer erheblichen Beein-
trachtigung der biologischen Vielfalt durch die Uberbauung des unbebauten Bereichs zu
rechnen. Damit verbunden wird sich vermutlich ein hoher Ausgleichsbedarf ergeben.

Die Darstellung des Regionalen Flachennutzungsplans unterstreicht die Wertigkeit des
Gebietes durch die Festsetzungen als ,Regionaler Griinzug®, Vorbehaltsgebiet fiir
Grundwasserschutz, besondere Klimafunktion und vorbeugenden Hochwasserschutz.

Hausanschrift Internet Bankverbindungen

Am Kreishaus 1-5 www mtk org Taunus-Sparkasse BIC: HELADEF1TSK  IBAN: DE57 5125 0000 0000 0250
11

65719 Hofheim a. Ts. DE-Mail: Nassauische Sparkasse  BIC: NASSDES5XXX  IBAN: DE44 5105 0015 0170 0335

20
® 115 oder 06192-201-0 mtk@mitk de-mail de Verkehrsanbhindung: Bus Linie 405 ab Bhf. Hofheim
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Die vorgelegte Planung wird wegen dem Eingreifen in die Biotopstrukturen aus natur-
schutzfachlicher Sicht kritisch gesehen und es sollten weitere Alternativen auf mégliche
Realisierung gepruft werden, z. B. im Siiden von Schwalbach am Gewerbegebiet oder
Ostlich der Tennisplatze.

Bei allem Verstandnis fur die Belange der Feuerwehr, die natirlich im éffentlichen Inte-
resse handelt, sollte trotzdem versucht werden, die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen an Standorten zu schaffen, wo eine Beeintrachtigung fur den Naturhaushalt gerin-
ger ist.

Solite die vorliegende Planung weiterhin aufrechterhalten werden, miisste unseres Er-
achtens zumindest der Verzicht auf den Ausbau des Wiesenweges gepruft werden, um
die 6kologische Wertigkeit der restlichen Flache nicht auch noch zu vermindern. Der
Ausbau des Wiesenweges ist mit zusétzlicher Beleuchtung sowie néchtlichem Larm
durch die Einsatzfahrzeuge verbunden. Daraus ergeben sich neben Stérungen fur die
Menschen auch Beeintrachtigungen firr die Tiere (Fledermause, Vogel, Amphibien), die
im Rahmen der noch vorzunehmenden artenschutzrechtlichen Prifung abgearbeitet
werden missen.

zungen)

In der nérdlichen festgesetzten éffentlichen Grinflache sollte aufgrund des dichten
Baumbestandes weitgehend auf Versiegelungen verzichtet werden, um negative Aus-
wirkungen auf den Wurzelbereich und die damit verbundene Baumversorgung mit
Nahrstoffen und Wasser zu vermeiden

Fur die Pflegehinweise der Wiese sollte aufgenommen werden, dass ein Teil der Wiese
iber den Winter stehen bleiben kann und im Herbst nicht gemaht wird, damit Insekten
Uberwintern kénnen.

Fiir neu zu errichtende Gebaude sollte eine Festsetzung fir extensive Dachbegriinung
vorgenommen werden.

Faunistische Untersuchuna des Geltu ches (Biiro GPM 27 08.2019)

In das Untersuchungsgebiet fiir die faunistische Untersuchung wurde lediglich der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen. In der Regel sind die Untersuchungs-
gebiete jedoch gréRer als der Geltungsbereich des Bebauungsplans, um die Wechsel-
wirkungen mit den an den Geltungsbereich angrenzenden Bereichen sowie die in die-
sen Bereichen lebenden Tierarten zu erfassen.

Im vorliegenden Fall ist es auch angebracht, das Untersuchungsgebiet nach Osten zu
erweitern, da am Ufergehélzsaum des Baches ebenfalls mit Brutrevieren von Vogeln
und Lebensstatten von Fledermausen zu rechnen ist, die durch die Planung betroffen
sein kénnen. Auch der Eichendorfweiher im Park ca. 40 m dstlich der Gebietsgrenze am
Wiesenweg mit den Amphibien ist in das Untersuchungsgebiet einzubeziehen.
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In der faunistischen Untersuchung weisen die Gutachter darauf hin, dass es sich mit
ziemlicher Sicherheit um ein aktuelles oder potentielles Laichgewasser fur weitere Am-
phibien (neben den bereits vorgefundenen) handelt. Es miissen folglich nach unserer
Auffassung dieses Frithjahr/Sommer erganzende Untersuchungen vorgenommen wer-
den, da die Amphibien neben den Wasserflachen auch Landlebensraume nutzen und
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorkommen kénnen.

Im Gutachten wird darauf hingewiesen, dass in der Streuobstwiese und in dem dichten
Gehdlzbestand im Planbereich bereits Wasserfrésche und Erdkréte vorgefunden wur-
den. Sollte im Zuge der weiteren Planung der Wiesenweg filr nachtliche Ausfahrten der
Feuerwehr vorgesehen werden, sind hinsichtlich des Amphibienschutzes weitere MaR-
nahmen (Erforderlichkeit von Sperreinrichtungen) zu priifen, um das Tétungsverbot des
Bundesnaturschutzgesetzes zu umgehen. Amphibien gehéren zu den ,besonders ge-
schitzten® Arten.

Aulerdem sollte von Seiten der Stadt sichergestellt werden, dass die Gutachter die
Freiflachen der Kleingartengrundstiicke betreten kénnen und nicht nur eine Begutach-
tung von den Auflengrenzen und entlang der 6ffentlichen Wege stattfinden kann. Dies
sollte ergénzend ebenfalls in diesem Frihjahr/Sommer erfolgen.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass auch geplante Ausgleichsflachen hinsichtlich
artenschutzrechtlicher Konflikte zu untersuchen sind.

Es ist darzulegen, ob durch die Planung mit Auswirkungen auf das in der N&he liegende
FFH-Gebiet ,Sauerbornsbachtal bei Schwalbach“ zu rechnen ist.

Seite 6

Damit sind die ca. 1 ha groBen Gehoélzflachen westlich des Betriebshofes....
Gdf. ein Schreibfehler: Hier ist sicher gemeint.

Fur den in Hessen ,stark gefahrdeten“ Gartenrotschwanz mit schlechtem Erhaltungszu-
stand sind vorgezogene Ausgleichsmalinahmen zu priifen.

Immissionsschutz:

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken, wenn die folgenden
Schallschutzmanahmen

Errichtung einer Larmschutzwand oder eines -walls nérdlich des Parkplatzes mit
ca. 75m Lange und ca. 3m Hohe Uber Parkplatzniveau

Komplette Einhausung des Salzsilos im Verladebereich mit Bauteilen, die im
eingebauten Zustand ein bewertetes Schalldamm-MaR von mindestens R 2 25
dB aufweisen

Komplette schallabsorbierende Verkleidung der Tordurchfahrt (Seiten und De-
cke) mit einem bewerteten Schallabsorptionsgrad von mindestens a,, = 0,6
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Einbau eines larmarmen, automatisch funktionierenden Rolltores in der Durch-
fahrt mit einem bewerteten Schalldamm-MaR von mindestens Rw = 12 dB im
eingebauten Zustand

wie vorgesehen in den Plan aufgenommen werden. Diese Schallschutzmafinahmen erge-
ben sich aus der Schalltechnischen Untersuchung der Firma Werner Genest und Partner
Ingenieurgesellschaft MbH aus Ludwigshafen, Gutachten Nr. 123K1 G vom 11.10.2019,
und sind zur Einhaltung aller Larmrichtwerte notwendig.

Die im Vorentwurf unter der stadtebaulichen Zielsetzung beschriebene vorgesehene ge-
schlossene L-férmige Gebaudestellung sollte erfolgen, um die stdliche und westlich gele-
gene Wohnbebauung vor betriebsbedingten Larmeinwirkungen zu schiitzen.

Klimaschutz;

seitens des Klimaschutzmanagements bestehen grundsatzlich keine Bedenken gegen den
0.g. Bebauungsplanentwurf. Wir bitten jedoch folgende Empfehlungen und Anregungen zu
beachten:

Nach Sichtung der Unterlagen ist festzustellen, dass bislang das Sachgebiet Klimaschutz
weder im Bebauungsplan noch in der Begriindung angemessen beriicksichtigt wurde.

Das im Dezember 2019 in Kraft getretene Klimaschutzgesetz hebt die Vorbildfunktion der
6ffentlichen Hand hervor: § 13 Absatz 1 gebietet allen Tragern 6ffentlicher Aufgaben, den
Zweck des Gesetzes und die zu seiner Erfillung festgelegten Ziele zu beriicksichtigen.
Dieses

Berlicksichtigungsgebot konkretisiert die allgemeine Vorbildfunktion der 6ffentlichen

Hand und kommt bei allen ihren Planungen und Entscheidungen zum Tragen, soweit im
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben Entscheidungsspielraume bestehen. Dies gilt insbe-
sondere, soweit die zugrundeliegenden Vorschriften bestimmte Entscheidungen vom Vor-
liegen von ,6ffentlichen Interessen” oder ,vom Wohl der Allgemeinheit* abhangig machen,
wenn sie den zusténdigen Stellen Planungsaufgaben geben oder Abwagungs-, Beurtei-
lungs- und Ermessensspielrdume zuweisen.

Nach § 1a Abs. 5 BauGB sollte den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maf-
nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung
an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.

Daher bitten wir zu prifen, inwiefern Hinweise/ Empfehlungen und/oder Festsetzungen
hinsichtlich des Klimaschutzes und von Klimafolgenanpassungsmalnahmen in den Be-
bauungsplan aufgenommen werden kénnen. Als Grundlage dafiir kénnen einige Paragra-
phen aus dem BauGB und anderen Richtlinien/ Verordnungen herangezogen werden.
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GemafR § 9 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB kann festgelegt werden, dass die Kompaktheit der
Gebéude also ein giinstiges Verhaltnis von Gebaudeflache zum beheizbaren Gebaudevo-
lumen (A/V-Verhaltnis) und die Baukorperstellung auf das Ziel einer Erhéhung der Ener-
gieeffizienz hin zu optimieren sind. Diese Méglichkeit sollte genutzt werden.

Auf Grund von § 1 Abs. 7f BauGB ist die Ausrichtung und Neigung von Dachflachen auf
eine optimale Solarausbeute hin vorzunehmen. Es sollen Photovoltaik und/oder Solarther-
mie in das Energiekonzept der Neubauten einbezogen werden, dariiber hinaus wird emp-
fohlen angemessen dimensionierte Speicher zu installieren.

Auf Grund von § 1 Abs. 7e, f BauGB sowie § 3 EEWarmeG Abs. 1 wird empfohlen, ein
modernes bedarfsgerechtes Heizsystem mit einer anteiligen Einbindung erneuerbarer
Energien einzusetzen. Dem wird im Vorentwurf unter 7.1 und 9.7 insofern gefolgt, dass
festgelegt wird, dass die notwendigen Leitungen und Anschlisse fiir ,Anlagen fiir die Er-
zeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren
Energien oder Kraft-Warme-Kopplung“ zu installieren sind. Dazu wird empfohlen, im Be-
bauungsplan entsprechende Flachen fiir Anlagen zur Erzeugung von Energie aus Kraft-
Warme-Kopplung nach § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB festzusetzen.

Im Rahmen des B-Plan-Verfahrens wird daher empfohlen, ein Energiekonzept zu erstellen
und die Ergebnisse des Konzepts mittels textlichen Festsetzungen bzw. eines stédtebauli-
chen Vertrages zu sichern.

Klimaanpassung

Gemal der Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in Hessen sind fir Baustoffe und
Konstruktion die Krafte wie u.a. Starkwind, hohe Temperaturen, starke Temperatur-
schwankungen, heftige Niederschlage, welche auf die Bausubstanz wirken zu beriicksich-
tigen.

Uber §13a BauGB lassen sich ggf. Vorgaben ableiten, welche die Flachenversiegelung auf
ein notwendiges Mal reduzieren.

Nach § 1 Abs. 7c BauGB sind negative Auswirkungen auf Menschen und Gesundheit zu
vermeiden. Beispielsweise kann durch Dach- und Fassadenbegriinung, bedarfsgerechte
Verschattung und die Wahl heller Gebaudeoberflachen einer Uberhitzung der Gebaude
und des umgebenden Mikroklimas entgegengewirkt werden.

Mit freundlichen GriiRen
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Bauleitplanung der Stadt Schwalbach, :

2, Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 ebiet

»Ostlich der Berliner StraBe zwischen TaunusstraBe und W “

hier: friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstigen Triger éffentlicher Belange
gemdR § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrter Herr Rittinger,

auf Ihre Anfrage vom 14.02.2020 kénnen wir Ihnen heute mitteilen, dass gegentiber dem Bebau-
ungsplan Nr. 43 ,Ostlich der Berliner StralRe zwischen TaunusstraRe und Wiesenweg*
grundsatzlich keine Einwande der NRM bestehen.

Bitte beachten Sie, dass sich in der ausgewiesenen Fliche des Geltungsbereiches bereits
Versorgungsleitungen und Hausanschlisse befinden, deren Bestand und Betrieb zu
gewahrleisten sind. Eine Uberbauung vorhandener Leitungstrassen ist nicht zulassig.

Sollte eine ErschlieBung mit Erdgas gewlinscht werden, wenden Sie sich bitte an

Bei den Anpflanzungen der Bdume.entlang des Rudolf-Dietz-Weges, ist auf einen ausreichenden
Abstand zum vorhandenen Leitungsbestand zu achten.

Voraussetzung flr die Planungen von Grinflachen bildet die aktuelle Ver3|on des DVGW-
Arbeitsblattes GW 125 ,Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen®.

Des Weiteren bitten wir darauf zu achten, dass sowohl bei VerauRerung sowie bei Umwidmung
von Grundstticksflachen eine dingliche Sicherung aller Mainova-Trassen erforderlich wird.

NRM Nelzdienste Rhein-Main GmbH ¢ Solmsstrae 38 » D-80486 Frankfurl am Main
Geschéflsfihrer: Torsten Jedzini, Mirko Maier
Sitz der Gesellschaft: Frankfurt am Main * Amtsgericht Frankfurt HRB 74832 » USt-ID-Nr DE 814437976
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RheinMain

Ein Unternenmen der Mainova

Far alle BaumaBnahmen ist die NRM —Norm ,Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen,

Armaturen, Mess-, Signal- und Steuerkabel der Mainova“ einzuhalten. Bitte fordern Sie fir lhre

Planungen unsere Bestandsunterlagen online unter  dem Link  www.nrm-
im Bereich Downloads an.

Freundliche Grifze

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH
Netzvertrieb
Projektkoordination (N2-WN3)
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Bauleitplanung der Stadt Schwalbach,

2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet , Ostlich der Berli-
ner Straf3e zwischen TaunusstraBBe und Wiesenweg"”

Friihzeitige Beteiligung der Beh6rden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 (1)
BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Sicht der Raumordnung und Landesplanung nehme ich zu der vorgelegten Planung wie
folgt Stellung: Es bestehen keine grundsétzlichen Bedenken, wenn die in der Begriindung auf
Seite 16 benannte Flachenkompensation fiir den betroffenen Regionalen Griinzug bzw. das
Vorranggebiet Regionaler Griinzug nachgewiesen und abgestimmt wird.

Aus der Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege nehme ich wie folgt Stellung:

Von der o.g. Planung sind keine Natur-, Landschaftsschutz- oder Natura2000-Gebiete betrof-
fen. Bezlglich der Ubrigen zu vertretenden naturschutzrechtlichen und -fachlichen Belange
verweise ich auf die untere Naturschutzbehdrde des Main-Taunus-Kreises.

Aus Sicht der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Wiesbaden nehme ich zu der o.g. Planung
wie folgt Stellung:

Grundwasser

Das Plangebiet liegt in der Schutzzone lll A des im Festsetzungsverfahren befindlichen Trink-
wasserschutzgebietes (WGS-ID: 436-033) der Wassergewinnungsanlagen Brunnen [+l
"Schwalbach" der Stadt Schwalbach am Taunus, Main-Taunus-Kreis. Ich bitte Sie dies in der

Regierungsprasidium Darmstadt Servicezeiten: Fristenbriefkasten:
WilhelminenstraBe 1-3 Mo. - Do. 8:00 bis 16:30 Uhr Luisenplatz 2
64295 Darmstadt Freitag 8:00 bis 15:00 Uhr 64283 Darmstadt
Internet: Telefon: 06151 12 0 (Zentrale)

https://rp-darmstadt.hessen.de Telefax: 06151 12 6347 (allgemein) -2-
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Ausweisung des Bauleitplans zu beachten. Wasserversorgung - Bedarfsermittlung und De-
ckungsnachweise. Die Bauleitplanung muss wasserwirtschaftliche Belange angemessen be-
ricksichtigen. Gewahrleistet werden missen eine qualitativ und quantitativ ausreichende Was-
serversorgung und ein ausreichender Schutz des Grundwassers. Die planaufstellende
Kommune hat in eigener Verantwortung sicherzustellen, dass die Versorgungssicherheit der
offentlichen Wasserversorgung dauerhaft fir die kinftige Bebauung im Rahmen der beste-
henden wasserrechtlichen Zulassungen gewahrleistet ist und eine ausreichende Léschwasser-
menge bereitgestellt werden kann. In der Begriindung zum Bauleitplanverfahren wird unter
12.2 Trink- und Léschwasserversorgung aufgefliihrt, dass weitere Nachweise in der Bearbei-
tung des Bebauungsplans erbracht werden.

Bodenschutz

Eine Uberpriifung der hessischen Altflichendatei (Datenbank ALTIS) ergab keinen Datenbank-
eintrag im Gebiet des Bebauungsplanes. Belastungen oder Verunreinigungen sind nicht be-
kannt. Aus Sicht des nachsorgenden Bodenschutzes ergeben sich daher keine Anmerkungen,
Erganzungen, Hinweise oder Nebenbestimmungen.

Vorsorgender Bodenschutz

Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans hat eine GroB3e von ca. 1,69 ha. Fir die
Ostlich hiervon angrenzende Erweiterungsflache mit einer GroBe von 0,93 ha stellt der
Reg FNP 2010 eine Grinflache mit der Zweckbestimmung Parkanlage dar. Ein Umweltbericht
wurde aufgestellt. Die neue hessische Kompensationsverordnung vom 26.10.2018 soll augen-
scheinlich angewandt werden. Bei der Bearbeitung wurde die ,Arbeitshilfe zur Beriicksichti-
gung von Bodenschutzbelangen in der Abwagung und der Umweltprifung nach BauGB in
Hessen” augenscheinlich verwendet. Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes ergeben
sich daher keine Anmerkungen, Erganzungen, Hinweise oder Nebenbestimmungen.

Oberflachengewasser

Gegen das o. g. Bebauungsplanverfahren bestehen keine grundsatzlichen Bedenken.

Abwasser, anlagenbezogener Gewdasserschutz

Gegen den geplanten Vorentwurf des Bebauungsplanes bestehen keine grundsatzlichen Be-
denken. Wie in der Begriindung angegeben soll der Nachweis der gesicherten Abwasserent-
sorgung im Rahmen der weiteren Bearbeitung des Bebauungsplans erbracht werden. Hierbei
sind die Grundsatze der Abwasserbeseitigung gemal3 §55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zu
beachten: § 55 (1): Abwasser ist so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht be-
eintrachtigt wird. § 55 (2): Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder in ein
Gewaésser eingeleitet werden. Abweichungen sind stichhaltig zu begriinden. AuBBerdem gilt
fur das Einleiten von Abwasser in Gewasser (also auch fir die Versickerung von gesammelten
Niederschlagswasser) der § 57 WHG. § 57 (1): Die Menge des Abwassers ist so gering zu hal-
ten, wie dies nach dem Stand der Technik moglich ist.



Abfallwirtschaft
Zum o. g. Vorhaben bestehen aus abfallwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken.

I[mmissionsschutz

Der vorgelegte Entwurf des o.g. Bebauungsplanes wurde aus Sicht des Immissionsschutzes,
der Lufthygiene und des Kleinklimas geprift. Die Prifung ergab, dass aus Sicht des Immissi-
onsschutzes, der Lufthygiene und des Kleinklimas keine Bedenken gegen den vorgelegten
Bebauungsplanentwurf bestehen. Hinsichtlich des Umfanges und des Detaillierungsgrades
des Umweltberichtes werden aus Sicht der Belange Immissionsschutz, Lufthygiene und Klein-
klima keine weiteren Forderungen gestellt. Hinweis: Grundlage fir die Stellungnahme zum
Larmschutz ist das schalltechnische Gutachten der Werner Genest und Partner Ingenieurge-
sellschaft mbH, GENEST Ingenieurbiro fur Schall und Erschitterungsschutz, Bauphysik und
Energieeinsparung, Gutachten Nr. 123K1 G vom 11.10.2019 mit seinen Annahmen und Vor-
schlagen zum Schallschutz. Die im Gutachten genannten erforderlichen SchallschutzmafBnah-
men sollten in die textlichen Festsetzungen Gibernommen werden.

Bergaufsicht
Als Datengrundlage fiir die Stellungnahme wurden folgende Quellen herangezogen: Hinsicht-

lich der Rohstoffsicherung: Regionalplan Sudhessen/Regionaler Flachennutzungsplan
(RPS/RegFNP) 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG; hinsichtlich der aktuell un-
ter Bergaufsicht stehenden Betriebe: vorliegende und genehmigte Betriebsplane; hinsichtlich
des Altbergbaus: bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse, in der Datenbank
vorliegende Informationen, Kurziibersichten des ehemaligen Bergamts Weilburg Gber frihe-
ren Bergbau. Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans inventari-
sierten Bestanden von Berechtsams- und Betriebsakten friiherer Bergbaubetriebe und in hie-
sigen Kartenschranken aufbewahrten Rissblattern. Die Stellungnahme basiert daher
hinsichtlich des Altbergbaus auf einer unvollstdindigen Datenbasis. Anhand dieser Daten-
grundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen: Rohstoffsicherung: Durch das
Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflachen betroffen. Aktuelle Betriebe: Es befinden sich
keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe im Planbereich und dessen ndherer Um-
gebung. Gefahrdungspotential aus friiheren bergbaulichen Tatigkeiten: Im Plangebiet ist mei-
nen Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen. Dem Vorhaben stehen aus Sicht
der Bergbehorde keine Sachverhalte entgegen.

Ich beteilige den Kampfmittelraumdienst im Rahmen von Bauleitplanverfahren ausnahms-
weise nur dann, wenn von gemeindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete
Hinweise auf das mogliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von Ihnen
zugeleiteten Bauleitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb
habe ich den zentralen Kampfmittelrdumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch frei, den
Kampfmittelrdumdienst direkt zu beteiligen. Mindliche Anfragen kénnen Sie an Herrn Sch-
wetzler, Tel. 06151-12 6501, richten. Schriftliche Anfragen sind an das Regierungsprasidium
Darmstadt, Dezernat | 18, Zentraler Kampfmittelrdumdienst zu richten.



Eine planungsrechtliche Prifung ist nicht erfolgt. Fir Rickfragen stehe ich selbstverstandlich

zur Verfligung.

Mit freundlichen Grif3en
Im Auftrag

Gez.



Regierungsprasidium Darmstadt

Regierungsprasidium Darmstadt, 64278 Darmstadt Kampfmittelréumdienst des Landes Hessen
Unser Zeichen: | 18 KMRD- 6b 06/05-
Elektronische Post Sch 807-2020
Ihr Zeichen: Herr Folkert Ruttinger
Planergruppe ROB GmbH Ihre Nachricht vom: 19.02.2020
Architekten + Stadtplaner ?rA”SpreChpa””er:  ———
immernummer:
SchulstraBBe 6 _ -
Telefon/ Fax: I
65824 Schwalbach am Taunus E-Mail:
Kampfmittelrdumdienst: kmrd@rpda.hessen.de
Datum: 06.03.2020

Schwalbach am Taunus,

"Ostlich der Berliner StraBe zwischen TaunusstraBe und Wiesenweg"
Bauleitplanung; 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43
Kampfmittelbelastung und -rdumung

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Auswertung der beim Kampfmittelraumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat ergeben,
dass sich das im Lageplan néher bezeichnete Geldnde in einem Bombenabwurfgebiet befin-
det.

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flachen muss grundsatzlich ausgegangen
werden.

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Bau-
maBnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 Metern durchgefiihrt wurden sind keine Kampf-
mittelrdummalBnahmen notwendig.

Bei allen anderen Flachen ist eine systematische Uberpriifung (Sondieren auf Kampfmittel)
vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen auf
den Grundstlcksflachen bis in einer Tiefe von 5 Meter (ab GOK IIWK) erforderlich, auf denen
bodeneingreifende MalBnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsatzlich eine EDV-gestitzte
Datenaufnahme erfolgen.

Sofern die Flache nicht sondierfahig sein sollte (z.B. wg. Auffillungen, Versiegelungen oder
sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgriinden weitere Kampfmittel-
raummalnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich.

Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, Berliner
Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern.

Regierungsprasidium Darmstadt Servicezeiten: Fristenbriefkasten:
Luisenplatz 2, Kollegiengeb&ude Mo. - Do. 8:00 bis 16:30 Uhr Luisenplatz 2

64283 Darmstadt Freitag 8:00 bis 15:00 Uhr 64283 Darmstadt

Internet: Telefon: 06151 12 0 (Zentrale) Offentliche Verkehrsmittel:

www.rp-darmstadt.hessen.de Telefax: 06151 12 6347 (allgemein) Haltestelle Luisenplatz -2-



http://www.rp-darmstadt.hessen.de/
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Sofern eine sondierfédhige Messebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer Fla-
chensondierung begleitet werden.

Zu lhrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die Kampfmittelrdu-
mungsarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchgefiihrt wurden. Der Bescheini-
gung ist ein Lageplan beizufligen, auf dem die untersuchten Flachen dokumentiert sind. Wei-
terhin ist das verwendete Detektionsverfahren anzugeben.

Fir die Dokumentation der Rdumdaten beim Kampfmittelrdumdienst des Landes Hessen
wurde das Datenmodul KMIS-R entwickelt. Wir bitten Sie, bei der Beauftragung des Dienst-
leisters auf die Verwendung des Datenmoduls KMIS-R hinzuweisen.

Hierflr ist es erforderlich, dass die Uberpriften und gerdumten Flachen 6rtlich mit den
Gaul3/Kriiger Koordinaten eingemessen werden.

Wir bitten Sie nach Abschluss der Arbeiten um Ubersendung des Lageplans und der KMIS-
R-Datei, welche Sie durch die von lhnen beauftragte Fachfirma erhalten.

Das Datenmodul KMIS-R kénnen Sie kostenlos von der nachstehenden Internetseite des
Kampfmittelrdumdienstes downloaden:

http://www.rp-darmstadt.hessen.de
(Sicherheit und Ordnung, Gefahrenabwehr, Kampfmittelrdaumdienst)

Die Kosten fiir die Kampfmittelrdumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) sind vom An-
tragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonstigen Berechtigten (z.B. Ei-
gentimer/Eigentiimerin, Investor/Investorin) zu tragen. Die genannten Arbeiten sind daher
von diesen selbst bei einer Fachfirma in Auftrag zu geben und zu bezahlen.

Fir die Dokumentation der durchgefiihrten Kampfmittelrdumung werden die 6rtlichen
GauB/Kriger-Koordinaten benétigt.

Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich immer
das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme beizufligen.

Als Anlage Gbersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen fir die Kampfmittelrau-
mung im Lande Hessen.

Da Kampfmittelrdumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich die

Abrechnung der Leistungen nach tatsachlichem Aufwand fir unumgénglich. Dies ist in jedem
Falle Voraussetzung fir eine positive Rechnungspriifung zum Zwecke der Kostenerstattung
durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen Bestimmungen fir die Kampfmittelrdumung.

Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden.
Den Abtransport - ggf. auch die Entschérfung - und die Vernichtung der gefundenen
Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelrdumdienst- weiterhin auf eigene Kosten

Ubernehmen.

Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleit - bzw. Planfeststel-
lungsverfahrens zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flachenanderungen ergeben.


http://www.rp-darmstadt.hessen.de/

Mit freundlichen GriBen
Im Auftrag

gez. I



Bauaushububerwachung und Baubegleitende Kampfmittelraumung
Theorie und Wirklichkeit, Verantwortlichkeiten

Jurgen Sebald

BG Bau, Pirnaer Landstrae 40, 01237 Dresden
0351-2572-324, juergen.sebald@bgbau.de

1. Einleitung

Weltweit werden Bauarbeiten fur verschiedenste Vorhaben
durchgefiihrt, sei es wie z.B. Um-, oder Ausbau bzw.
Sanierung von Industrie-, Wohn- oder Mischgebieten, aber
auch Lickenbebauungen. Fur erneuerbare Energien sind
tollkihne Ideen in der Planung, einiges davon steht bereits in
der Ausfluhrungsphase. Pipelines werden durch unwirtliche
Gegenden, sogar durch Gewasser wie z.B. Ostsee verlegt,
auch an Orten, wo bekanntermallen Kampfmittel verklappt
wurden.

Es ist davon auszugehen, dass ca. 10 - 15 % der im 2.
Weltkrieg abgeworfenen Bomben nicht zur Wirkung
gelangten und auch heute noch eine Gefahr fiir die Umge-
bung darstellen (Abb. 1). Zusatzlich dazu findet man auch in
Ballungszentren

= aufgegebene oder zerstdrte Fliegerabwehrstellungen,
= Vergrabestellen,

= zur Sprengung vorbereitete Bauwerke, Abb. 1. Fliegerbombe, angetroffen  bei
. . . Bauarbeiten in der Nahe einer
* ehemalige Stellungs- und Grabensysteme mit Munition. Tankstelle

Daher werden Bauvorhaben immer wieder durch Kampfmittelfunde, ja sogar auch ,Explosionen von
Kampfmitteln“ gestoppt (Abb. 2).

Vor diesem Hintergrund stellen sich folgende
Fragen:

= hat der Bauherr bzw. dessen Planer im
Rahmen der Gefahrenvorsorge das Prob-
lem ,Kampfmittel im Baugrund“ tGberhaupt
erkannt ?

= hat der sich Bauherr bzw. dessen Planer
mit den zur Verfigung stehenden Sondier-
und Raumverfahren Gberhaupt befasst ?

= ist sich der Bauherr seiner Verantwortung
gegenlber den bauausfiihrenden Un-
Abb. 2: bei Bohrarbeiten 5-Zentner-Bombe angebohrt ternehmen bewusst ?

Bei Bauarbeiten unter Kampfmittelverdacht entstehen Gefahrdungen, deren Beseitigung zu den ver-
traglichen Pflichten des Bauherrn gehdrt (siehe dazu VOB/C ATV DIN 18299).

Vielfach ist aber festzustellen, dass "aus Kostengriinden" keine Kampfmittelrdumung im engeren Sinne
geschieht, sondern versucht wird, dem Problem des Kampfmittelverdachtes mittels sog. ,Bauaushub-
Uberwachung® oder der ,Baubegleitenden Kampfmittelrdumung" Herr zu werden. Dies geschieht ins-
besondere dann, wenn kein konkreter, sondern ein sogenannter "diffuser" Kampfmittelverdacht vor-
liegt, d.h., dass anhand von Luftbildern oder anderer Unterlagen zwar keine verortbaren Ansatzpunkte
festgestellt werden konnen, aber doch so konkrete Verdachtsmomente dafiir, dass ein gewisser
Kampfmittelverdacht bestehen bleibt (tw. auch bezeichnet als "Flache mit Kampfmittelverdacht ohne
konkrete Gefahr" [1]).



2. Pflichten des Bauherren

Die Bereitstellung des Baugrundes zur weiteren Bearbeitung, z.B. zur Herstellung eines Bauwerkes ist
gemal der Rechtsprechung nach § 645 BGB im Sinne der Lieferung eines Baustoffes zu sehen. Die
Verantwortung fir den Zustand des Baustoffes ,Baugrund® tragt grundsatzlich der Bauherr, d.h. er tragt
das so genannte ,Baugrundrisiko®.

Unter Beachtung des Rechtsgrundsatzes der Allgemeinen Verkehrsicherungspflicht hat der Bauherr,
der sein Vorhaben auf einer Flache errichten mochte, die nach historischer Erkundung als kampfmittel-
gefahrdet anzusehen ist, die Pflicht, Schaden, die von seinem Grund und Boden ausgehen, von den
Bauarbeitern abzuwenden. Er hat somit daflir zu sorgen, dass evil. vorhandene Kampfmittel unschad-
lich gemacht werden, was i.d.R. durch eine Kampfmittelrdaumung im klassischen Sinn geschieht.

Dies gilt sowohl bei einem konkreten, als auch bei dem oben beschriebenen "diffusem" Kampfmittel-
verdacht. In diesem Fall kdnnen z.B. in Nordrhein-Westfalen die Ordnungsbehérden entsprechende
Vorgehensweisen verfigen [1] und seit im Jahre 1994 auf einer Baustelle in Berlin die Explosion einer
Bombe vier Arbeiter in den Tod gerissen hat, wird in einigen kreisfreien Stadten und Landkreisen
Sachsens die Antragstellung zur Kampfmittelbelastungspriifung von Baugrundstiicken vorgeschrieben!
Eine vorbildliche Vorgehensweise, an die sich andere Stadte und Landkreise anschlief3en sollten !

Darlber hinaus hat aber jeder Bauherr im Rahmen der Planung und Ausfiihrung eines Bauvorhabens
ohnehin Vorgaben zu beachten, die in die gleiche Richtung weisen. Hier ist insbesondere die BaustellV
in Verbindung mit § 4 ArbSchG zu nennen, aber auch § 819 StGB "Baugefahrdung". Weitere Hinweise
zu den Bauherrenpflichten bei Bauarbeiten auf Kampfmittelverdachtsflachen enthalt auch die BGI 833 -
- Handlungsanleitung zur Gefahrdungsbeurteilung und Festlegung von Schutzmalinahmen bei der
Kampfmittelrdumung [2].

21 Baustellenverordnung — BaustellV

Eine ganz allgemeine, in ihrer Zielrichtung aber sehr deutliche Vorgabe, die auf jeder Baustelle zu
beachten ist, enthalt § 2 BaustellV, "Planung und Ausfiihrung des Bauvorhabens". § 2, Absatz 1 lautet
(verklrztes Zitat):

(1) Bei der Planung der Ausfliihrung eines Bauvorhabens ...... sind die allgemeinen Grundsatze
nach § 4 des Arbeitsschutzgesetzes zu bericksichtigen (siehe auch Abb.2)

Somit hat der Bauherr schon bei der Planung der Ausfliihrung eines Bauvorhabens gemaf den ersten
und wesentlichsten drei allgemeinen Grundsatzen nach § 4 ArbSchG zu beriicksichtigen, dass

" Die Arbeit so zu gestalten ist, dal eine Gefahrdung fiir Leben und Gesundheit moglichst vermie-
den und die verbleibende Gefahrdung mdéglichst gering gehalten wird;

= Gefahren an ihrer Quelle zu bekampfen sind;

" der Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonstige gesicherte arbeitswissen-
schaftliche Erkenntnisse bertcksichtigt werden.

Werden diese Vorgaben der BaustellV nicht beachtet, kdnnte im Schadensfall, d.h. in unserer Betrach-
tung der "Explosion" eines Kampfmittels, auch § 819 StGB "Baugefahrdung" heranzuziehen sein:

(1) Wer bei der Planung, Leitung oder Ausfuhrung eines Baues oder des Abbruchs eines Bau-
werks gegen die allgemein anerkannten Regeln der Technik verst63t und dadurch Leib oder
Leben eines anderen Menschen gefahrdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu finf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft.

Eine fur die KampfmittelrAumung aus dem Kreis der anerkannten Regeln der Technik einschlagige
Regel ist die oben bereits erwdhnte BGI 833 [2]. Diese BGI hilft in erster Linie der Kampfmittelraumfir-
ma, aber auch dem Bauherrn bzw. dessen Planer, die allgemeinen Grundséatze nach § 4 ArbSchG bei
der Planung und Ausfuihrung des Bauvorhabens auf "kampfmittel-verdachtigem Untergrund" zu be-
rucksichtigen und umzusetzen.



Allgemeine Grundsatze nach § 4 ArbSchG bei Anwendung der BaustellV
und deren zugehorigen Pflichten

Bauherr oder beauftragter Dritte nach § 4 BaustellV

Zugehorige Pflichten:

Zusatzlich auf Baustellen auf denen
Beschaftigte mehrerer Arbeitgeber
tatig werden:

auf allen Baustellen:

§ 2 Abs. 1 BaustellV * § 3 Abs. 1 BaustellV
Die allgemeinen Grundsatze
des

§ 4 ArbSchG sind bei der Pla-
nung

der Ausfiihrung zu berticksichti-
gen

Bestellter Koordinator oder Bauherr selbst

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 BaustellV *

Die allgemeinen Grundséatze sind bei der
Planung der Ausfiihrung zu koordinieren

§ 3 Abs 3 Nr. 1 BaustellV *

Die Anwendung der allgemeinen Grund-
satze ist bei der Ausflihrung zu koordinie-
ren

* Diese Pflichten werden in den Abschnitten 5.1 und 5.2 der RAB 33 konkreti-
siert

Abb. 3

3 »Bauaushubiiberwachung“ - "baubegleitende Kampfmittelraumung"
- Verfahren nach dem Stand der Technik ?

Gangige Praxis ist es, in den Ausschreibungsunterlagen von den ausfiilhrenden Unternehmen "den
Stand der Technik" abzufordern.

Weil aber aufgrund zu vieler im Untergrund vorhandener Stérkorper die klassischen Vorgehensweisen
der KampfmittelrAumung manchmal nicht anwendbar sind, aber auch deshalb, weil Bauherren aus
finanziellen Griinden vor Sondierungen zuriickschrecken, wird schon bei der Planung des Bauvorha-
bens auf "kampfmittel-verdachtigem Untergrund” zum Mittel der sogenannten Bauaushubiberwachung
gegriffen, d.h. es wird eine zur KampfmittelrAumung befahigte Person - im folgenden "Feuerwerker"
genannt - neben den Bagger gestellt, die ein Auge auf den Aushub haben und die Arbeiten sofort stop-
pen soll, wenn sie etwas Auffalliges bemerkt.

Diese auch als ,fachtechnische Begleitung" des Bauvorhabens bezeichnete Vorgehensweise stoft in
der Fachwelt auf herbe Kritik ("ist eigentlich nur ein zusatzlicher Toter"), sowohl in der Tatsache, dass
es vom Bauherrn so gefordert und ausgeschrieben wird, aber auch in der Tatsache, dass sich einige
Kampfmittelrdumfirmen Uberhaupt darauf einlassen ! Vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Zwénge
mag das zwar verstandlich sein, aber eine solche Vorgehensweise ist ein vehementer Verstol3 nicht



nur gegen die allgemeinen Grundsatze des § 4 ArbSchG, sondern auch gegen jedes Prinzip der Si-

cherheitsplanung:

" hat der Feuerwerker iberhaupt eine Chance, eine konkrete Gefahr durch ein bewegtes oder frei-

gelegtes Kampfmittel rechtzeitig festzustellen ?

" wie lange halt er das durch, den Aushubbereich nach UnregelmaRigkeiten und die Aushubmas-
sen nach "Verdachtsinhalten" so intensiv wie notwendig zu "scannen" ?

] kann er dem Druck der "Erdbaufirma" standhalten, "Leistung zu bringen", "Masse zu machen" ?

] wer tragt die Verantwortung, wenn es zu einem Schadensereignis kommt, die Verantwortliche
Person der Kampfmittelrdumfirma, die Kampfmittelrdumfirma selbst oder der Bauherr?

Eine Definition der "Bauaushubiiberwachung" zum Auffinden von Kampfmitteln und damit eine binden-
de Vorschrift zur Vorgehensweise gibt es nicht (wie auch, es ist ja kein in der Fachwelt anerkanntes

Verfahren !).

Oft wird aber fiur die gleiche wie oben beschriebene
Vorgehensweise ein anderer Begriff gebraucht bzw.
missbraucht:

"Baubegleitende Kampfmittelraumung"”

Im Gegensatz zur "Bauaushububerwachung" sind die
Vorgehensweisen der "baubegleitenden Kampfmittelrau-
mung" exakt beschrieben und definiert im Abschnitt 3 der
Arbeitshilfen Kampfmittelrdumung - AH-Kampfmittelrdumung
des Bundes [3]. Folgende Zitate aus diesem Abschnitt der
AH-Kampfmittelrdaumung sprechen fir sich und bedirfen
keiner weiterer Kommentierung, besonders wichtige
Passagen aber in Fettdruck hervorgehoben:

3.2 Baubegleitende KampfmittelrAumung

Abb. 4. Schichtenweiser Abtrag, verpflich-
tend bei baubegleitender KMR

Bei diesem Raumverfahren werden die horizontalen und vertikalen Flachen der Baugrube mit

aktiven und / oder passiven Sonden untersucht.

Nach Freigabe durch die verantwortliche Person (8 19 Abs. (1) Nr. 3 SprengG) kann der Boden un-
ter zusatzlicher visueller Kontrolle schichtweise ausgebaut werden. Dieser Vorgang wird bis zum

Erreichen der Aushubsohle wiederholt.

3.2.1 Verfahrensbeschreibung

Zum Erreichen des Réaumziels ,Kampfmittelfreiheit* sind die Aushubsohle und die Grubenbdschun-
gen bzw. —wénde in Abhé&ngigkeit der vermuteten Kampfmittel mittels aktiver und / oder passiver
Sonden vollflachig und systematisch zu untersuchen und ggf. zu rdumen.

Die BGR 114 Anhang 5 ,Besondere Sicherheitsanforderungen” ist zu beachten.

3.2.2 Verfahrensgrenzen

Dieses Raumverfahren kann der Reduktion von Gefahrdungen bei MaRnahmen mit Bodeneingriff
auf kampfmittelbelasteten Flachen dienen. Es kann angewendet werden, wenn Kampfmitteleinzel-
funde aufgrund konkreter Verdachtsmomente nicht ausgeschlossen werden kénnen.

Dabei wird der im Wirkungsbereich eines Erdwerkzeuges befindliche Boden auf Kampfmittel unter-

sucht, bevor der Bodenabtrag stattfindet.

Dieses Raumverfahren ist aufgrund des methodischen Ansatzes zur Herstellung der Kampfmittel-
freiheit ohne Einschrénkungen fur Baugruben geeignet. Die Verfahrensgrenzen werden durch fol-

gende Eckpunkte beschrieben:

1. Der bei der Raummalinahme hergestellte kampfmittelfreie Bereich beschrénkt sich auf den bei
den Bauarbeiten umgesetzten und den in der Baugrube anstehenden Boden.

2. Die Méachtigkeit der in der Baugrube von Kampfmitteln freigemessenen Bodenschicht wird durch
die Empfindlichkeit der eingesetzten aktiven und / oder passiven Sonde bzw. die StérkorpergréRe
bestimmt und ist daher nicht in jedem Fall eindeutig bestimmbar.




3. Durch vorhandene bauliche Anlagen (Kabel, Leitungen, Betonbaukd&rper) oder Hilfsbau-
malnahmen (Verbau) kénnen Einschrdnkungen der Sondierfahigkeit des in der Baugrube
anstehenden Bodens entstehen.

Auch das Verfahren der baubegleitenden Kampfmittelrdumung ist in der Fachwelt umstritten, weil es,
wie der obige Satz 3 zeigt, nicht nur Unsicherheiten fiir den Raumerfolg enthalt, sondern auch fir Leib
und Leben der Ausfiihrenden. Umstritten ist es aber insbesondere auch deshalb, weil dieses Verfahren
so leicht von Bauherren und Planern missbraucht werden kann, um Geld zu sparen !

Das Verfahren wurde aus der Not geboren, dass es eben die Flachen gibt, wo ein nicht eindeutig ver-
ortbarer, diffuser Kampfmittelverdacht besteht und man nach einem Verfahren gesucht hat, um auch
dieses Problem unter Wahrung der VerhaltnismaRigkeit der Mittel in den Griff zu bekommen.

Aber, es 6ffnet dem Missbrauch Tlr und Tor: man braucht bei entsprechenden Verdachtsflachen nur
zu postulieren, dass die klassische Sondierung nicht geht, dann wird auch noch bereits in der Aus-
schreibung der schichtenweise Abtrag gestrichen (behindert ja nur die Aushubleistung und bedroht
damit den schon vor Beginn der Planung festgelegten Eréffnungstermin mit Biirgermeister und Sekt-
empfang), stellt den Ausguck-Feuerwerker an den Bagger, und schon glaubt man als Bauherr das
Problem erledigt zu haben !

Da sind gewisse Zweifel angebracht, betrachtet man allein die Verantwortlichkeiten, wenn die Granate
dem Ausguck-Feuerwerker entgeht und mit der Aushubfuhre durch die Stadt gefahren wird !

Was ist, wenn ..... ?

Auf der Grundlage des § 2 BaustellV, der den Bauherrn verpflichtet, bereits bei der Planung eines
Bauvorhabens die Grundsatze des § 4 ArbSchG zu bericksichtigen, kann nur folgende grundsatzliche
Vorgehensweise die Richtige sein:

1)  zwingende Feststellung des Kampfmittelverdachtes, ob konkret oder diffus !

2) wenn Kampfmittelverdacht besteht, Erarbeitung eines klar definiertes Raumkonzeptes bzw. eines
Arbeits- und Sicherheitsplanes nach BGI 833:

Unter Berlcksichtigung der vorgenannten Anforderungen darf die baubegleitende Kampfmittel-
rdumung nur dann angewandt werden, wenn Bauwerksreste, kinstliche Aufflllungen mit hohen
ferromagnetischen Anteilen, dichte Leitungsnetze oder dergleichen eine KampfmittelrAumung im
klassischen Sinn unmdglich machen.

3) im R&umkonzept bzw. Arbeits- und Sicherheitsplan nach BGI 833 Beschreibung der an den
Kampfmittelverdacht angepassten Vorgehensweise, insbesondere

= anstehende Bdschungen etc. werden vor Beginn des Aushubes vorsondiert
= schichtenweiser Abtrag des Materials ("Abziehen")

= die Schichtstarken werden wahrend des Aushubes standig durch direkte Kommunikation zwi-
schen visuellem Uberwacher (Feuerwerker") und Baggerfahrer abgestimmt

= aufgenommenes Erdreich auf einer Zwischenlagerflache vorsichtig abgelegen, vorseparieren
und nochmals visuell auf Kampfmittel absuchen

4) Definition der Anforderungen an die geratetechnischen und personelle Ausstattung der ausfiih-
renden Unternehmen (siehe BGI 833) und Beriicksichtigung dieser Anforderungen in der Aus-
schreibung

5) Bereitstellung technischer und ggf. notwendiger personlicher Schutzausriistungen durch die aus-
fihrenden Unternehmen

6) Herstellung der klaren und eindeutigen Weisungsbefugnis der Verantwortlichen Person der
Kampfmittelrdumfirma gegeniber den Mitarbeitern der Baufirmen in Bezug auf Gefahrdungen
durch Kampfmittel

7) Anpassung der Gefahrdungsbeurteilung der bauausfihrenden Unternehmen

8) Unterweisung aller auf der Baustelle beschaftigten Personen



4. Zusammenfassung

Kurz nach Kriegsende ging man davon aus, dass bis Ende 1945 alle Bombenblindganger entdeckt und
entsorgt werden wurden. Heute, 66 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs kénnen wir nur sa-
gen: ,Wir sind noch lange nicht so weit“ und Deformierungen, Rost, Alterungsprozesse, Bodenverwer-
fungen bzw. -bewegungen und insbesondere Erschitterungen erhéhen das Risiko einer Detonation.

Darlber hinaus gibt es ja nicht nur Bombenblindganger, von denen Gefahren ausgehen, sondern von
allen Arten von unkontrolliert abgelagerter und Alterungsprozessen unterworfener Munition.

Beim Thema Kampfmittelbeseitigung nehmen Bauherren/Auftraggeber bzw. deren Planer haufig un-
kalkulierbare Risiken in Kauf, die sie aber allein durch die Beachtung der oben beschriebenen grund-
satzlichen Vorgehensweisen minimieren kénnten.

Die Ausfiihrung von KampfmittelraummafBnahmen bedarf grundsatzlich der planerischen und konzepti-
onellen Vorbereitung sowie der Begleitung/Uberwachung der Ausflhrung.

Wesentlich ist, dass jede RaummalRnahme, die sorgféaltig vorbereitet wird, in der Ausfiihrungsphase
ohne gréRere Unterbrechungen wirtschaftlich umgesetzt werden kann.

Die Erkundung, Feststellung und Bergung von Kampfmitteln stellt auRergewdhnlich hohe Anforderun-
gen an die geratetechnische und personelle Ausstattung der ausfiihrenden Firmen sowie einen we-
sentlichen Zeit- und Kostenfaktor.

In jedem Fall stellt die baubegleitende Kampfmittelrdumung die ,ultima ratio dar, die nur unter klar
definierten Randbedingungen angewendet werden darf, nicht aber allein aus dem Grund der Kostener-
sparnis.

Die Bauaushubiberwachung ist nicht als KampfmittelrAumung anzusehen und sollte aus dem Pla-
nungsvokabular ersatzlos gestrichen werden !

Die Abwehr der von Kampfmitteln ausgehenden Gefahr ist und bleibt ein wesentliches Element in der
Sicherung der Lebensgrundlage unserer Gesellschaft und ihrer wirtschaftlichen und infrastrukturellen
Entwicklung und sollte sehr ernst genommen werden.

Grundsatz fiir Bauarbeiten auf Flachen mit Kampfmittelverdacht sollte immer sein:

Zuniachst Raumstelle - dann erst Baustelle !

5. Literatur:

[11 Merkblatt fir Baugrundeingriffe auf Flachen mit Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr (An-
lage 1 der Technischen Verwaltungsvorschrift fiir die Kampfmittelbeseitigung in NRW)

[2] BGI 833 - Handlungsanleitung zur Gefahrdungsbeurteilung und Festlegung von Schutzmallnah-
men bei der Kampfmittelraumung,

[3] Arbeitshilfen zur wirtschaftlichen Erkundung, Planung und Rdumung von Kampfmitteln auf Lie-
genschaften des Bundes (Arbeitshilfen Kampfmittelrdumung - AH KMR)



. Regierungsprasidium Darmstadt

. Allgemeine Bestimmungen fiir die Kampfmittelrdumung im Lande Hessen

Auftraggeber fiir Kampfmittelriumungsarbeiten sind das Land Hessen (Regierungsprisidium
Darmstadt), Kommunen, Private und Bundesbehorden.

Kampfmittelraumungsarbeiten sind insbesondere:

e Aufsuchen, Bergen und Zwischenlagern von Kampfmitteln
o Systematische Untersuchung von Flichen mit Sonden

Systematische Entmunitionierung von Flichen mit Oberflichensuchgeriten
Punktuelle Untersuchung von Blindgéngerverdachtspunkten
Herstellen von Sondierungsbohrungen, Messwertaufnahmen und Interpretation der
Messergebnisse auf Bombenblindgédnger
Aufgrabung der detektierten Anomalien
Identifizierung der Kampfmittel
Zwischenlagerung von Kampfmitteln
Berichtsfiihrung

O O o

O O O O

1. Durchfiihrungsbestimmungen

Die Arbeiten sind jeweils nach dem neuesten Stand der Technik durchzufiihren. Dies ist bei der
Auftragsbestitigung zu versichern.

Dem Kampfmittelriumdienst des Landes Hessen sind rechtzeitig mitzuteilen:
Auftraggeber (Auftrag und Auftragsbestitigung)

Verantwortliche Person (Befahigungsschein und Ausbildungsnachweis)
Arbeitsaufnahme und Arbeitszeit, gegebenenfalls Arbeitsunterlagen
Aktenzeichen des Kampfmittelrdumdienstes

Die untersuchten bzw. entmunitionierten Fldachen sind in Lagepldnen M 1 : 1 000 zu
dokumentieren. Eine Ausfertigung ist dem KMRD nach Beendigung der Arbeiten zu {ibergeben.
Kampfmittelrdumungsarbeiten sind nach den iiblichen Gesetzen, Verordnungen und Regeln der
Technik insbesondere auch nach den Regeln fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz beim
Zerlegen von Gegenstdnden mit Explosivstoff oder beim Vernichten von Explosivstoff oder
Gegenstinden mit Explosivstoff BGR 114, Anhang 5, des HVBG Fachausschuf3 ,,Chemie*
durchzufiihren.

2. Sicherheitsbestimmungen

Die Kampfmittelrdumarbeiten diirfen nur unter standiger Aufsicht einer Verantwortlichen Person
(Befidhigungsinhaber/in nach § 20 SprengG) durchgefiihrt werden.

An der Arbeitstelle ist gut sichtbar ein Alarmplan anzubringen, der folgende Informationen
enthilt:

e Verantwortliche Person der Arbeitsstelle
e Tel.-Nr. und Adresse des niachsten Unfallkrankenhauses



Regierungsprasidium Darmstadt

e Tel.-Nr. des ndchsten Hubschrauberrettungsdienstes
e Tel.-Nr. und Adresse des Kampfmittelriumdienstes des Landes Hessen

Die geborgenen Kampfmittel, Munitionsteile sowie alle anderen Objekte, die im Zusammenhang
mit Kampfmitteln stehen, sind sofort listen méBig zu erfassen und nachzuweisen. Sofern
Kampfmittel nicht transportfihig sind oder nicht verlagert werden konnen, ist von der
Kampfmittelriumfirma der Kampfmittelraumdienst des Landes Hessen unverziiglich zu
verstandigen. Bei Gefahr im Verzug ist die Verantwortliche Person berechtigt und verpflichtet,
sofort die zustindige Gefahrenabwehrbehorde (Polizei, Biirgermeister/in, Oberbiirgermeister/in)
zu verstiandigen und die seiner/ihrer Meinung nach erforderlichen Absperrmal3nahmen zu
veranlassen. Die Entschirfung, Sprengung sowie der Abtransport von Kampfmitteln ist
ausschlieBlich dem Kampfmittelrdumdienst des Landes Hessen oder der von ihm beauftragten
Person iiberlassen.

. Erginzende Bestimmungen

Bergungsfremde Gegenstinde, die bei den Arbeiten gefunden werden und keine
Kampfmitteleigenschaft aufweisen, sind dem Eigentiimer des Grundstiicks zu iiberlassen. Sofern
ehem. reichseigene Kampfmittel gefunden werden, besteht die Moglichkeit der Kostenerstattung
durch den Bund. Er macht allerdings zur Auflage, dass der Kampfmittelriumdienst die von der
Fachfirma gestellte Rechnung zur Priifung erhilt und diese mit einem Sichtvermerk
kennzeichnet. Dies setzt in jedem Falle die Einhaltung der vorgenannten Bestimmungen voraus.
Weiterhin ist zu erkliren, ob das betreffende Grundstiick vom Bund erworben wurde.



Regionalverband
FrankfurtRheinMain

Regionalverband FrankfurtRheinMain
Postfach 11 19 41, 60054 Frankfurt am Main

Der Regionalvorstand

Planergruppe ROB Ihr Zeichen:
SchulstralBe 6 nergruppe R Ihre Nachricht:
65824 Schwalbach EINGEGANGEN Unser Zeichen: cs

7 3, Marz 2020

bearbeiten:

16. Méarz 2020

Schwalbach am Taunus 2/20/Bp

Bebauungsplan Nr. 43 "Ostlich der Berliner StraRe zwischen Taunusstrae und Wie-
senweg", 2. Anderung der Stadt Schwalbach,

Stellungnahme gem. § 4 (1) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der vorgelegten Planung wurde urspriinglich eine Anderung des Regionalplan Stuidhessen/
Regionalen Fldchennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) bei uns eingereicht. Die aktuelle
Planung bleibt mit der Flachenneuinanspruchnahme fir ,Gemeinbedarf, Feuerwehr* von 0,49
ha unterhalb der Darstellungsuntergrenze von 0,5 ha. Von daher ist kein Anderungsverfahren
mehr notwendig. Ein Schreiben von Seiten der Stadt Schwalbach, dass der Antrag auf Reg-
FNP-Anderung zuriick genommen wird, ware dennoch wiinschenswert.

Der RPS/RegFNP 2010 stelit an der Stelle des Vorhabens ,Grinflache, ,Regionaler Griin-
zug* und ,Vorbehaltsgebiet fur besondere Klimafunktionen* dar. Der Bebauungsplan mit der
Festsetzung ,Gemeinbedarf, Feuerwehr" ist daher als nicht aus dem RPS/RegFNP 2010
entwickelt anzusehen. Da die GesamtgréRe des Vorhabens unter 0,5 ha liegt, wird eine An-
passung dieser Flachen an die Festsetzung im Bebauungsplan ggf. zu einem spéteren Zeit-
punkt im Rahmen einer Fortschreibung bzw. Neuaufstellung des RPS/RegFNP erfolgen.

Zu der vorgelegten Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband FrankfurtRhein-

Main zu vertretenden Belange keine Bedenken

Wir weisen aber auf Folgendes hin:

Aufgrund der derzeit noch fehlenden Aussagen zu den artenschutzfachlichen Vermeidungs-,
Verminderungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen kann noch keine Priifung der Belange

des Artenschutzes erfolgen.

Bezliglich des bereits gepriften Artenspektrums im Eingriffsgebiet ist hier aufgrund der vor-

handenen Habitate auch eine Bearbeitung der planungsrelevanten Art Haselmaus zu ergén-
zen.

Regionaiverband FrankfurtRheinMain ~ Telefon: +49 69 2577 -0 Deutsche Bank Frankfurter Sparkasse
Poststrafle 16 info@region-frankfurt de IBAN: DE68 5007 0010 0096 7356 00 IBAN: DE15 5005 0201 0000 3028 02
60329 Frankfurt am Main www region-frankfurt de BIC: DEUTDEFFXXX BIC: HELADEF1822



Regionalverband
FrankfurtRheinMain

Im Rahmen unserer Dienstleistungen fur Verbandsmitglieder stellen wir lhnen die Daten aus
unserer Strategischen Umweltprifung (SUP) zu o.g. Vorhaben zur Verfiigung. Bei dem zur
Prifung von uns entwickelten automatisierten Verfahren werden die Auswirkungen von Pla-
nungsvorhaben auf bestimmte Schutzgiter und ausgewahlte Umweltthemen Oberpriift. Die
Ergebnisse sind auf kommunaler Ebene méglicherweise weiter zu differenzieren.

Mit freundlichen GrafRen

Im Auftra




Umweltpriifung:
Konfliktanalyse zum Planvorhaben 'Bebauungsplan Nr 43 "Ostlich der Berliner Strale

T rafe und Wiesenweg", 2. Anderung der Stadt Schwalbach, Regionalverband
20 yersion 6.5.0 FrankfurtRheinMain

Kommune/Ortsteil: Schwalbach am Taunus/Schwalbach

Realnutzung (Stand 2016): 8110 Ackerland, 9050 Gehdlz, 6250 Innerortl. Strafie, , 8120 Griinland, 5900
Verkehrsgriin, 5500 Nutz-/Freizeitgérten

Vorgesehene Nutzung: Feuerwehr, geplant

Flur: 41

Grofe der Planflache: 0,5 ha

Regionaler Flichennutzungsplan (Stand 2011): Flache fiir den Gemeinbedarf, Bestand, Parkanlage
Landschaftsplan (Stand 2000/2002): Parkanlage oder sonstige offentl. und private Griinanlage, Siedlungsflachen
geman geltendem FNP Stand Juli 2000, Streuobst

Zusammenfassende Bewertung entsprechend RegFNP-Umweltpriifung

Dieses Datenblatt wurde automatisch erstellt. Es fiihrt alle Umweltthemen auf, die sich fiir das Planvorhaben als Befliegung Hessen Stand 2015
fachlich begriindete, planerisch abwégbare 'Konflikte' oder als rechtlich begriindete, in der Regel nicht

liberwindbare 'Restriktionen’ erweisen kénnen. Flachenanteile unter 1 % kénnen auf Punktinformationen oder

Digitalisierungs-Ungenauigkeiten der verwendeten Datengrundlagen (inkl. Quellen und Datenstand) zuriickzu-

fiihren sein.

Das Priifverfahren und die verwendeten Datengrundlagen werden in Kapitel 3.1.1 des Umweltberichtes zum
Regionalen Flachennutzungsplan und im Internet beschrieben (hitp:/bit.ly/2jUPhut), ebenso aktuell verwendete
Daten (http://bit.ly/2A95HDs).

Die Gesamt-'Erheblichkeit' der voraussichtlichen Umweltauswirkungen ergibt sich aus dem Bewertungsindex. Er
gibt die mittlere Anzahl der festgestellten Restriktionen und Konflikte wieder und entspricht der Summe ihrer
jeweiligen Flachenanteile.

Bewertungsindex Restriktion Konflikt

Planfliche 0,3 58
Wirkzone 0.1 2,7 Raumwiderstand
N - . . . . 0 Kordlkie (unetheblich)
Die Voraussichtlichen Umweltauswirkungen sind insgesamt: 1 bis 2 Konflikte (e heblichy
3 bis 4 Konflikte (eteblich)
[0] unerheblich 5 bis 6 Konflikte (etablich bis sehr stheblich)
[1] erheblich (>= 1,0 Konflikte gemittelt (iber die Flache) 7 bis 8 Konflikls (sehr erhebiich)
[2] sehr erheblich (>= 6,0 Konflikte bzw. 0,1 Restriktionen gemittelt iiber die Fliche) =9 Konflite (sehr echeblich)
[3] sehr erheblich (>= 0,5 Restriktionen gemittelt Gber die Fléche) Restriktion (sehr etheblich)

1. Untersuchungsrahmen: Relevante Schutzgiiter, Umweltthemen, Wirkzonen

Tiere und Pflanzen, biologische Vieilfalt = Wirkzone Mensch und Gesundheit, Bevolkerung Wirkzone

Vogelschutzgebiete 1000 m Fluglgaerm . om
FFHGebiete 1000 m Strassenverkehrslaerm .. om
Naturschutzgebiete ..300 m Schienenverkehrslaerm .. Om
Landschaftsschutzgebiste 300 m Industrielberm L. Om
Naturdenkmale .300m Seveso Stoerfallbereich L.n0m
G Landschaftsbestandteile ..300 m Elektromagnetische Felder ... om
Kompensationsflaechen ..300m Windenergieanlagen Bestand .300 m
Biotope 300 m Wohnumfeld Wohnen Bestand ..300 m
Biotopverbundsystem .300m Wohnumfeld Misch Bestand 100 m
Vogelzugrastplaetze .300m

Artenvorkommen ..300 m

Boden und Flache Wasser

Altlasten . 100 m Gewaesserzustand 100 m
Bergschadensgebiete 100 m FliessStillgewaesser 100 m
Hangrutschungsgefaehrdung 100 m Quellen 100 m
Neuversiegelung Om Ueberschwemmungsgebiete ... Om
Lebensraum Archivfunktion 100 m Pot Ueberschwemmflaechen om
Ertrags Filterfunktion .100m Trinkwasserschutzgebiete om
Palaeantologische Denkmale : . 100m Heilquellenschutzgebiete Om
Geologische Besonderheiten 100 m Pot Grundwasserneubildung om
Rohstoffe e Om GrundwasserVerschmutzEmpf Om
Landschaft und Erholung Luft und Klima

Forstschutzgebiete ..300 m Luftbelastung Om
Waldfunktionen ..300 m Kaltlufthaushalt Om
Wald ..300 m Bioklima om
Naturpark 300 m

Landschaftsbild ..300m

Freizeiteinrichtungen ..300m

Sichtbarkeit 1000 m

Unzerschnittene Raesume RN |

Kultur- und Sachgiiter

Bodendenkmale Limes ..300m

Bodendenkmale 100 m

Baudenkmale Fernwirkung 300 m

Baudenkmale 100 m

Kulth Landschaftselemente 100 m



Konfliktanalyse zum Planvorhaben 'Bebauungsplan Nr 43 "Ostlich der Berliner Strake zwischen Taunusstrafle und Wiesenweg®, 2. Anderung der Stadt Schwalbach, Feusrwehr, geplant', Seite 2

2. Bestandsaufnahme

Restriktionen:
(erheblich betroffene Umweltthemen mit starken rechtlichen Bindungen)

FFH-Gebiete
Wirkzone (1000): Betroffener Flachenanteil 4%
Sauerbornsbachtal bei Schwalbach a. T.

Rechtsverbindliche Kompensationsflachen

Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 1%

Beseitigung einer Querverbauung (Kompensation aus Okokonto, geplant), Griinland Extensivierung (in
Durchfiihrung)

Biotope, potenziell geschiitzt nach BNatSchG u. HAGBNatSchG

Planflache: Betroffener Flachenanteil 34% (0,2 ha)

Pot. geschiitzt gem. § 13 (1) HAGBNatSchG (Streuobstwiese mit Fettwiese, Fettweide gem. LP im AuRenbereich),
Pot. geschiitzt gem. § 13 (1) HAGBNatSchG (Streuobst gem. HBK im AulRenbereich)

Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 6%

Pot. geschiitzt gem. § 30 (2) BNatSchG (Bach, Graben / Uferstrukturen gem. LP), Pot. geschiitzt gem. § 30 (2)
BNatSchG (Stillgewésser gem. LP), Pot. geschitzt gem. § 13 (1) HAGBNatSchG (Streuobst gem. HBK im
Aulenbereich), Pot. geschiitzt gem. § 13 (1) HAGBNatSchG (Baumreihen und Alleen gem. HBK), Pot. geschiitzt
gem. § 13 (1) HAGBNatSchG (Streuobstwiese mit Fettwiese, Fettweide gem LP im AuBBenbereich), Pot. geschiitzt
gem. § 30 (2) BNatSchG (Kleine bis mittlere Mittelgebirgsbache gem. HBK)

Hinweise auf geschiitzte Arten nach BNatSchG
Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 1%
Kranich, Grauer Kranich (Art. 1)

Konflikte:

(erheblich betroffene Umweltthemen ohne starke rechtliche Bindungen)

Umfeld: Wohnen, Bildung, Erholung, Gesundheit (Bestand)
Planfléche: Betroffener Flachenanteil 9% ( < 0,1 ha)
Nutz-/Freizeitgarten '

Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 58%
Wohnbebauung, Parkanlage, Nutz-/Freizeitgarten

Umfeld: Mischbau, Kultur, Sport, Freizeit, Nahverkehr (Bestand)
Planfliche: Betroffener Flachenanteil 35% (0,2 ha)

Verkehrsgriin, innerdrtl. Stralle

Wirkzone (100): Betroffener Flachenanteil 19%

Garage, Verkehrsgriin, Innerortl. Stralle, Parkplatz

Biotope

Planflédche: Betroffener Flachenanteil 1% ( < 0,1 ha)

Besonders wertvoll (Streuobstwiese mit Fettwiese, Fettweide gem. LP im Innenbereich), Besonders wertvoll
(Streuobst gem. HBK im Innenbereich), Besonders wertvoll (Gebisch, Feldgehélz, Baumgruppe gem. LP)
Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 15%

Wertvoll (Fettwiese, Fettweide gem. LP), Besonders wertvoll (Ruderalflur gem. LP), Besonders wertvoll (Gehdlze
trockener bis frischer Standorte gem. HBK), Besonders wertvoll (Gebiisch, Feldgehdlz, Baumgruppe gem. LP),
Wertvoll (Kleingarten, Grabeland gem. LP)

Biotopverbundsystem
Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 7%
Flache des Biotopverbundsystems

Potenzielle Hangrutschungsgefihrdung
Wirkzone (100): Betroffener Flachenanteil < 1%
hoch bis sehr hoch (Tertidrer Mergel mit Kalkeinlagerungen, vernasst, Hangneigung 5° - <15°)

Flachenverbrauch durch Neuversiegelung (Fldchen mit Versiegelungsgrad < 25 %)

Planfldche: Betroffener Flachenanteil 91% (0,4 ha)

Dauergriinland (Versiegelungsgrad < 10 %), Ackerland (Versiegelungsgrad < 10 %), sonstige Griinfliche
(Versiegelungsgrad < 10 %)

Extreme oder seltene Béden mit hoher Lebensraum- und/oder Archivfunktion (BFD50)

Wirkzone (100): Betroffener Flachenanteil 12%

sehr hohe Gesamtbewertung (sehr hohes Biotpentwicklungspotenzial (Nassstandort mit pot. Auendynamik), hohe
Seltenheit (Auenboden)), sehr hohe Gesamtbewertung (hohes Biotpentwicklungspotenzial (pot. Nassstandort mit
Auendynamik), hohe Seltenheit (Auenboden))

.
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Konfliktanalyse zum Planvorhaben 'Bebauungsplan Nr, 43 "Ostlich der Berliner Slrafie zwischen Taunusstrale und Wiesenweg", 2, Anderung der Stadt Schwalbach, Feuerwehr, geplant', Seite 3

Fruchtbare Béden mit hoher Ertrags- und Filterfunktion (BFD50)

Planfldche: Betroffener Flachenanteil 60% (0,3 ha) ’(l_:

sehr hohe Gesamtbewertung (sehr hohes Ertragspotenzial, hohes Wasserspeichervermégen, hohes [ E

Nitratfiltervermégen) i o

Wirkzone (100): Betroffener Flachenanteil 29% *

sehr hohe Gesamtbewertung (sehr hohes Ertragspotenzial, hohes Wasserspeichervermégen, hohes

Nitratfiltervermégen)

Flie- und Stillgewésser

Wirkzone (100): Betroffener Flachenanteil 9% ’;

Stehendes Gewasser, Schwalbach i 3
’I
[

Trinkwasserschutzgebiete (Zonen IlI, llIA, 1lIB)
Planflache: Betroffener Flachenanteil 100% (0,5 ha)

Zone IIIA vermerkt %

Gebiete mit hoher Relevanz fiir den Kaltlufthaushait
Planfléche: Betroffener Flachenanteil 47% (0,2 ha)

=1
Klimawirksame Fléache mit sehr hoher Bedeutung L %

Gebiete mit hoher Wiarmebelastung (“Bioklima™; 200 m-Rasterdaten)
Planfliche: Betroffener Flachenanteil 100% (0,5 ha)
hohe Warmebelastung (> 25,0 - 27,5 Belastungstage pro Jahr)

Naturpark

Planfliche: Betroffener Flichenanteil 100% (0,5 ha) %
Hochtaunus
Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 100% %
Hochtaunus

Vielfalt des Landschaftsbildes (250 m-Rasterdaten)

Planflache: Betroffener Flichenanteil 38% (0,2 ha) y

sehr hochwertiges und vielfaltiges Landschaftsbild

Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 17% C //
sehr hochwertiges und vielfaltiges Landschaftsbild 7

Freizeiteinrichtungen, Bestand
Wirkzone (300): Betroffener Flachenanteil 11%
Regionalpark Safariroute

\
R

o
W N



Konfliktanalyse zum Planvorhaben 'Bebauungsplan Nr. 43 "Ostlich der Berliner Sirae zwischen Taunusstrafe und Wiesenweg®, 2. Anderung der Stadt Schwalbach, Feuerwehr, geplanl', Seite 4
3. Voraussichtliche Auswirkungen

3.1 Auswirkungen auf das Vorhaben

Bestehende Vorbelastungendurch Gebiete mit hoher Warmebelastung ("Bioklima”; 200 m-Rasterdaten), Potenzielle
Hangrutschungsgefahrdung

(Wirkfaktoren: Warmebelastung)

3.2 Auswirkungen durch das Vorhaben (Planfldche)

Flachen- und Funktionsverluste

fur Fruchtbare Boden mit hoher Ertrags- und Filterfunktion (BFD50), Umfeld: Mischbau, Kultur, Sport, Freizeit,
Nahverkehr (Bestand), Vielfalt des Landschafisbildes (250 m-Rasterdaten), Flachenverbrauch durch
Neuversiegelung (Flachen mit Versiegelungsgrad < 25 %), Naturpark, Umfeld: Wohnen, Bildung, Erholung,
Gesundheit (Bestand), Biotope, potenziell geschitzt nach BNatSchG u. HAGBNatSchG

(Wirkfaktoren: Bebauung bzw. Versiegelung, Bodenumlagerung und -verdichtung, Vegetationséanderung)

Flachen- und Funktionsverluste mit Zerschneidungs- und Barrierewirkung
fiir Gebiete mit hoher Relevanz fiir den Kaltlufthaushalt
(Wirkfaktoren: Bebauung bzw. Versiegelung, Vegetationsénderung)

Flacheninanspruchnahmen und Funktionsbeeintrichtigungen

fiir Trinkwasserschutzgebiete (Zonen I, lIA, 1lIB)

(Wirkfaktoren: Bebauung bzw. Versiegelung, Bodenumlagerung und -verdichtung, Vegetationséanderung,
Grundwasserabsenkung, Grundwasserverunreinigung, Schadstoffimmissionen)

3.3 Auswirkungen durch das Vorhaben (Wirkzone)

Funktionsbeeintrachtigung

fiir FlieR- und StillgewasserBebauung bzw. Versiegelung, Bodenumlagerung und -verdichtung,
Vegetationsénderung, Gewésserausbau und -verlegung, Grundwasserabsenkung, Grundwasserverunreinigung,
Schadstoffimmissionen, Hinweise auf geschiitzte Arten nach BNatSchG, Fruchtbare Baden mit hoher Ertrags- und
Filterfunktion (BFD50), Extreme oder seltene Boden mit hoher Lebensraum- und/oder Archivfunktion (BFD50),
Umfeld: Mischbau, Kultur, Sport, Freizeit, Nahverkehr (Bestand), Vielfalt des Landschaftsbildes (250 m-
Rasterdaten), Naturpark, Umfeld: Wohnen, Bildung, Erholung, Gesundheit (Bestand), Freizeiteinrichtungen,
Bestand, Biotope, potenziell geschitzt nach BNatSchG u. HAGBNatSchG, Rechtsverbindliche
Kompensationsfidchen, FFH-GebieteHinweise auf geschiitzte Arten nach BNatSchG, Biotopverbundsystem



Folkert Riittinger

Betreff: WG: Alternativer Feuerwehrstandort
Anlagen: Alternativer Feuerwehrstandort.pdf

Gesendet: Sonntag, 25. Februar :

An: Info
Betreff: Alternativer Feuerwehrstandort
Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen nehme ich zum derzeitig geplanten Feuerwehrstandort wie
folgt Stellung:

Einem Feuerwehrstandort zusammen mit dem Bauhof und der dazu erforderlichen Geldndeerweiterung kann ich
nicht zustimmen.

Der Standort liegt unmittelbar innerhalb einer hochverdichteten Wohnbebauung, also einem Bereich zum Wohnen
und Leben.

Aufgrund der Hochverdichtung ist die Verkehrsbelastung durch flieRenden und ruhenden Verkehr stetig gewachsen
und stoRt mit seiner Belastung an Grenzen. Insbesondere die daraus resultierende Larmbeldstigung ist zunehmend
storend. Grund sind die hohe Verkehrsdichte und kaum jemand halt sich an die vorgeschriebene Geschwindigkeit.
Ebenso auffillig ist das zunehmend riipelhafte Verkehrverhalten vieler Verkehrsteilnehmer - Uberfahren und Parken
auf Gehwegen, in Feuerzufahrten, in Kurven und ungefragt auf privaten Stellplatzen.

Dazu kommen weitere Larmquellen wie Rasenmaher, Laubbldser, Motorsagen und StraRenreiniger.

Weiterhin ist eine Larmbelastigung durch den Bauhofbetrieb gegeben - Containertransporte, Radlader. Ein
Synergieeffekt von Bauhof und Feuerwehr ist fir mich nicht erkennbar.

Das alles ist die Situation, der wir schon jetzt ausgesetzt sind.
Zusatzlich die Feuerwehr auch noch in diesem Bereich unterzubringen, verscharft o. g. Verkehrs- und
Larmbelastungen noch einmal. Damit ist langfristig niemanden gedient und beeintrachtigt insgesamt die Wohn- und

Lebensqualitat erheblich.

Als alternativen Feuerwehrstandort auBerhalb der Wohnbebauung schlage ich die im anl. Plan markierte Flache
vor. Sie ist hinreichend groR. Die Einsatzausfahrt kann mit einer Ampellésung erreicht werden.

Ich bitte um Priifung meines Vorschlages.

Mit freundlichen GriiRen
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Betr,: Offenlegung vom 17.2.20, Vorentwurf Bebauungsplan gem.
Bekanngtmachung 14/2020

Sehr gehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren,

betreffend den obigen Vorentwurf habe ich folgende Einwiinde bzw.
Anfragen:

Der vorliegende Entwurf sagt nichts iiber die Gebaudehshe
Feuerwehrhaus und Schlauchturm (auch Grundfldchen) und
Bauhofgebiude aus. Angeblich sollen ja Wohnungen nicht nur in der
Fliche entstehen sondern auch Geschosse tiber dem FW- und
Bauhofgebiude. Bitte um Nachreichnung der Daten und
Detaileinsichten.

An keiner Stelle ist etwas iiber die abend und néchtliche Lichtflutung der
Geliinde ausgefiihrt. Da in den umliegenden Wohngebieten die
Schlafzimmerfenster aufgrund des StraBenlidrms zum Bauhof gewandt
sind fehlt hier eine wichtige Aussage.

Dass der Umgang und die Lagerung von umweltrelevanten Stoffen nur
unwesentlich ist, ist keine verldssliche Aussage und muss prézisiert
werden.

Wo verlduft kiinftig der jetzige Weg unterhalb vom Bauhof? Ist nicht aus
den Unterlagen ersichtlich.
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Einspruch gegen die ,,2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes
Nr. 43 fiir das Gebiet ,,Ostlich der Berliner StraBe zwischen Taunusstrafle, Friedrich-

Stoltze-StraRe und Wiesenweg*
B o 25022020

Sehr geehrte Frau Burgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit legen wir Widerspruch gegen die Planung zur ,2. Anderung und Erweiterung des
BebauungsplanesNr. 43 fiir das Gebiet ,Ostlich der Berliner Strale zwischen Taunusstrafe,
Friedrich-Stoltze-Strale und Wiesenweg" in folgenden Punkten ein:

1. Verkehrsplanung
a) Hier bemangeln wir mehrere Punkte.
Zunichst ist die Situation der FuBwege, welche offen in die Berliner Stralte enden in den
Planungsunterlagen nicht berlicksichtigt. Wie Sie sicherlich wissen, verlaufen zwischen den
drei Hauserreihen zwei FuRwege, welche direkt in die Berliner Strafte, ohne vorherigen
FuBweg miinden. Von den Miindungen ist die Berliner Strale bzw. der darauf flieRende
Verkehr nicht einzusehen. Wir sehen hier eine groRe Gefahr fur FulRganger, wenn bei
Alarmierung und Anriicken bzw. Ausriicken der Feuerwehrkrafte Personen auf die Strale
treten.

b) Weiterhin beméngeln wir folgenden Punkt.

Auf Seite 43 sowie in Abbildung 21 flihrt die Vorlage aus: ,Allerdings ist zu beachten,
dass die anrtickenden Feuerwehr-Einsatzkréfte wegen der einzuhaltenden Hilfsfristen

bei der Anfahrt zwingend auf die kiirzeste Anbindung angewiesen sind. Eine
ausschlieBliche Anbindung des Parkplatzes Uiber den Rudolf-Dietz-Weg scheidet daher
fir die Einsatzkréfte aus.”

Diese Ausfilhrungen stehen im Widerspruch zu der Problembeschreibung auf Seite 13

,So fehlt es an einer Trennung der Verkehrswege der anriickenden Einsatzkréfte und der ausfahrenden
Feuerwehrfahrzeuge, woraus im Einsatzfall ein hohes Unfallrisiko resultiert. Auch ist fur die
ausriickenden Fahrzeuge keine weitere Notausfahrt vorhanden.”

In der Infoveranstaltung im Frilhjahr 2019 hatten die Beteiligten ausgefihrt, dass eine
Kreuzung von An- und Abriickenden Fahrzeugen zwingend zu vermeiden sei. Die vorlegte
Planung sieht dies aus meiner Sicht nicht vor. Im Falle einer Betriebsstérung (z.B. am Rolltor)
oder Unfalles im Ausfahrtsbereich Berliner Strae kénnte es zu Problemen kommen, da auf
Seite die Vorlage auf Seite 43 ebenfalls ausfiihrt, dass der Wiesenweg und die Rudolf Dietz

StraRe fur Schwerverkehr nicht geeignet sind. (,Eine Nutzung fir Einsatzfahrten und regelmaBige
Begegnungsfélle von Schwerverkehrsfahrzeugen iist aufgrund der geringen StraRenraumbreite nicht



geeignet.” Fiir Einsatzfahrten und den Schwerverkehr ist der Wiesenweg im Abschnitt nérdlich der
Berliner Stral3e nicht geeignet”.

c) Auf Seite 43/44 wird ausgefiihrt, dass in der Zeit zwischen 22 — 6 Uhr aus Suden
anriickende Einsatzkréfte Uber den Wiesenweg zu den Parkplatzen gelangen sollen.
In der Praxis ist die Umsetzung fraglich, da die Variante Uber den Wiesenweg und die
Berliner StralRe zu den Parkplatzen signifikant kiirzer ist als Gber die Rudolf Dietz Stral3e.
(,Allerdings ist zu beachten, dass die anriickenden Feuerwehr-Einsatzkréfte wegen der
einzuhaltenden Hilfsfristen bei der Anfahrt zwingend auf die kiirzeste Anbindung angewiesen sind.
Eine ausschliefliche Anbindung des Parkplatzes Uiber den Rudolf-Dietz-Weg scheidet daher
fiir die Einsatzkréfte aus.”)
In der Konsequenz bedeutet dies aus unserer Sicht, dass nahezu samtlicher Verkehr der
anriickenden Kréfte {iber die Berliner StraRe laufen wird. Dies ist weder im
Verkehrsgutachten noch im Larmgutachten adéaquat ber{icksichtigt, da keine Analyse
dariiber vorliegt wie viele Einsatzkrafte aus welcher Richtung bzw. Gber welchen Weg

anricken.

2. Artenschutz
Zunachst ist die grundsatzliche Herangehensweise des zugrunde gelegten Gutachtens zu hinterfragen.

Den Ausfiihrungen nach wurde nur eine Schau der Fauna/ Flora vorgenommen wurde. Hier kann es zu
einer verzerrten Darstellung kommen, da nicht alle Vegetationszeiten abgedeckt wurden. Die Validitat
des Gutachtens ist somit anzuzweifeln.

Auf Seite 25 wird ausgefuhrt, dass in einer der Kleingartenanlagen Gartenrotschwanze erfolgreich
briten. Das Gutachten fiihrt nicht aus, wo genau sich der Brutplatz befindet bzw. ob der Brutplatz
inner- oder auRerhalb der Bebauungsgrenze befindet.

Da es sich beim Gartenrotschwanz um eine als ,gefahrdet” eingestufte Art handelt, von der nur noch
1000-2000 in Hessen Paare briten, kommt diesem Punkt, ebenso wie das Vorkommen des
Grunspechtes und Mausebussards eine besondere Bedeutung im Verfahren zu, welcher nicht adaquat
in Ihren Ausfihrungen Bertcksichtigung findet.

Wir bitten um eine entsprechende Stellungnahme [hrerseits.

Weiterhin bitten wir darum uns den Eingang des Schreibens schriftlich zu bestatigen.

Vielen Dank.
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Einwand gegen Vorentwurf des Bébauungsplans

Bekanntmachung 14/2020

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,

sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung Nr. 14/2020 mochten wir folgenden Einwand abgeben:

Gegen die ErschlieBung des geplanten Baugebietes Giber den nur 5,80 breiten
Rudolf-Dietz-Weg erheben wir Einspruch wegen des vermehrten
Verkehrsaufkommens und des daraus resultierenden Larms.

Im Verkehrsgutachten der Fa. IPRO consult wird der Rudolf-Dietz-Weg als
Entlastung der HaupterschlieRung des Baugebietes vorgeschlagen, und zwar
sollen die zum Einsatz kommenden Feuerwehrleute mit ihren PKWs zur
Feuerwehr gelangen.

Im o.a. Verkehrsgutachten wird gleichzeitig darauf hingewiesen, dass die
Gehwege des Rudolf-Dietz-Weges mit 0,70 bzw. 0,50 m bei der gegebenen
Verkehrsartentrennung vollig ungeniligend und die FuRgdnger —z.B. mit
Kinderwagen — gezwungen sind, die Fahrbahn zu benutzen. Aullerdem ist trotz
einseitigem absoluten Halteverbot ein Begegnungsfall Kfz — Kfz nicht moglich.
Uberhaupt nicht beriicksichtigt wurde, daR es sich beim Rudolf-Dietz-Weg um
eine Sackgasse handelt und die Anwohner nur gegen die anfahrenden
Einsatzkrafte die StraRe verlassen kénnen. Abgesehen von eingeschrankten
Rangiermdglichkeiten, sobald die Bewohner aus ihren Garagen oder
Parkplatzen mochten.

Mit freundlichen GriiRen
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Stadt Schwalbach am Taunus

Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 - Ostlich der 02.Marz 2020
Berliner Strasse zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende (folgenden) Einwand /e vorbringen:

1. Im Verkehrsgutachten wurde die Ausfahrt der Tiefgarage in der Berliner Str.35, ebenso die
Parkplatzausfahrt von Haus 35a nicht bericksichtigt. Dies ist zu ergénzen.

2. Potenziell wegfallende Parkplatze ca. 24 (Berliner StralRe 14 sind gewiss, Friedrich-Stoltze-
Strale und Rudolf-Dietz-Weg wahrscheinlich weitere 10). Wie wird hier Ausgleich geschaffen?

3. Es kommt zu signifikanten Erhéhungen der Emissionswerte, beziglich Larm und
Gefahrstoffen. Es sind erhebliche Auswirkungen auf Menschen, Tiere, Pflanzen und
biologische Vielfalt, auch auerhalb des geplanten Baugebietes zu erwarten. Die
nachteiligen Auswirkungen in Bezug auf Boden und Wasser werden nicht ausgeglichend as
ist aufgrund der unmittelbaren Nachbarschaft zu mehreren Wohngebieten nicht
hinnehmbar.

4. Der Mindestabstand von 100 m zwischen Gebieten mit ,nicht erheblich belastigenden Betrieben
/ Einrichtungen” und reinen Wohngebieten muss eingehalten werden (Abstandserlass) Wie wird
hier Abhilfe geschaffen?




Stadt Schwalbach am Taunus
Marktplatz 1-2

Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der 04.Marz 2020
Berliner Strasse zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Zu dem am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Stellungnahmen vorbringen:

1. Beider Standortanalyse der FFw der Stadt Schwalbach fehit die Abstimmung mit der
Kreisbranddirektion! Dies ist unumganglich und nachzuholen.

2. Das hessische Brand- und Kadastrophenschutzgesetz verpflichtet die Gemeinden zur
drilichen Gefahrenabwehr und regelt u.a. die Gefahrenabwehr auf Verkehrswegen
(Sonderaufgaben). Die Verkehrswege von und zu dem jetzt geplanten Standort unterliegen

auch diesen Forderungen. Der geforderte SorgfaltsmaRstab wird in keiner Weise eingehalten:

Die Unfaligefahr mit anderen Verkehrsteilnehmern ist extrem hoch. Da laut Gutachten 70 %
der Einsatzkrafte Uber den Stichweg Berliner Stralte anriicken mussen und so eine
Begegnungssituation mit ausriickenden Fahrzeugen angenommen werden muss, ist ein
Unfall vorprogrammiert. Hier ist der Nachweis zu erbringen, unter welchen Bedingungen die

Sorgfaltspflichten erfiilit werden kénnen. In der ersten Fortschreibung des BEP, vorgestellt am

31.01 2019 im HFA, wurde entgegen dem Vorwort in der Analyse, der aktuelle Standort, mit
dem bereits 2015 beschlossenen Erweiterungsbau, als der Optimale dargestelit. Dies ist in
der Analyse zu berichtigen!

3. Die im Vorwort aufgefiihrte Vorentwurfsplanung kann sich nur auf den Anbau/Neubau am
Standort BurgstraBe vom Architekturbliro Lengfeld & Wiiisch beziehen. Ansonstein wurde
keine Vorentwurfsplanung vorgestelit. Das Vorstellungsdatum ist der 26.03.2018. Der im

Vorwort aufgefiihrte Planungsstand wurde bisher der Offentlichkeit vorenthalten. Auch wurden

die Ergebnisse der Projektgruppe bisher nicht vorgesteilit.

Ich fordere daher unverziiglich Einsichtnahme in die im Vorwort aufgefiihrte Ausar-
beitung des Architekturbiiros Lengfeld & Wilisch, sowie in die Ausarbeitung/Ergebnis
der Projektgruppe!

4. Die Ausriickzeit ist abhangig von der Ankunft der Einsatzkrafte. Hier fehit eine Analyse der

Abfahrtstandorte der Einsatzkrafte. Dies ist fur die Ermittlung der Hilfsfristen unabdingbar. Die

pauschale Aussage von 5 min ist nicht akzeptabel.

5. Grundsatzlich fehlen it. Seite 10/11 rund 9% der Feuerwehreinsatzkrafte tagsiber. Die
Tagesalarmsicherheit fehit! Es sind MalRnahmen aufzufihren, wie dieses Defizit beseitigt
werden kann!



Bei der auf Seite 19 angefuhrten Jugendfeuerwehr, welche gem. dieser Aussage zu den
standigen Einsatzkraften gerechnet wird, wurde offenbar vergessen, dass vor dem 17
Lebensjahr kein aktiver Einsatzdienst gebilligt wird. Diese Passage ist zu berichtigen!

Bei der Erreichbarkeitsanalyse, welche ausschlieRlich ohne Beachtung anderer Kriterien, zur
Standortentscheidung an den Bauhof gefiihrt hat, wurden drei verschieden Methoden
angewendet. Es wurde vertuscht und gefeilt bis sich der Standort Bauhof, als der einzig
richtige ergab.

Warum kann ich das behaupten: Die mit dem Programm ,esri* ermittelten Fahrzeiten ergeben
fir das Europaviertel und Teile von Procter & Gamble kritische Fahrzeiten (> 5 min). Dieses
wurde nicht beachtet! Die Erreichbarkeit des Schwalbacher Camp Phonix Viertels wurde
weder von ,OpenStreetMap” sowie von ,esri" gesehen, deshalb entschloss der sich der Autor
der Standortanalyse, ein sogenanntes ,detailliertes Rechenverfahren” Uber verschiedene
Strecken anzufertigen und eine empirische Ermittiung anzustellen. Gemaf der vorgenannten
nicht zu vergleichenden Methoden war das Ergebnis, dass die gewunschte Hilfsfrist,
mindesten von einer Methode, eingehalten werden kann. Bei der Analyse méglicher
alternativer Standorte wurde nur eine Methode angewendet. Welches nattrlich dazu fuhrte,
dass diese Standorte nicht geeignet sind. Hier sind Korrekturen notwendig!

In der Bewertung moglicher alternativer Standorte wurde der Begriff ,anerkannte Regein der
Technik® aufgefuhrt und gesagt, dass diese auch angewendet seien! Dieser Begriff beinhaltet,
dass niedergelegte technische Regelwerke zugrunde gelegt sind. Das ist offensichtlich hier
nicht der Fall. Diese Aussage ist zu korrigieren. Die Aussage, dass mégliche alternative
Standorte nicht zielfihren sind, ist aufgrund der unvollstandigen und fehlerhaften Darstellung
zurick zu ziehen. Es wird empfohlen ein Gutachten eines unabhéngigen zugelassenen
Gutachters einzuholen.

Die gemeinsamen Synergieeffekte Feuerwehr-Bauhof sind zu begrufien, da sie auch
langfristig Betriebskosten sparen. In den Unterlagen, auch textlichen Festsetzung mit
Begriindung, sind die Synergien ausfihrlich darzulegen. Die Raumprogramm-
Zusammenfassung zeigt hier etwas Gegenteiliges.




Stadt Schwalbach am Taunus
Marktplatz 1-2

Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 - Ostlich der 04.Marz 2020
Berliner Strasse zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Zu dem am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Stellungnahmen vorbringen:

Ich méchte Einsichtnahme haben in nachfolgende Normen bzw. Beschreibungen haben. Um
die in diesem Gutachten dargelegten Feststellungen nachvollziehen zu kénnen ist mir
ausreichen Zeit, auch nach dem 06.03., zu geben, zumal die in der Bekanntmachung
festgelegten Offnungszeiten nicht mit den Rathaus-Offnungszeiten iibereinstimmen.

[1] DIN 18005-1:2002-07, Schallschutz im Stadtebau, Grundlagen und Hinweise flir

die Planung, Berechnungsverfahren.

[2] DIN 18005-1, Beiblatt 1:1987-05, Schallschutz im Stadtebau, Berechnungsverfahren;
schalltechnische Orientierungswerte fiir die stadtebauliche Planung.

[4] DIN ISO 9613-2:1999-10, Dampfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien,

Teil 2: Allgemeines Berechnungsverfahren.

[5] RLS-90:1990-04-10, Richtlinien fur den Larmschutz an Stral3en, herausgegeben

und eingefiihrt vom Bundesministerium fiir Verkehr.

[6] 16. BImSchV:1990-06-12, Sechzehnte Verordnung zur Durchftihrung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verkehrsldrmschutzverordnung).

[7] Parkplatzidrmstudie:2007- 6. Auflage, Empfehlungen zur Berechnung von
Schallemissionen aus Parkplitzen, Autohéfen und Omnibusbahnhéfen sowie von
Parkhiusern und Tiefgaragen, Bayerisches Landesamt fiir Umweltschutz.

[8] Hessisches Landesamt ftir Umwelt und Geologie:2005, Technischer Bericht zur
Untersuchung der Geréuschemissionen durch Lastkraftwagen auf Betriebsgeldnden von
Frachtzentren, Auslieferungslagern, Speditionen und Verbrauchermérkten sowie weiterer, typischer
Geréusche insbesondere von Verbrauchermaérkten, Heft 3.

[9] Hessisches Landesamt fir Umwelt und Geologie: 1995, Technischer Bericht zur Untersuchung
der Lkw- und Ladegerédusche auf Betriebsgeldnden von Frachtzentren, Auslieferungslagern und
Speditionen”, Schriftenreihe Umweltplanung, Arbeits- und Umweltschutz, Heft 192.

[10] Hessisches Landesamt fiir Umwelt und Geologie: 2002, Technischer Bericht zur Untersuchung
der Gerauschemissionen von Anlagen zur Abfallbehandlung und -verwertung sowie Klaranlagen,
Heft 1.

[11] VDI 3770, "Emissionskennwerte von Schallquellen, Sport- und Freizeitanlagen”,

Ausgabe September 2012.

[13] Magistrat der Stadt Schwalbach am Taunus: Betriebsbheschreibungen zur
zukiinftigen Nutzung der Feuerwehr und des Bauhofs, Stand: August 2019.

[14] Planergruppe ROB GmbH, Schwalbach am Taunus: Ubergabe eines digitalen
Liegenschaftsplans der Stadt Schwalbach und eines Lageplans mit der



Darstellung des Plangebietsgeltungsbereiches bzw. eines Konzeptes zur
Gebaudestellung, Variante 3e, im Mastab 1:1000, Angaben zur
Gebietseinstufung und Schutzbediirftigkeit der Wohnnachbarschaft des
Plangebietes, Stand: August 2019.

[15] EU-Richtlinie 92/97 zur Angleichung der Mitgliedsstaaten tiber den zuldssigen
Geréguschpegel und die Auspuffvorrichtung von Kraftfahrzeugen,

November 1992.
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Berliner Stralle zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Blirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Einwendungen vorbringen:

1. Baularm stellt hohe Anforderungen an das Nachbarschaftsverhéltnis, deshalb ist
dieallgemeine Verwaltungsvorschrift (AVV) zum Schutz gegen Baularm zu beachten. Wer
Uberprift die Einhaltung? Wie lange missen die Anwohner diesen Baularm ertragen? Wer
Uberpruft dieses?

2. Nach dem Stand der Technik sind unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen auf ein

MindestmaR zu beschranken. Wie ist sichergestellt, dass Luftverunreinigungen, Funkanlagen,
Beleuchtung wahrend des Betriebes und in der Bauphase auf ein Mindestmaf} reduziert wird.

3. Die Reinigung und Instandsetzung der Einsatzfahrzeuge nach Ruckkehr ist nicht
berlicksichtigt!

4. Im Einwirkungsbereich ist entgegen der Feststellung sehr wohl eine Vorbelastung zu
berticksichtigen. Der Grundlarm von der L 3005, der Limesspange und auch von der S-Bahn
ist zu berlicksichtigen. Eigene Messungen ergaben bei entsprechender Wetterlage am
Aufpunkt (Gaubenfenster) 46-48 dB(A) uber den gesamten nachtlichen Zeitraum.

5. Ebenso wurde die Belastung durch den Flugverkehr, welcher leider auch ohne Beachtung des

Nachtflugverbotes stattfindet, nicht beachtet.

6. Bei der Feststellung, dass aufgrund der massiven Bauweise keine Gerdusche abgestrahit
werden, wird offenbar vergessen, dass in den Hallen handwerklich gearbeitet wird, wie z.B.
Metallbearbeitung, und dies sehr wohl zu Abstrahlungen filhrt. Abgesehen daven sind die
Gebaude wegen Arbeitsschutz, ebenso die Gebdude des Bauhofs mit Fenster auszustatten.
Diese erhdhte Larmeinwirkungen sind zu bertcksichtigen.

7. Die hypothetische Aussage: ,Wenn im Rahmen des technischen Fortschrittes....... “ ist zu

entfernen. Wir befinden uns auf dem Boden der Tatsachen und der Larm ist jetzt vorhanden,

ebenso der Larm der gleichzeitig ankommenden Einsatzkréafte, sodass eine
Gesamtlarmbetrachtung notwendig ist.

8. Das akustische oder optische Warnsignal fur die Beschaftigten beim Rickwartsfahren ist
nicht eingearbeitet.

9. Wer kontrolliert die angesetzten Offnungszeiten des Rolltores?

10. Warum wurde der Zuschlag (6 dB) fir Tageszeiten mit erhohter Empfindlichkeit
unterschlagen??
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12.

13.

Die FFw ist bekanntlich ein Verein, sodass neben den nicht betrachteten Ubungen und
notwendigen Funktionsprufungen der Geréte, auch Festlichkeiten stattfinden. Diese sind

entsprechend einzuarbeiten.

Menschen, Tieren, Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphare und Sachguter vor
schadlichen Umwelteinwirkungen, durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen
Licht und Strahlen, zu schitzen und dem Entstehen schadlicher Umwelteinwirkungen
vorzubeugen ist u. a. zentrale Aufgabe der Kommunen. Diese gesetzlich vorgeschriebenen
SchutzmaRnahmen werden bei der hier vorgestellten Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr.43 fur das Gebiet ,0stlich der Berliner Str. zwischen Taunusstr,
Friedrich-Stolze Str. und Wiesenweg" wenig beachtet.

Es werden Zukunftsprognosen génzlich missachtet. Wo wollen wir denn hin, wie sind die
Zukunftsaussichten fur die Stadt und damit fir die Feuerwehr?
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Stadt Schwalbach am Taunus W 4744
Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der 02.Mérz 2020

Berliner Strasse zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Blirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende (folgenden) Einwand /e vorbringen:

1. Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflache muss ein Abstand von mindestens 3,0 m gem.
GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fur den Wiesenweg dies nicht
bertcksichtigt.

2. Der Wiesenweg |st_ als

landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben Fuganger und Radfahrer durfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschiehti. d. R. Tagsuber. Nacht ist keine
Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung im Marz 2019
vorgetragen Nutzung am Tage zur Einrichtungserschlieung, soll jetzt nach Ausbau des Weges
Nachts-Verkehr durch die Einsatzkrafte, zu gelassen werden. Unabhéngig von der neuen
Larmbelastigung der Anwohner versagt hier die Flrsorgepflicht der Verantwortlichen, da ein
Verstofl der Einsatzkrafte diesen Weg aulierhalb der Nachtruhe zu nutzen vorprogrammiert
ist.Im Umweltbericht wird davon ausgegangen, dass keine umweltrelevanten Stoffe verarbeitet
werden. Lt. BEP 2017 werden jedoch Gefahrstoffe bei der FFw, sowie Kraftstoffe gehandhabt.
Hier fehlt eine klare und eindeutige Aussage.

3. Die Feststellung, dass keine wesentlichen Schadstoffemissionen erfolgen, ist nicht bewiesen.
Durch die an diesem Standort stattfindenden praktischen Ubungen mit Geraten welche
Schadstoffemissionen verursachen, beeintrachtigen diese, insbesondere bei entsprechender
Wetterlage, die Gesundheit der Anwohner. Auch wurde die Strahlung aufgrund des
Funkverkehrs nicht beachtet.

Mit freundlichen Griif3en
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Sehr geehrte Frau Burgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 mochte ich Einspruch einlegen und folgende
Begriindung vorbringen:

Im faunistischen Gutachten, werden bedrohte Vogelarten erwahnt ( der stark
bedrohte Gartenrotschwanz, der bedrohte Griinspecht, der Mausebussard....).

Durch die Abholzung des kleinen Waldchens, der Streuobstwiesen, Kleingarten und
der Versiegelung der Flachen werden diese Tiere vertrieben und abwandern und
nicht wieder kommen.

Die Begehung im Gutachten erfolgte nur von aufien, sodass bestimmt die Anzahl der
Tiere in diesem Gebiet hoher anzusetzen ist!

Uberall heiflt es wir sollen nachhaltigerhvyr?l;g(en und schonender mit den verbliebenen
Ressourcen umgehen, in Schwalbach wieder das Gegenteil betrieben!

Mit freundlichen Grufen




Einwendungen zur Fragestellung ,2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der Berliner StraRe
zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg Stand 4.2.2020“: Rathaus Zimmer 407, Frau Herrmann

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchten ich folgende Einwéande vorbringen:

Ich zitiere aus Seite 24 des von der Stadt Schwalbach am Taunus vorgelegten 2. Anderung
Bebauungsplan Nr. 43 ,Ostlich der Berliner Strae zwischen Taunusstralie und Wiesenweg*

,Besonders hervorzuheben ist hier aber das Brutvorkommen des in Hessen stark
gefahrdeten Gartenrotschwanzes, der in einem der Kleingérten offenbar mit einem Paar
erfolgreich britete.”

Der Gartenrotschwanz liegt im betroffenen Gebiet und wenn die Bebauung
weitergefiihrt wird, wird der Lebensraum des Vogels zerstort. Man kénnte einwenden,
dass man neue Bidume pflanzt, aber das Problem ist, dass der Gartenrotschwanz, wie
oben schon gesagt, nur in alten Bdumen lebt. Diese sind nicht ohne weiteres
wersetzbar®!

Ich fordere, dass bei der Auswahl des Standorts die Vorkommen des
Gartenrotschwanzes beriicksichtig werden und hier keine Bebauung stattfinden darf.

Ich zitiere weiter aus Seite 24 des o.g. Vorentwurf des Bebauungsplans

,Das Untersuchungsgebiet kann mit 16 nachgewiesenen Brutvogelarten als sehr artenreich
bewertet werden. Es handelt sich bei den meisten Brutvogelarten zwar um relativ haufige
Kulturfolger, die regelmé&Rig in der Nahe oder innerhalb von menschlichen Siedlungen briten
und regional noch groRe oder sehr groke Lokalpopulationen besitzen. Besonders
hervorzuheben ist hier aber das Brutvorkommen des in Hessen stark gefahrdeten
Gartenrotschwanzes, der in einem der Kleingarten offenbar mit einem Paar erfolgreich
brutete.”

Ich fuge weiter Informationen zum gefahrdeten Gartenrotschanz bei:

e Die Bestinde des Gartenrotschwanzes sind trotz vereinzelter regionaler Erholungen
spéatestens seit Beginn der 1980er Jahre stark riicklaufig.

¢ Der Raumbedarf zur Brutzeit betragt bei dieser Art etwa ein Hektar. In glinstigen
Habitaten wird dieser Wert auch unterschritten. Es fallt aber auf, dass sich durch
MaRnahmen wie das Aufhangen von Nistkédsten die Siedlungsdichte kaum steigern Iasst.

e GrofRflachig gesehen werden die hdchsten Siedlungsdichten in kleinteilig strukturierten
Gartenstadten, stark begriinten Wohngebieten und abwechslungsreichen Parkanlagen
erreicht. Hier wurden bis zu 25 Brutpaare pro Quadratkilometer (BP/km?) festgestelit.
Hohe Siedlungsdichten gab es auch in moornahem Niederungswald (1017 BP/km?) und



in parkartigen Duinenlandschaften in den Niederlanden (5,3-6,52 BP/km?).114 In der
mitteleuropéischen Kulturlandschaft sind Dichten bis zu 2 BP/km? normal, in groferen,
von naturnahen Waldern bedeckten Gebieten, so etwa in Birkenwaldern im siidlichen
Lappland, kdnnen auch héhere Dichten von 5 bis 11 BP/km? typisch sein.

In hoheren Lagen kommt er meist in der Néhe von Siedlungen mit altem Baumbestand

vor
Der Gartenrotschwanz steht auf der Vorwarnliste der gefahrdeten Brutvégel in

Deutschiand
Der friheste Legebeginn ist Ende April/Anfang Mai, die spatesten Eiablagen wurden in
der ersten Julihilfte beobachtet. Die spétesten Ausfliegedaten wurden im August

festgestellt.




Einwendungen zur Fragestellung 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der Berliner Strafle zwischen
Taunusstrasse und Wiesenweg™: Rathaus Zimmer 407, Frau Herrmann

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem
Bekanntmachung N° 14/2020 méchten wir folgende Einwénde vorbringen:

Im Verkehrsgutachten der Fa. IPRO-Consult GmbH/Lademacher planen und beraten
Dipl.Ing. Christian Lademacher werden mehrere kritische Punkte angefuhrt, die im Fazit
des Gutachtens nicht gewiirdigt werden. Dartiber hinaus erheben wir weitere Einwande
gegen die Anderung des 0.g. Bebauungsplans.

Ich gliedere meine Einwande wie folgt:
1. Vorgeschlagene ErschlieBung der Verbindung zur Berliner Strae (Hauptstrale)
2. Einschrankung der Wohnqualitét durch Larm und Emission

Wir erwarten, dass vor allem auf die konkret gestellten Fragen und Forderungen in ihrer
Antwort Bezug genommen wird. Fragen und Forderungen sind im Folgenden fett
hervorgehoben.

Einwand zu 1. Vor eschla ene ErschlieRun der Verbindun zur Berliner Strasse
Hau tstrasse

Das Gutachten kommt zu dem Resultat, dass der hinter der Wohnbebauung befindliche
geplante Standort nur durch den Ausbau von drei StraRe méglich ware. Warum werden
hier hohere Kosten in Kauf genommen, wenn alternative Standorte leichter zu
erschlieRen sind?

Stichwe Berliner Stral3e:

Verkehrssicherheit ist gemaRk o.g. Gutachten (Seite 23) schon heute in Status Quo kritisch
eingewertet. Wir fordern von der Stadt Schwalbach aus Sicherheitsgriinden den
Ausbau des Gehwegs auf die gesetzlich vorgeschriebenen 2,50 m (derzeit 1,30m)
sowie einen zweiten Gehweg von 1,30m (derzeit kein Gehweg vorhanden) zur
Versorgung der FuBwege aus dem Wohngebiet auf der gegeniiberliegenden
StraBenseite; a) zum erreichen der neuen Bushaltestelle v.a. fiir Schulinder; b) als
fuBldufigen Anschluss an das Naherholungsgebiet Eichendorff-Anlage wie im
Verkehrsgutachten gefordert.



Daraus ergibt sich, dass die heute schon teilweise unter 6m breite Fahrbahn
(Verkehrsgutachten ist hier ungenau) sich auf 3,50m verringert und somit fur gleichzeitig
an- und abriickenden Schwerverkehr >3,5t ungeeignet ist.

Warum existiert der Fahrbahnteiler (gemaRB Gutachten Seite 10/11) nicht mehr?

Wir fordern zu Erhaltung der Verkehrssicherheit des ein- und ausfahrenden
Verkehrs sowie zur sicheren Uberquerung des Stichwegs Berliner StraRe vor allem
durch Schulkinder einen erneuten Aufbau des Fahrbahnteilers.

Dariiber hinaus fordern wir an dieser Stelle sowie an der Einmiindung Friedrich-
Stoltze-StraBe/Berliner StraBe die Einrichtung jeweils eines Zebrastreifens fiir die
Sicherheit der FuBgéanger.

Rudof-Dietz-Weq via Friedrich-Stoltze-Stralie:

Verkehrssicherheit ist gemaR o.g. Gutachten (Seite 23/25) schon heute in Status Quo
kritisch eingewertet. Wir zitieren Seite 23: ,Die Gehwegbreiten des Rudolf-Dietz-Weges
sind mit 0,70m auf der nérdlichen StraBenseite und 0,50m auf der stidlichen Stral3enseite
bei der gegebenen Verkehrsartentrennung der Tempo 30 Zone véllig ungeniigend. Die
FuRganger werden so gezwungen in vielen Fallen die Fahrbahn mit zu nutzen.” Wir
zitieren Seite 25; ,Eine Nutzung fir Einsatzfahrten und regelmafigen Begegnungsfalle von
Schwerverkehrsfahrzeugen ist auf Grund der geringen StraRenraumbreite nicht geeignet.”

Wir fordern von der Stadt Schwalbach aus Sicherheitsgriinden den Ausbau der
Gehwege auf die gesetzlich vorgeschriebenen bzw. zumindest auf 1,30m nérdliche
Seite sowie 0,70m siidliche Seite. Damit verbleibt eine Fahrbahn von 3,80m. Dies ist
ungeniigend fiir regelméRigen Bauhofverkehr und anriickende Einsatzkrafte (laut
Gutachten mindestens 30%)

Wiesenwed

Warum fehlt in der ErschlieBungsoption Ausbau Wiesenweg auf Seite 24 des
Verkehrsgutachtens der Fahrradweg, obwohl er {iberall fiir den Wiesenweg
gefordert ist?

Warum fehlt im tibergeordneten Bebauungsplan (Seite 43) der Hinweis auf die
ausschlieBlich nachtliche Nutzung?

Wie wird die ausschlieBlich nichtliche Nutzung sichergestellt?

Wie ist die Sicherheit von Berufspendlern (Rhein-Main Regionalpark Route -
Griingiirtel Strecke fiir Fahrradfahrer) zwischen 5.30Uhr und 6 Uhr sichergestellt?



Wie rechtfertigt sich der weitere Eingriff in das Biotop durch Verbreiterung des
landwirtschaftlichen Wegs (Wiesenweg) zur FahrstraBe?

Wie erklirt sich die ErschlieBungsoption Ausbau Wiesenweg auf 10,8m (Gehweg
von 1,30m und 1,50m, Fahrbahn 5,50m und Radweg von 2,50m), wenn die Breite lauf
gutachten nur 6,50m bis 8,60m betragt?

Gefahren unkte an der ErschlieBun so tion zur Berliner Stralte

Gefahrdung der Anwohner Reihenhaussiediung durch fehlenden FuBweg
(rechtsseitig), Gefihrdung der Tiefgaragenausfahrt Berliner StraBe Stichweg
(linksseitig), Gefahrdung aller Verkehrsteilnehmer durch schlecht einsehbaren
Knotenpunkt an Berliner StraBe. Wir fordern diese Gefahrenpunkte zu entfernen.

Einwand zu 2. Einschrankun der Wohn ualitat durch LArm und Emission

Die regelmiBigen Treffen der Jugendfeuerwehr (dienstags) finden bei der Analyse
des Gutachtens keine Erwdhnung. Warum ist das so?

Laut Gutachten verdoppelt sich das Verkehrsaufkommen im Verhéltnis zum Bauhof.
Dies fiihrt zur deutlichen Verschlechterung der Wohnqualitdt der Anwohner. Wieso
kann es hingenommen werden, dass im Stichweg der Schwerlastverkehr >3,5t
ertragen werden muss? Wieso muss eine kleine StraBe wie der Rudolf-Dietz-Weg
den gesamten Bauhofverkehr ertragen? Warum wird dies an diesem Standort in
Kauf genommen, obwohl es auBerhalb der Stadt (u.a. Kronberger Hang, L3367 Rtg.
Neuenhein linke StraBenseite ggii. Continental) nicht der Fall wire?

Parkplatzsituation nach geplanter ErschlieBung fiir die Anwohner der
Reihenhaussiedlung gemiR Gutachten noch unklar. Die 25 Ersatzparkplatze knnen
nur schwer erreicht werden durch Larmschutzmauer und iiberbautem Rolitor. Wir
fordern die Planung zu konkretisieren.

Potentiell wegfallende Parkplatze ca. 24 (Berliner StraRe 14 sind gewiss, Friedrich-
Stoltze-StraBe und Rudolf-Dietz-Weg wahrscheinlich weitere 10). Wie wird hier
Ausgleich geschaffen?

_ 01.03.2020




Einwendungen zur Fragestellung ,2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der Berliner StraRe zwischen
Taunusstrasse und Wiesenweg”: Rathaus Zimmer 407, Frau Herrmann

Sehr geehrte Frau Blirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 mdéchten wir folgende Einwénde vorbringen:

Im Verkehrsgutachten der Fa. IPRO-Consult GmbH/Lademacher planen und beraten
Dipl.Ing. Christian Lademacher werden mehrere kritische Punkte angefihrt, die im Fazit
des Gutachtens nicht gewirdigt werden. Darlber hinaus erheben wir weitere Einwénde
gegen die Anderung des 0.g. Bebauungsplans.

Ich gliedere meine Einwénde wie folgt:
1. Beeintrachtigung der Hilfsfristen durch den geplanten Standort
2. Hohere Kosten durch ungeeigneten Standort hinter der Wohnbebauung

Wir erwarten, dass vor allem auf die konkret gestellten Fragen und Forderungen in ihrer
Antwort Bezug genommen wird. Fragen und Forderungen sind im Folgenden fett
hervorgehoben.

Einwand zu 1. Beeintrachti un der Hilfsfristen durch den e lanten Standort

Kritische Situation, da laut Gutachten Seite 28, 70% der Einsatzkréfte iliber Stichweg
Berliner StraBe anriicken miissen und so eine Begegnungssituation mit
ausriickenden Fahrzeugen angenommen werden muss die zu einem Zeitverlust
flihrt. Dies ist u.a. ein groBer Kritikpunkt am alten Standort. Warum wird dies an
diesem Standort in Kauf genommen, obwohl es auBerhalb der Stadt (u.a.
Kronberger Hang, L3367 Rtg. Neuenhein linke StraBenseite ggii. Continental) nicht
der Fall wire?

Alle drei Zufahrtwege sind mit Tempo 30 verkehrsberuhigte Zonen. Warum wird dies
an diesem Standort in Kauf genommen, obwohl es auBerhalb der Stadt (u.a.
Kronberger Hang, L3367 Rtg. Neuenhein linke StraBenseite L3367 Rtg. Neuenhein
linke StraBenseite ggii. Continental) nicht der Fall wére?

Am Knotenpunkt StichstraRe/Berliner StraBe fiihrt die schlechte Einsehbarkeit und
Verkehrsregelung (Vorfahrtachten) zur Verlangsamung des Ausriickens. Warum



wird dies an diesem Standort in Kauf genommen, obwohl es auBerhalb der Stadt
(u.a. Kronberger Hang, L3367 Rtg. Neuenhein linke StraBenseite ggii. Continental)
nicht der Fall wére?

Kritische Erwidhnung findet auch im Gutachten, dass von dem geplanten Standort
die Objekte am Camp Phénix (Obermeyer Schule und Best Western Hotel) nicht in
angemessener Zeit erreicht werden kénnen. Die o.g. Erschwernisse fiihren zu einer
zusitzlichen Verlangerung der Hilfsfristen. Dariiber hinaus gilt dies auch fiir die
Objekte der Firma Procter & Gamble. Warum wird dies an diesem Standort in Kauf
genommen, obwohl es auBerhalb der Stadt (u.a. Kronberger Hang, L3367 Rtg.
Neuenhein linke StraBenseite ggii. Continental) nicht der Fall wére?

Schon im Gutachten Seite 29 ist ein Ausriickszenario nicht sichergestelit. Wenn im
Winter die Bauhoffahrzeuge gleichzeitig mit der Feuerwehr in den Einsatz mussen.
Warum wird durch die Kombination der Standorte dies in Kauf genommen?

Durch die Kombination von Feuerwehr und Bauhof sind MaBnahmen wie das Rolltor
erforderlich, die ebenfalls zu Einschrinkungen der Feuerwehr beitragen konnen.
Warum wird dies an diesem Standort in Kauf genommen, obwohl es auBerhalb der
Stadt (u.a. Kronberger Hang, L3367 Rtg. Neuenhein linke StraBenseite ggui.
Continental) nicht der Fall wire bzw. bei der Trennung von Feuerwehr und Bauhof?

Einwand zu 2. Hohere Kosten durch un eei neten Standort hinter der Wohnbebauun

Beim geplanten Standort miissen drei Zufahrtswege neu erschlossen werden. Eine
Lirmschutzmauer muss erreichtet werden. Eine liberbaute Einfahrt mit Rolltor
angebracht werden. Diese zusitzlichen Kosten wiirden an einem alternativen
Standort auBerhalb der Wohnbebauung entfallen. Warum wird dies an diesem
Standort in Kauf genommen, obwohl es auBerhalb der Stadt (u.a. Kronberger Hang,
L3367 Rtg. Neuenhein linke StraBenseite ggii. Continental) nicht der Fall ware?

01 03.2020




Einwendungen zur Fragestellung ,,2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der Berliner Strae zwischen
Taunusstrasse und Wiesenweg”: Rathaus Zimmer 407, Frau Herrmann

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 m&chten wir folgende Einwéande vorbringen:

Im Umweltbericht gemal §2 Abs. 4 BauGB werden mehrere kritische Punkte angefiihrt.
Meine Einwéande greifen diese Punkte auf. Ich bitte um Stellungnahme, warum trotz dieser
erheblichen Umweltauswirkungen (Zusammenfassung Seite 9/10) die 0.g. Anderung des
Bebauungsplanes weiterverfolgt werden.

Ich erwarte, dass vor allem auf die konkret gestellten Fragen und Forderungen in ihrer
Antwort Bezug genommen wird. Fragen und Forderungen sind im Folgenden fett
hervorgehoben.

1. Erhebliche Beeintrachtigung verschiedener Tierarten

,Durch die Planung erfolgt im bislang unbebauten Ostteil eine erhebliche Beeintrachtigung verschiedener Tierarten
durch Stérung oder Lebensraumverlust.”

Wie kann es sein, dass der Verlust des Lebensraums des in Hessen (und Europa)
stark gefihrdeten Gartenrotschwanz hingenommen werden kann? Durch
Ausgleichsflachen werden die Nistrdume (alte Baume) nicht ersetzt werden kénnen.

Wie kann es sein, dass der Verlust von potentiellen Quartieren fiir Fledermduse
hingenommen werden kann? Durch Ausgleichsflachen werden die Nistrdume (alte
Baume) nicht ersetzt werden kénnen.

2. Erhebliche Beeintrachtigung Gehdlzen

,Durch die Planung erfolgt im bislang unbebauten Ostteil eine erhebliche Beeintrachtigung Gehdlzen durch Rodung.”

Wie kann es sein, dass die alten Baumbestinde gerodet werden diirfen, obwohl sie
potentielle Nistplatze darstellen?

3. Erhebliche Beeintrachtigung von Flache, Boden und Wasser

,Da es sich teilweise um einen unbebauten Bereich handelt, liegt ein wesentlicher neuer Flachenverbrauch. Durch die
Bebauung kommt es inshesondere im bislang unbebauten 8stlichen Teil zum Verlust Baden. Durch die Bebauung kann
es zu einer erheblichen Beeintrachtigung des Wasserhaushaltes durch Versiegelung kommen.”

Zitat Seite 12, Der raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt in der Schutzzone IlIA des im
Festsetzungsverfahren befindlichen Trinkwasserschutzgebietes ,Wasserschutzgebiet Brunnen Il + IlI, Schwalbach
(WSG-ID 436-033). Sofern im Plangebiet sorgsam mit gefihrlichen Stoffen umgegangen wird, bestehen hier jedoch
keine erheblichen Risiken.”



Ich fordere eine Stellungnahme wie der Betrieb von Bauhof und Feuerwehr mit
zusitzlichen Tankstellen und Fahrzeug Waschmaoglichkeiten /-erfordernissen
umgegangen wird. Ich fordere eine Erlduterung zum o.g. Schutzbedarf.

Zitat Seite 16: ,Im Plangebiet liegt der Bodenfunktionserfiillungsgrad im dstlichen Teilbereich bei ,sehr hoch" (Stufe
S).”

Ich fordere eine Stellungnahme warum dies im Umweltgutachten nicht bewertet ist.
Ich fordere eine Bewertung.

Zitat Seite 13 ,Ostlich des Plangebietes befindet sich entlang des Schwalbaches (Sauerbornbach) ein festgesetztes
Uberschwemmungsgebiet HQ 100.“

Ich fordere eine Stellungnahme wie der Betrieb von Bauhof und Feuerwehr mit
diesem potentiellen Hindernis (Beeintrichtigung der Hilfsfristen) im néchtlichen
Anriickfall iiber einen potentiell ausgebauten Wiesenweg umgegangen wird?

4. Erhebliche Beeintrachtigung Luft/Klima und Landschaft

,Durch die Bebauung kommt es zu einem erheblichen Verlust von bislang unbebauten Flachen und Geholzbestidnden
und somit zu einer Beeintrachtigung der kleinklimatischen Verhaltnisse im Gebiet. Durch die Planung kommt es zu
einer erheblichen Anderung Stérung des bisherigen Landschafts- bzw. Ortsbildes, da das Gebiet nunmehr fast
vollstindig bebaut wird und gréBere Gehélzbestinde wegfallen. Auf Grund des teilweisen Verlustes der derzeit
vorhandenen Biotopstrukturen im &stlichen Teilgebiet ist mit einer erheblichen Beeintréchtigung der biologischen
Vielfalt zu rechnen.”

Zitat Seite 18: ,Es wurde festgestellt, dass beim zukiinftigen néchtlichen Betrieb der Feuerwehr und des Bauhofs und
der dadurch verursachten Gerduschemissionen nach TA Lirm die zuldssigen Immissionsrichtwerte um maximal 8 dB
im Bereich der nérdlich gelegenen Wohnbebauung (Rudolf-Dietz-Weg) Giberschritten werden. Daher werden
schalltechnische MaRnahmen erforderlich.”

Ich fordere eine Messung und Bewertung des geplanten Schwerlastverkehrs >3,5t
im Stichweg Berliner StraRe und die dabei auf Grund des Knotenpunktes zu Berliner
StraBe eingesetzten Sondersignale (u.a. Martinshorn).

Ich fordere eine Messung und Bewertung der Belastungen ggf. in den
Randbereichen der StraBRen und Stellflichen durch Stoffeintrdge (Tausalze, Abrieb
Reifen u.a.) fiir den Stichweg Berliner StraBe durch den geplanten
Schwerlastverkehr >3,5t (s. Verkehrsgutachten).

Zitat Seite 21: ,Auf Grund des hohen Verdichtungs- und Bebauungsgrades sowie der Inanspruchnahme
von Griin- und Gehdlzflichen im Plangebiet, ist von einer hohen Erheblichkeit hinsichtlich der
klimatischen und lufthyglenischen Situation im Plangebiet auszugehen.”

Ich fordere MaRnahmen fiir die Erhaltung der klimatischen und lufthyglenischen
Situation im angrenzenden Wohngebiet. Ich fordere konkrete Nennung von
Schutzmafnahmen v.a. fiir den Stichweg Berliner StraBBe.



Zitat Seite 21: ,,Durch die Uberplanung und mogliche Nachverdichtung sind keine wesentlichen
Auswirkungen hinsichtlich der Emission von Schadstoffen, Erschiitterungen, Licht, Warme und Strahlung zu
erwarten. Durch die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfldche sind keine wesentlich emittierenden Betriebe
im Plangebiet zulassig.”

Ich fordere MaRnahmen die v.a. im Betrieb durch Feuerwehriibungen mit
Schadstoffen (Ubung brennende Ol/Wasser bzw. Ubung Rettung aus brennende
Autowracks) der oben zitierte Schutzbedarf in der Gemeinbedarfsflache
sichergestellt wird.

5. Natura2000-Geblete (FFH-Gebiete und Europaische Vogelschutzgebiete) Sind im
Plangebiet oder dessen naheren Umgebung nicht vorhanden.

Jedoch ist im Bewirtschaftungsplan (mittelfristiger Bewirtschaftungsplan) fiir das
FFH-Gebiet 5817-303 ,,Sauerbornsbachtal bei Schwalbach am Taunus” zu erkennen,
dass sich an das zu erschlieBende Gebiet ein solches Natura2000-Gebiet anschlieft.
Es ist daher unverstindlich, dass der Sauerbornsbach in der benachtbarten
Eichendoff-Anlage nicht schiitzenswert ist.

6. Erhebliche Beeintrachtigung der Biologischen Vielfalt

,Auf Grund der geplanten Nutzungen ist im Umfeld des Plangebietes {(Wohngebiete) mit erheblichen Auswirkungen
hinsichtlich Ldrm zu rechnen.

In wie weit ist bei dieser Einschitzung das Verkehrsgutachten beriicksichtigt
worden, das von vorwiegend Schwerlastverkehr >3,5t im Stichweg Berliner Strafie
ausgeht? Ich fordere entsprechende Messungen und Hochrechnungen bzgl. Larm
Zu erganzen.

7. Kultur- oder Sachguter (z.B. Kulturdenkmaler, Kulturlandschaften)

,Innerhalb des Plangebiets sind keine besonderen Kultur- oder Sachgiiter (z.B. Kulturdenkmiler,
Kulturlandschaften) bekannt.”

Wie verhalt es sich mit dem fir die Nutzung im Verkehrsgutachten herangezogenen
Wiesenweg (Nachzufahrt 22-6 Uhr). Hierbei handelt es sich um einen Wegbereich v.a.
fiir Fahrradfahrer im Rhein-Main-Regionalpark Route (Griingiirtel). Weshalb wird
hierzu keine Stellungnahme bezogen. Ich fordere dies zu erganzen.

8. Belastung durch Emissionen (Staub, Geruch etc.)

,Durch die Festsetzung einer Gemeinbedarfsfliche ist nicht mit erheblichen Emissionen (Staub, Geruch etc.) zu
rechnen. Das Gebiet kann an das bestehende Versorgungsnetz angeschlossen werden, so dass die ordnungsgeméRe
Entsorgung der anfallenden iiblichen Abfille (Miill) und Abwésser (Kanal) voraussichtlich gewéhrleistet ist.”

In wie weit ist bei dieser Einschitzung das Verkehrsgutachten beriicksichtigt
worden, das von vorwiegend Schwerlastverkehr >3,5t im Stichweg Berliner StrafRe
ausgeht? Ich fordere entsprechende Messungen und Hochrechnungen bzgl. Staub,
Geruch etc. zu erganzen.

01.03.2020




Sehr geehrte Frau Blrgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung Nummer 14/2020 mochte ich folgende Einwéande vorbringen:

1. Stichweg Berliner Strafe

1.1. Der Gehweg ist nur einseitig mit einer minimalen Bewegungsspielraumbreite von 1,10 m
an engster Stelle. Die Einfriedung darf nicht mitberiicksichtigt werden, da sie zur
StraBenseite eine Rundung aufweist. Das Grundmaf fur den ,Verkehrsraum® des
FuBverkehrs ist auf den Begegnungsfall bzw. das Nebeneinandergehen von zwei Personen
ausgerichtet und betragt daher 1,80 Meter. Es ist um je einen seitlichen Sicherheitsraum von
0,50 Metern Abstand zu einer Fahrbahn oder einem Langs-Parkstreifen und 0,20 Meter
Abstand zu einer Einfriedung oder einem Gebaude zu ergénzen. Dadurch ergibt sich ein
Lichter Raum“ bzw. als ,Regelbreite das absolute Mindestbreite fur Seitenraum-Gehwege
von 2,50 Metern (RASt, 6.1.6.1, vgl. 4.7).

1.2. Der fehlende Gehweg auf der anderen Strallenseite ist nicht vermerkt.
1.3. Die 2 Querwege zwischen den Reihenhdusern enden direkt auf die Stralie.

1.4. Die Ausfahrt aus der Tiefgarage Berliner Str. 35 und aus dem Parkplatz Berliner Str. 35
a ist nicht vermerkt. An beiden Ausfahrten ist es unméglich, sich in die rechte Fahrspur
einzuordnen, ohne in den Gegenverkehr zu geraten.

1.5. Die Einsatze der Feuerwehr sind mit 300 angesetzt. Es ist nicht vermerkt, aus welchem
Jahr diese Angabe ist. Somit sind die Angaben zur Verkehrsbelastung nicht korrekt.

1.6. Lt. Verkehrsgutachten schwankt das Verkehrsaufkommen der Feuerwehr

montags bis freitags zwischen rund 10 Fahrten an Tagen ohne Einsatz, 4 bis hin zu rund
200 Fahrten an einem Donnerstag mit zwei Einsatzen und dem zusétzlichen Dienstabend
mit 30 Personen. Mit 200 Fahrten pro Tag ist auch ein Szenario mit drei Einsatzen
abgebildet. Wo?

1.7. Eine eventuelle Behinderung durch Mullabfuhr oder sonstige Belieferungen wurde nicht
berticksichtigt.

1.8. Keine Aussage liber den Bestand und Einhaltung der Tempo-30-Zone, da der Stichweg
der Berliner Str. durch ein Wohngebiet fuhrt. Eine Tempo-30-Zone wird durch Stralien-
verkehrsbehérden innerhalb geschlossener Ortschaften, insbesondere in Wohngebieten
und Gebieten mit hoher FuRginger- und Fahrradverkehrsdichte sowie hohem
Querungsbedarf, im Einvernehmen mit der Gemeinde, angeordnet. Wird die Zone auch
durch Einsatzkrifte der Feuerwehr eingehalten?
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1.9. Es sind funf Kfz-Parkflachen auf den privaten Grundsticken an dem Stichweg der
Berliner Str. nicht vermerkt. Diese Parkliicken sind nicht Gber einen Gehweg zu erreichen,
sondern nur Uber die Fahrbahn. Es besteht eine erhéhte Gefahr durch das gréiere
Verkehrsaufkommen beim Einsteigen in das Kfz.

1.10. Das zuséatzliche Verkehrsaufkommen durch Dienstfahrten beim Auf- und Abbau von
Veranstaltungen ist nicht erfasst. Diese Fahrten erfolgen meist an Wochenenden und
teilweise wahrend der Nachtzeiten! ,

Somit besteht ein sehr groRes Potential an Personenschéden sowie
Verkehrskonflikten zwischen dem Anlieger- und Bauhofverkehr sowie
Feuerwehreinsadtzen auf dem gesamten Stichweg von 90m!

2. Rudolf-Diez-Weg

2.1. Der Gehweg ist mit 0,70/0,50 m véllig ungeniigend. Durch das zusatzliche
Verkehrsaufkommen der An- und Abfahrt der Bauhofmitarbeiter und Feuerwehreinsatzkrafte
kann es zu Personenschaden kommen.

2.2. Die Tempo-30-Zone muss auch durch die Feuerwehreinsatzkrafte eingehalten werden.

2.3. Eine eventuelle Behinderung durch Millabfuhr oder sonstige Belieferungen wurde nicht
beriicksichtigt.

2 4. Das zusatzliche Verkehrsaufkommen durch Bauhofmitarbeier beim Auf- und Abbau von
Veranstaltungen ist nicht erfasst. Diese Fahrten erfolgen meist an Wochenenden und
teilweise wahrend der Nachtzeiten!

Durch das zusitzliche Verkehrsaufkommen von bis zu 105% bei der An- und Abfahrt
der Bauhofmitarbeiter und Feuerwehreinsatzkrafte kann es zu Personenschaden und

Verkehrskonflikten kommen!

3. Wiesenweg

3.1. Der Wiesenweg ist mit einer gemessenen verfiigbaren Breite von 6,00 m an
engster Stelle. Der Stromkasten wurde nicht berlicksichtigt.

3.2. Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflache muss ein Abstand von .
mindestens 3,0 m gem. GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fur

den Wiesenweg dies nicht beriicksichtigt.
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3.3. Der Wiesenweg ist entsprechend der Baugenehmigung der Reihenhéuser als
Landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben Fulgénger und Radfahrer dirfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschieht i.d.R. Tagsuber. Nacht ist keine
Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung im Méarz
2019 vorgetragen Nutzung am Tage zur Einrichtungserschlielung, soll jetzt nach Ausbau
des Weges néchtlicher Verkehr durch die Einsatzkrafte zu gelassen werden. Unabhangig
von der neuen Larmbelastigung der Anwohner, versagt hier die Fursorgepflicht der
Verantwortlichen, da ein Verstol der Einsatzkrafte diesen Weg aullerhalb der Nachtruhe zu
nutzen vorprogrammiert ist.

Es ist zu befiirchten, dass der Wiesenweg, neben der nichtlichen Larmbelédstigung,
auch tagsiiber durch Einsatzkrifte benutzt wird, da es der kiirzeste Anfahrtsweg aus
Ait Schwalbach ist!

Fazit

Im Verkehrsgutachten der Fa.IPRO-Consult werden mehrere Richtlinien (Richtlinie RASt 06,
EVE 2012) aufgefiihrt. Um beurteilen zu kénnen ob die Anwendung richtig gewertet wurde,
ist Offenlegung dieser Richtlinien erforderlich.

Das zuséatzliche Verkehrsaufkommen kann in allen Zu- und Abfahrtswegen zu
Personenschaden und Verkehrskonflikten fihren sowie gesundheitiiche Schaden der
Anlieger durch zusétzliche Emissionen (Larm, Abgase, Staubbelastung) in kauf genommen
werden.

B o 032020

Seite 3von 3



05.03.2020

Stadt Schwalbach am Taunus
Einspruch gegen den geplanten Standort Feuerwehr/Bauhof

Sehr geehrte Frau Blirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem. Bekanntmachung N°
14/2020 mochte ich folgende Einwande vorbringen:

Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflaiche muss ein Abstand von mindestens 3,0 m gem. GaV
eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fir den Wiesenweg dies nicht bertcksichtigt.

Der Wiesenweg ist entsprechend unserer Baugenehmigung Reihenhduser als Landwirtschaftlicher
Weg ausgewiesen. Neben Fulgadngern und Radfahrern dirfen landwirtschaftlichen Fahrzeuge
verkehren. Dies geschieht i.d.R. tagstber. Nachts ist keine Larmbeldstigung zu erwarten. Durch die
entgegen der in der Infoveranstaltung im Marz 2019 vorgetragenen Nutzung am Tage zur
EinrichtungserschlieRung, soll jetzt nach Ausbau des Weges Nachtverkehr durch die Einsatzkrafte.
zugelassen werden. Unabhéngig von der neuen Larmbeléstigung der Anwohner, versagt hier die
Fursorgepflicht der Verantwortlichen, da ein VerstoR der Einsatzkrafte diesen Weg aullerhalb der
Nachtruhe zu nutzen, vorprogrammiert ist.

Mit freundlichen GriiRen
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Stadt Schwalbach am Taunus
Einspruch gegen den geplanten Standort Feuerwehr/Bauhof

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem. Bekanntmachung N°
14/2020 mochte ich folgende Stellungnahmen abgeben:

Im Umweltbericht wird davon ausgegangen, dass keine umweltrelevanten Stoffe verarbeitet werden.
Lt. BEP 2017 werden jedoch Gefahrstoffe bei der FFw, sowie Kraftstoffe gehandhabt. Hier fehit eine
klare und eindeutige Aussage.

Die Feststellung, dass keine wesentlichen Schadstoffemissionen erfolgen, ist nicht bewiesen. Durch
die an diesem Standort stattfindenden praktischen Ubungen mit Geréaten, welche
Schadstoffemissionen verursachen, beeintrachtigen, insbesondere bei entsprechender Wetterlage,
die Gesundheit der Anwohner. Auch wurde die Strahlung aufgrund des Funkverkehrs nicht beachtet.

Mit freundlichen Griien




Stadt Schwalbach am Taunus

Marktplatz 1-2

Betreff:

2.Anderung Bebauungsplan Nr:43 — Ostlich der BerlinerstraBe zwischen Taunusstrasse und
Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Blirgermeisterin Augsburger,

Sehr geehrte Damen und Herren des Magistrates der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gemaR Bekanntmachung
N° 14/2020 mdéchte ich folgende Einwéande vorbringen!

Ich nehme im Folgenden Bezug auf die Faunistische Untersuchung des Geltungsbereiches der Firma
GPM von Mirz bis August 2019 / Datiert auf 27.08.2019 und den Umweltbericht selbiger Firma.

da auch der angrenzende Bereich bis zum Schwalbach betroffen sein wird
(2.1.2.)

da bei den S3ugetieren nur Zufallsbeobachtungen stattfanden (siehe 4.3. - ,es
ist sicher mit einigen weiteren Arten zu rechnen®).

da ,Quartierpotenzial z.B. in den Baumhdohlen vorhanden sein” konnte” (siehe
3.4.).

da das Biotop ,ein fir seine GréRe sehr artenreiches und ausgesprochen dicht
besiedeltes Bruthiotop fiir européische Brutvégel und damit ein wichtiger Rickzugsraum fiir die
lokale Avifauna” ist und die , Siedlungsdichte hoher als der Erwartungs-/Durchschnittswert ist“ (2.5.)

da das Gebiet ,,Sommerlebensraum, Wanderkorridor und Winterquartier” ist
(6.3.)

da eine ,hohe Revierdichte und ein besonders wertvoller Lebensraum fiir die
nachgewiesenen Brutvogelarten” anzutreffen ist. Das Gutachten hebt besonders hervor, dass der ,in



Hessen besonders efidhrdete Gartenrotschwanz hier erfoigreich briitet”, es ,viele Brutvégel” gibt
und dem ,streng geschiitzten Griins echt und M3usebussard die Gehdlze und Wiesenflachen als
Nahrungsbiotope dienen”. D.h. die ,,Fauna und Flora erheblich betroffen sein wird” (Umweltbericht)

da baubedingt, durch Rodung, Tétungen der vorhandenen Individuen
stattfinden werden! (2.2.1. Umweltbericht). Dies gilt insbesondere fir das besonders gefahrdete
Gartenrotschwanz-Péarchen, den gefihrdete Miusebussard und den gefdhrdeten Griinspecht!

gegen 2.3. des Umweltberichtes, in dem die erforderlichen
KompensationsmaRnahmen beschrieben werden. Diese sind weder transparent noch
nachvollziehbar. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wurden noch nicht gemacht! Somit kann nicht
abgeschatzt werden, ob der Natur dieses Projekt zugemutet werden kann und ob sie sich tatséchlich
nach einem solchen Eingriff jemals dort erholen wird. Soweit mir bekannt ist, briitet der
Gartenrotschwanz in alten Baumhohlen, Astléchern und dichtem Geést. Nach der Rodung sind die
alten Baumbestinde weg und der Gartenrotschwanz vernichtet. Dies hat mit Artenschutz nichts zu

tun!!




Stadt Schwalbach am Taunus

Marktplatz 1-2

Betreff:

2.Anderung Bebauungsplan Nr:43 — Ostlich der Berlinerstrasse zwischen Taunusstrasse und
Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,

Sehr geehrte Damen und Herren des Magistrates der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gemaR Bekanntmachung
N° 14/2020 mochte ich folgende Einwande vorbringen.

gegen die Standortanalyse vom 04.08.2019.
(Insbesondere Punkt 4 und 5 — Erreichbarkeitsanalysen - und Punkt 6 - Analyse méglicher
alternativer Standorte.)
Die Standortanalyse wurde nicht von einem neutralen Sachverstdndigen, sondern vom
Stadtbrandinspektor der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Schwalbach durchgefiihrt.

gegen ein Gefahrstofflager (siehe 7.2.6. zum Beispiel einer Betriebstankstelle)
mitten im Wohngebiet.

Vor der Planung sollte ein neutrales Gutachten durchgefiihrt werden, um die Aussagen zu
verifizieren!




Stadt Schwalbach am Taunus

Marktplatz 1-2

Betreff:

2.Anderung Bebauungsplan Nr:43 — Ostlich der Berlinerstrasse zwischen Taunusstrasse und
Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Birgermeisterin Augsburger,

Sehr geehrte Damen und Herren des Magistrates der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gemaR Bekanntmachung
N° 14/2020 mochte ich folgende Einwénde vorbringen.

Ich erhebe Eins ruch gegen die Verbreiterung und Nutzung des Wiesenweges als Zufahrt zu den
geplanten Parkplatzen fiir die Einsatzkréfte.

Dieser ist bisher ein landwirtschaftlicher We der von Traktoren, Fahrradfahrern (oft ortsunkundig,
dadurch erhebliches Gefahrdungspotential), Kleingartenbesitzern und vor allem von Spaziergangern
und Joggern genutzt wird. Es wiirde eine Veridnderung des Mikroklimas, Verlust von Griin- und
Gehdlzflichen, eine visuelle Storung des Landschaftsbildes und dadurch eine Beeintréchtigung der
Naherholung fiir alle Schwalbacher Biirger stattfinden. (sieche Umweltbericht)

Die Umwidmung vom Weg zur StraRe birgt zudem ein enormes Gefahrenpotential, da die Stichwege
der Anwohner ohne Biirgersteig direkt auf den Wiesenweg fihren. (Beispiel: Anwohner Eckhaus
besitzen eine Garage zu der sie iber den Wiesenweg gelangen. Aufgrund des hohen Alters der
Anwohner sehr hohes Gefahrenpotential) (Beispiel: FuRginger/Spazierganger treffen lber die
Stichwege direkt auf den Wiesenweg.) Dies ist im Verkehrsgutachten nicht beriicksichtigt.

Die angekundigte Planung, dass der Wiesenweg von den Einsatzkréften nur nachts zwischen 22.00
und 6.00 Uhr genutzt werden soll, zweifle ich an, da dieser im Falle des Einsatzes vermutlich als
Abkiirzung genommen werden wird. Dadurch entsteht erheblicher zusatzlicher Verkehrslérm, der im
Verkehrsgutachten nicht beriicksichtigt wurde.

04.Marz 2020
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An die

Biirgermeisterin und Magistrat
der Stadt Schwalbach

Rathaus

Marktplatz

65824 Schwalbach

Widerspruch gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplans gem.
Bekanntmachung N° 14/2020.

Begriindung: Es kommt zu massiven Erhdhungen der Emissionswerte sowie zu enormen Belastungen
fiir Mensch, Natur und Boden.

Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats der Stadt Schwalbach,

hiermit lege ich Widerspruch gegen den Bebauungsplan ein.

Der geplante Standort liegt mitten im reinen Wohngebiet. Es ist daher mit zusitzlichen Belastungen
durch Lirm, Abgase, Staub und andere Luftpartikel sowie Schwerlastverkehr zu rechnen. Die An- und
Ausfahrtswege der Feuerwehr und Bauhof, um iiberhaupt auf eine Hauptverkehrsstralie zu kommen,
fithren durch Wohngebiet und enge Tempo-30-Zonen. Verkehrskonflikte sind abzusehen.

Dariiberhinaus ist die geplante Verlagerung der Gartenabfille nicht geregelt. Es ist noch tiberhaupt
nicht abzusehen, wohin die Deponie verlagert werden soll — wire m.E. aber ein wichtiges Detail der
umfangreichen Planung fiir Bauhof und Feuerwehr. Somit ist derzeit davon auszugehen, dass die
Deponie bleibt, weiterhin Schimmelsporen und Schidlinge im Wohngebiet verteilt und regelméfig
von einer Vielzahl von Schwalbacher Biirgern angefahren wird.

Das zu bebauende Gebiet ist mit einer iiberdurchschnittlichen Anzahl von Végeln besiedelt, darunter
auch vom Aussterben bedrohten Arten, wie z.B. das Rotschwinzchen, das mittlerweile aufgrund des
Klimawandels in unseren Gegenden iiberwintert. Auch Fledermiuse sind in diesem Gebiet zu Hause.
Inwieweit noch andere schiitzenswerte Kleintiere dort leben, bliebe zu priifen.

Es soll ein gemeinsames Lager fiir geféhrliche Stoffe und eventuell eine Betriebstankstelle errichtet
werden. Wo Gesundheitsgefahren bestehen, ist meist auch die Umwelt gefédhrdet. An Tankstellen wird
mit Kraftstoff, Schmier- und Reinigungsmitteln gearbeitet; dies wire auch unabhéngig von einer
Tankstelle der Fall, da die Fahrzeuge von Bauhof und Feuerwehr vor Ort gereinigt und gepflegt
werden. Es entstehen auf jeden Fall Abwiisser, die so weder in das Grundwasser noch in
Oberflichengewisser gelangen diirfen. Dariiber hinaus besteht die Gefahr der Luftverschmutzung
durch Ausgasen und Verdampfen. Wie soll gewihrleistet werden, dass die Anwohner dadurch nicht
gefihrdet sind?
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In umliegenden Gemeinden werden Neubauten fiir Rettungsdienste nicht in Wohngebieten errichtet,
sondern an groRen AusfallstraBen mit viel Platz drum rum zu Erweiterungszwecken in der Zukunft.
Diese Zukunftsfihigkeit ist {iberhaupt nicht gegeben mit dem geplanten Standort an der Berliner
Strafe. Es wiirde mal wieder ein Grundstiick zugebaut, weil das im Moment gerade so passt. Mit der
Errichtung der 40 Reihenhéuser wurde dieses Gebiet seinerzeit zum reinen Wohngebiet, jetzt soll nach
gerade mal 20 Jahren schon wieder eine Umwidmung stattfinden....

Ich vermisse einen umfassenden und vor allem weitsichtigen Stadtentwicklungsplan.

Mit freundlichen Griiflen
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Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich foigende (folgenden) Einwand/e vorbringen:

Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflache muss ein Abstand von mindestens 3,0 m
gem. GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fir den Wiesenweg dies
nicht beriicksichtigt.

Der Wiesenweg ist entsprechend unserer Baugenehmigung Reihenhduser als
Landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben FuRgéanger und Radfahrer dirfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschieht i.d.R. Tagsiber. Nacht ist keine
Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung im Marz
2019 vorgetragen Nutzung am Tage zur EinrichtungserschlieRBung, soll jetzt nach Ausbau
des Weges Nachts-Verkehr durch die Einsatzkrafte. zu gelassen werden. Unabhangig von
der neuen Larmbelastigung der Anwohner, versagt hier die Firsorgepflicht der
Verantwortlichen, da ein VerstoRR der Einsatzkrafte diesen Weg aufBerhalb der Nachtruhe
zu nutzen vorprogrammiert ist.




Sehr geehrte Frau Birgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 mdéchte ich folgende Stellungnahmen abgeben:

Im Umweltbericht wird davon ausgegangen, dass keine umweltrelevanten Stoffe
verarbeitet werden. Lt. BEP 2017 werden jedoch Gefahrstoffe bei der FFw, sowie
Kraftstoffe gehandhabt. Hier fehlt eine klare und eindeutige Aussage.

Die Feststellung, dass keine wesentliche Schadstoffemissionen erfolgen, ist nicht
bewiesen. Durch die an diesem Standort stattfindenden praktischen Ubungen mit Geréten
welche Schadstoffemissionen verursachen, beeintrachtigen diese, insbesondere bei
entsprechender Wetterlage, die Gesundheit der Anwohner. Auch wurde die Strahlung
aufgrund des Fupkye '
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Sehr geehrte Frau Birgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende (folgenden) Einwénd /e vorbringen:

Im Verkehrsgutachten der Fa.lPRO-Consult werden mehrere Richtlinien (Richtlinie RASt
06, EVE 2012) aufgefiihrt. Um beurteilen zu kdnnen ob die Anwendung richtig gewertet
wurde, ist Offenlegung dieser Richtlinien erforderlich

Im Verkehrsgutachten wurde die Ausfahrt der Tiefgarage in der Berliner Str.35, ebenso die
Parkplatzausfahrt von Haus 35a nicht beriicksichtigt. Dies ist zu erganzen.

- 02.03.2020

Unterschrift



Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 mochte ich folgende (folgenden) Einwand /e vorbringen:

Im Verkehrsgutachten der Fa.lPRO-Consult werden mehrere Richtlinien (Richtlinie RASt
08, EVE 2012) aufgeftihrt. Um beurteilen zu kdnnen ob die Anwendung richtig gewertet
wurde, ist Offenlegung dieser Richtlinien erforderlich

Im Verkehrsgutachten wurde die Ausfahrt der Tiefgarage in der Berliner Str.35, ebenso die
Parkplatzausfahrt von Haus 35a nicht bertcksichtigt. Dies ist zu erganzen.

Unterschrift



Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Stellungnahmen abgeben:

Im Umweltbericht wird davon ausgegangen, dass keine umweltrelevanten Stoffe
verarbeitet werden. Lt. BEP 2017 werden jedoch Gefahrstoffe bei der FFw, sowie
Kraftstoffe gehandhabt. Hier fehlt eine klare und eindeutige Aussage.

Die Feststellung, dass keine wesentliche Schadstoffemissionen erfolgen, ist nicht
bewiesen. Durch die an diesem Standort stattfindenden praktischen Ubungen mit Geraten
welche Schadstoffemissionen verursachen, beeintrachtigen diese, insbesondere bei
entsprechender Wetterlage, die Gesundheit der Anwohner. Auch wurde die Strahlung
aufgrund des Funkverkehrs nicht beachtet.

B 0203.2020



Sehr geehrte Frau Blirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 mochte ich folgende (folgenden) Einwénd/e vorbringen:

Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflache muss ein Abstand von mindestens 3,0 m
gem. GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fir den Wiesenweg dies
nicht bericksichtigt.

Der Wiesenweg ist entsprechend unserer Baugenehmigung Reihenhéduser als
Landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben Fufganger und Radfahrer diirfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschieht i.d.R. Tagsiber. Nacht ist keine
Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung im Mérz
2019 vorgetragen Nutzung am Tage zur EinrichtungserschlieBung, soll jetzt nach Ausbau
des Weges Nachts-Verkehr durch die Einsatzkrafte. zu gelassen werden. Unabhéngig von
der neuen Larmbelastigung der Anwohner, versagt hier die Fursorgepflicht der
Verantwortlichen, da ein Verstok der Einsatzkrafte diesen Weg auBerhalb der Nachtruhe
zu nutzen vorprogrammiert ist.

_ 02.03.2020

Unterschrift



Folkert Riittinger

Betreff: WG: WG: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43, Vorentwurf

Gesendet: Freitag, 6. Marz 2020 22:45
An: Info
Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43, Vorentwurf

Sehr geehrte Frau Blrgermeisterin,
sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats,

hiermit erhebe ich Einwénde gegen die 0.g. geplante Anderung der Bebauung:

Ich nutze mehrfach taglich (nicht nur 5 Mal im Jahr) den Wiesenweg und erfreue mich an der tatsachlich sehr
groflen Vielfalt der dort lebenden Vogelarten. Aufgrund meiner eigenen Beobachtungen und der meiner Familie,
mochten ich starke Zweifel an der Aussage des dem Entwurf zugrunde liegenden Gutachtens anmelden, welches
besagt, dass die Griinspechte die Streuobstwiese, insbesondere den groRen Kirschbaum, nur zur Nahrungssuche
frequentieren. Meiner Ansicht nach ist nicht auszuschlief3en, dass sie dort auch briiten. Wir sehen sie fast immer in

diesem Bereich.

Die geplanten MaRRnahmen zur Renaturierung der Lebensraume fiir Tiere und Pflanzen sind nicht anndhernd
geeignet, den jetzt bestehenden Zustand der Landschaft wiederherzustellen. Vielmehr ist davon auszugehen, dass
die Tiere nach Beendigung der BaumalRnahmen nicht mehr zuriickkehren, vor allem nicht in Anbetracht der

geplanten Nutzung.

Mir ist vollkommen schleierhaft, wie man in Zeiten groRer klimatischer Veranderungen tiberhaupt nur daran denken
kann, einen so wertvollen und vielfaltigen Lebensraum fir eine stadtebauliche MaBnahme preiszugeben, die man

bei entsprechender Priifung an geeigneterer Stelle ansiedeln kann.

Mit freundlichen GriiRen
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Betrifft..: Anwohnerbelange zur Aufstellung eines Bebauungsplanes

Standortuntersuchung fur Feuerwehr und Bauhof
und Einwande gegen die 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43

Sehr geehrte Frau Birgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Stadtverordnetenversammiung,

hiermit erhebe ich Einspruch gegen die Behauptung in der 2. Anderung
Bebauungsplan Nr. 43 , dal das Geldnde des Bauhofs ein optimaler und
zeitgemaler Standort far Feuerwehr und Bauhof sein kénnte, weil

1.

das vorgesehene Gebiet - mit gewerblichen Larm, Abgas-und-
Verkehrsbelastigungen - entlang des Naherholungsgebietes
Eichendorffanlage und Rundroute Regionalpark Rhein-Main Sauerbornsbach
liegt. Dieser viel frequentierte Weg ist schon 550 km fertig und soll bis zu
1.000 km ausgebaut werden! Die vorgesehene Larmschutzwand liegt nicht zu
dieser Seite.

Weil, nach dem Bau der Reihenhaussiedlung neben den bestehenden
Wohnanlagen, ist dieses Gebiet ,ein wohnlich gepragtes Gebiet*, zu dem eine
Nachbarschaft von Gewerbe wie Bauhof und Feuerwehr einen potenziellen
Storfaktor darstellen wirde. -

dem Grundsatz, mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen
nicht Rechnung getragen wird. Die vorgesehene Fache von 9.000 gm ist nicht
notwendig.

die Ausgaben fur dieses Projekt die Finanzmittel der Stadt — aus
Steuergeldern — viel zu sehr belastet.

weil es stichhaltige Einwande gibt, gegen den Plan, den Wiesenweg ab Ecke
Berliner Stralle als Zufahrt fUr die Einsatzkrafte in Erwagung zu ziehen: es
sind standig Familien mit kieinen Kindem, &ltere, auch teils gehbehinderte
Menschen, Spaziergéanger, Wandergruppen, Jogger, Radfahrer,
Hundebesitzer unterwegs. Kinder aus der Reihenhaussiedlung laufen oder
fahren mit Rad oder Laufradern geme auf den Wiesenweg heraus —
Unfallgefahr!

der Standort genau zwischen Wohnbebauung und Erholungsgebiet falsch ist!
In der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 43 fir das hier betroffene Gebiet
steht: das Ordnungs-und Standesamt weist auf die gefahrliche
Einmindungssituation des Wiesenwegs in die Berliner Strafle hin. Dies hat
sich nicht gedndert und muf? beachtet werden!
AuRerdem steht in Punkt 12 der 1. Anderung Bebauungsplan Nr. 43: Das
Regierungsprasidium Darmstadt weist fur die Antrage der Wohnbebauung
(Reihenhaussiediung) darauf hin..... und empfiehlt, durch eine gutachterliche

Stellungnahme prifen zu lassen, ob der bestehende angrenzende stadtische

Betriebswirtschaftshof an allen Tagen und zu jeder Tag-und Nachtzeit die
Immissionsrichtwerte fir Larm einhalten kénne. Wenn jetzt der Larm der



Feuerwehr bei Einsatzen, Ubungen, Reparatur-und Erhaltungsarbeiten und
Versammiungen dazu kdme, kann das sicher nicht fur die umgebenden
Wohngebiete eingehalten werden. In der Auswertung steht dazu: Durch die
auf Werktage und Tageszeiten beschrankte Betriebsdauer des stadtischen
Wirtschaftshofes sind keine Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte .....zu
erwarten. Das aufgefiihrte Larmgutachten in der 2. Anderung des
Bebauungsplanes gibt keine Auskunft fur MeRungen zum Erholungsgebiet hin
und bezieht sich fur das Wohngebiet hauptséchlich auf die zusatzliche
voraussichtliche Larmbelastigung nachts.

9. Und in Punkt 13. (1. Anderung d. Bebpl.) wird von Herrn Haueisen ein
Vorschlag gemacht, damit der Wiesenweg ,seinen verkehrslosen Charakter
behalten“ kann, da er ,,ein Hauptspazierweg ins Naherholungsgebiet
sei“...Diese Ruhe wird verloren gehen!

10. In der Auswertung dazu steht: Das Problem der Durchfahrt Uber den
Wiesenweg ist erkannt und wird dadurch geldst, dafl der Anschlu® der
ErschlieBungsanlage Gemeinschaftsgaragen an den verlangerten
Wiesenweg ENTFALLT! Das muf auch weiterhin und auch fur die Zufahrt
zu den Feuerwehrparkplatzen gelten!

11. die gleiche Zusicherung erhalt der Bauernverband in Punkt.15, (1. Anderung
des Bebpl.) wegen seiner Bedenken, da} Fahrzeuge im Bereich des
verldngerten Wiesenwegs, der bisher nur fur Fugénger, Fahrradfahrer und
landwirtschartlichen Verkehr freigegeben ist, parken wirden.

12. Frage: wurden bisher BUND oder Bauernverband usw. kontaktiert?

Auf diese Einwendungen bitte ich um eine detaillierte Stellungnahme.
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Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der Berliner Strasse zwischen Taunusstrasse
und Wiesenweg

Sehr geehrte Frau Birgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Zu dem am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem. Bekanntmachung N° 14/2020

mochte ich folgende Einwénde vorbringen:

Ich erhebe Einwand dagegen, dass Sie gegen die Bodenschutzklauseln des Baugesetzbuches verstoBen,
indem Sie mit der Ressource Boden nicht schonend und sparsam umgehen. Es ist nicht nétig weiteres von
Blirgern dieser Stadt zur Erholung genutztes Gebiet zu zerstoren. Die festgestellten Méngel bei der
Feuerwehr diirften sich doch auch ohne eine Zusammenlegung der Feuerwehr und des Bauhofs
(Kombildsung) realisieren lassen.

Insofern rege ich an, dass alternative Standorte fiir separate Feuerwehr und Bauhof ergebnisoffen von einen
unabhangigen Sachverstandigen geprift wurden. Ferner sollten auch andere Alternativen, wie zum Beispiel
die Errichtung einer weiteren Niederlassung der Feuerwache hinreichend gewiirdigt und gegen die
erheblichen Nachteile im Hinblick auf Larm- und Lichtbeldstigung sowie des Flachenverbrauchs der

angestrebten Losung abgewogen werden.

Ich erhebe Einwand dagegen, dass die beabsichtigte Anderung des Bebauungsplans einen signifikanten
Eingriff in die Landschaft und den Freiraum bewirkt. Mit der Anderung werden besonders wertvolle Flachen
vernichtet, die im Umweltbericht mit einen sehr hohen Bodenfunktionswert bewertet werden. Ferner geht aus
dem Faunischen Gutachten hervor, dass auch gefahrdete Arten, wie zum Beispiel der Gartenrotschwanz,
von |hren Projekt betroffen sind. Planerisch und auch nach den Vorgaben des Brandschutzbedarfsplans
massten doch Alternativflachen zur Verfligung stehen, die ergebnisoffen unter Beriicksichtigung samtlicher

Kriterien bewertet werden sollten.

Ich erhebe Einwand dagegen, dass es keinen Wirtschaftlichkeitsvergelich zwischen einer Kombilésung und
getrennten Standorten gibt. Es erfolgt auch keine Abwégung zwischen den zu erwartenden Synergien und
den Zusatzkosten einer Kombilésung. Die Birger Schwalbachs soliten im Voraus erfahren, welche

zuséatzliche Kosten auf die Stadt bei der Realisierung dieses Projekts zukommen.
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Sehr geehrte Frau Burgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplanes gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Einwénde vorbringen:

1. Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflache muss ein Abstand von mindestens
3,0 m gem. GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fir den
Wiesenweg dies nicht berticksichtigt.

Der Wiesenweg ist entsprechend unserer Baugenehmigung Reihenh&user als
Landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben Fu3génger und Radfahrer diirfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschieht i.d.R. Tagsiiber. Nachts ist
keine Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung
im Marz 2019 vorgetragen Nutzung am Tage zur EinrichtungserschlieRung, soll jetzt
nach Ausbau des Weges Nachts-Verkehr durch die Einsatzkrafte zugelassen werden.
Unabhangig von der neuen Larmbelastigung der Anwohner, versagt hier die
Fursorgepflicht der Verantwortlichen, da ein VerstoR der Einsatzkrafte diesen Weg
auflerhalb der Nachtruhe zu nutzen vorprogrammiert ist.

Zusatz:

2. Das Feuerwehrgebiude in ein dicht besiedeltes Anwohnergebiet zu bauen ist fiir alle
Beteiligten hier im Umkreis nicht sinnvoll. Die Straen sind zu klein, die Grundstiicke
verlieren an Wert und der Larm kann bestimmt nicht ausreichend gelindert werden.

Wir mochten Sie nur bitten, ein anderes geeignetes Gelande zu finden. Z.B. bei der Firma
Continental, dem Gebiet, wo die roten Container Richtung Gartnerei Schéfer liegen
(gegeniiber den Kleingarten bei der GSS). Dort ist ein groRerer Abstand zu Bewohnern als

hier beim Bauhof.

Vielen Dank fir lhre Kenntnisnahme.

, 04.03.2020



Sehr geehrte Frau Biirgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

gegen den am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplanes gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Einwénde vorbringen:

1. Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflaiche muss ein Abstand von mindestens
3,0 m gem. GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fir den
Wiesenweg dies nicht beriicksichtigt.

Der Wiesenweg ist entsprechend unserer Baugenehmigung Reihenhéuser als
Landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben FuRgéanger und Radfahrer diirfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschieht i.d.R. Tagsliber. Nachts ist
keine Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung
im Méarz 2019 vorgetragen Nutzung am Tage zur EinrichtungserschlieBung, soll jetzt
nach Ausbau des Weges Nachts-Verkehr durch die Einsatzkréfte zugelassen werden.
Unabhéangig von der neuen Larmbelastigung der Anwohner, versagt hier die
Fursorgepflicht der Verantwortlichen, da ein VerstoR der Einsatzkréafte diesen Weg
aulerhalb der Nachtruhe zu nutzen vorprogrammiert ist.

Zusatz:

2. Das Feuerwehrgebaude in ein dicht besiedeltes Anwohnergebiet zu bauen ist fir alle
Beteiligten hier im Umkreis nicht sinnvoll. Die Stralen sind zu klein, die Grundstiicke
verlieren an Wert und der Larm kann bestimmt nicht ausreichend gelindert werden.

Wir mdchten Sie nur bitten, ein anderes geeignetes Geladnde zu finden. Z.B. bei der Firma
Continental, dem Gebiet, wo die roten Container Richtung Gartnerei Schéfer liegen
(gegeniiber den Kleingarten bei der GSS). Dort ist ein groRerer Abstand zu Bewohnern als
hier beim Bauhof.

Vielen Dank fur lhre Kenntnhisnahme.

04.03.2020
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Sehr geehrte Frau Blrgermeisterin Augsburger,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach,

Gegen am 17.02.2020 offengelegten Vorentwurf des Bebauungsplan gem.
Bekanntmachung N° 14/2020 méchte ich folgende Einwendungen vorbringen:

1. Im Einwirkungsbereich ist entgegen der Feststellung sehr woht eine
Vorbelastung zu beriicksichtigen. Der Grundlarm von der L 3005, der
Limesspange und auch von der S-Bahn ist zu beriicksichtigen.

2. Die Zunahme dieser Belastung durch den Wegfall des natirlichen
Larmschutzes des Waldchens ist nicht berlcksichtigt worden.

3. Ebenso wurde die Belastung durch den Flugverkehr, welcher leider auch
ohne Beachtung des Nachtflugverbotes stattfindet, nicht beachtet.

4. Die zu erwartende Zunahme von Verkehrsbewegungen und dadurch
verursachtem L&rm durch die Anlage eines offentlichen Parkplatzes mit 25
Stellplatzen ist weder im Verkehrs- noch im Larmgutachten bericksichtigt.

5. Die Reinigung und Instandsetzung der Einsatzfahrzeuge nach Rickkehr ist
nicht bercksichtigt!

6. Die Freiwillige Feuerwehr ist bekanntlich ein Verein, sodass neben den
nicht betrachteten Ubungen und notwendigen Funktionsprifungen der
Gerate, auch Festlichkeiten stattfinden. Diese sind weder im Verkehrs-
noch im Larmgutachten bertcksichtigt.

Mit freundlichen GriiBen
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Bauleitplanung der Stadt Schwalbach am Taunus

2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 ,,Ostlich der Berliner Strafe
zwischen TaunusstraBe, Friedrich-Stoltze-StraBe und Wiesenweg* fiir den Teilbereich des
Bauhofs

Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB und Beteiligung der Behdrden und sonstiger
Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 (2) BauGB

Ihr Schreiben vom 14.07.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Abwasserverband Main-Taunus hat im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung der Behorden und sonstigen
Trager offentlicher Belange mit Schreiben vom 02.03.2020 zum Vorentwurf des oben genannten
Bebauungsplans der Stadt Schwalbach am Taunus bereits eine Stellungnahme abgegeben.

Die Hinweise und Anmerkungen des Abwasserverbandes Main-Taunus aus der Stellungnahme vom
02.03.2020 wurden weitgehend zur Kenntnis genommen und in dem nun vorliegenden geanderten und
erganzten Bebauungsplanentwurf auch berlcksichtigt bzw. mit aufgenommen.

So werden u. a. die textlichen Festsetzungen und Hinweise zur Befestigung von Steliplatzen mit
wasserdurchléssigen bzw. versickerungsfahigen Materialien, zur Begriinung von Dachfléchen, zur
Ruckhaltung und Verwertung von Niederschlagswasser sowie die erganzten Erlauterungen zur geplanten
Entwésserung des Plangebietes (Schmutz- und Niederschlagswasser) seitens des Abwasserverbandes
Main-Taunus ausdricklich begrift.

Die laut der Entwasserungsstudie zum Bebauungsplan innerhalb des Plangebietes vorgeschlagenen
Maflinahmen zur Rickhaltung, Zwischenspeicherung und gedrosselten Ableitung von Niederschlagswasser
und anschlieRender Einieitung in den Sauerbornsbach werden seitens des Abwasserverbandes Main-
Taunus ebenfalls ausdrucklich begruft.

Hausanschrift Offnungszeiten

AbwasserVerband Main-Taunus Mo -Do von 8:30 - 12:00 Uhr und

Vincenzstrafle 4 13:30 - 15:30 Uhr

65719 Hofheim am Taunus Fr. von 8:30 - 13:00 Uhr
Betriebspunkte

Mo.-Do. von 7:00 - 15:45 Uhr
Fr von 7:00 - 13:00 Uhr



AbwasserVerband
Main-Taunus

Korperschaft des
offentlichen Rechts

Die neue Einleitstelle der geplanten gedrosselten Regenwasserableitung aus dem Plangebiet in den
Sauerbornsbach ist nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen (u. a. abgewinkelt in
FlieRrichtung, an Bdschungsneigung angepasst, kein Hineinragen in Abflussprofil etc.). Das bestehende
Abflussprofil des Sauerbornsbachs darf durch die neue Einleitstelle keinesfalls eingeschrankt werden, so
dass die FlieBverhaltnisse nachteilig beeinflusst werden. Ebenso muss die Uferbéschung im Bereich der
Ausmiindung mit Natursteinen (Taunusquarzit) so befestigt werden, dass keine Erosionsschaden durch
austretendes Niederschlagswasser entstehen.

Das gesetzliche Uberschwemmungsgebiet u. a. des Schwalbachs und Sauerbornsbachs wurde vom Land
Hessen neu festgesetzt und der entsprechende Verordnungstext im Oktober 2021 im Staatsanzeiger
verdffentlicht. Laut dem aktuell rechtskraftig neu festgesetzten Uberschwemmungsgebiet des Schwalbachs
bzw. Sauerbornsbachs liegt das Plangebiet auch weiterhin nicht im gesetzlichen Uberschwemmungsgebiet
des Sauerbornsbachs bei einem 100-jahrlichen Hochwasserereignis (HQ100).

Ansonsten ergeben sich zu den Hinweisen und Anmerkungen unserer bisherigen Stellungnahme vom
02.03.2020, die wir inhaltlich weiterhin aufrecht halten, aufgrund des nun vorliegenden und éffentlich

ausliegenden Bebauungsplanentwurfs keine Anderungen oder Erganzungen.

Fur Ruckfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfugung

Mit freundl nG Ren










Deutsche Telekom Technik GmbH, Qeserstrae 111, 65934 Frankfurt
am Main
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Deutschland

5.8.2022| | STADT SCHWALBACH AM TAUNUS, 2. ANDERUNG UND ERWEITERUNG DES
BEBAUUNGSPLANS NR. 43 ,,0STLICH DER BERLINER STRASSE ZWISCHEN TAUNUSSTRASSE UND
WIESENWEG | Siidwest34_2022_9290

Sehr geehrte Damen und Herren,

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentiimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und
bevollméchtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben.

Zu der 0. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Vom eingereichten Bebauungsplan sind wir betroffen. Im Plangebiet befinden sich
Telekommunikationsanlagen - Hausanschliisse- der Telekom. (s. Anlage Lageplan)

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden von der BaumafRnahme
berlihrt und missen bei Bedarf gesichert, verdndert oder verlegt werden.

Bei der Bauausfiihrung ist darauf zu achten, dass Beschédigungen der vorhandenen
Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen Griinden (z. B. im Falle von
Stérungen) der ungehinderte Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit méglich ist.

Esist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausfliihrenden vor Beginn der Arbeiten {iber die Lage, der
zum Zeitpunkt der Bauausflihrung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom informieren. Die
Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten.

Deutsche Telekom Technik GmbH | Oeserstrale 111, 65934 Frankfurt am Main | +49 228/181-0 | www telekom.com

Konto: Postbank Saarbriicken (BLZ 590 100 66), Kto -Nr 248 586 68 | IBAN: DE17 5901 0066 0024 8586 68 | SWIFT-BIC: PBNKDEFF590
Aufsichtsrat: Srinivasan Gopalan (Vorsitzender) | Geschaftsfiihrung: Walter Goldenits (Vorsitzender), Peter Beutgen, Christian Kramm
Handelsregister: Amtsgericht Bonn HRB 14190, Sitz der Gesellschaft Bonn | USt-ldNr DE 814645262



ErschlieRung

Flr zukiinftige Erweiterung des Telekommunikationsnetzes sind in allen Verkehrswegen geeignete und
ausreichende Trassen flir die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen.

In allen StraRen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer
Breite von ca. 0,2 m flr die Unterbringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Fiir
den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem StraRenbau
und den BaumafRnahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der
ErschlieBungsmaRnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Technik GmbH {iber unseren
zentralen Posteingang (T-NL-Suedwest-PTI-34-AS@telekom.de) so friih wie mdglich, mindestens 6
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden

Wir machen darauf aufmerksam:

1. Das aus wirtschaftlichen Griinden eine Versorgung des Neubaugebietes mit
Telekommunikationsinfrastruktur in unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer
koordinierten ErschlieBung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit maglich ist.

2. Eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der
Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der TiefbaumaRnahmen fiir Strakenbau und
Leitungsbau durch den ErschlieRungstrager erfolgt.

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt (iber Baumstandorte und unterirdische Ver-
und Entsorgungsanlagen” der Forschungsgesellschaft fiir StraRen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013;
siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die
Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekommunikationslinien der Telekom
nicht behindert

Fir Ruckfragen stehe ich gerne zur Verfiigung
Freundliche GriiRe
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Der Kreisausschuss

Amt fir Bauen und Umwelt
Bauaufsicht

Main-Taunus-Kreis Postfach 1480 65704 Hofheim

An die
ROB Planergruppe
Architekten und Stadtplaner

main-taunus-kreis

Besuchszeiten vormittags nachmittags
Dienstag 8.00 - 12.00 Uhr  13.30 - 16.30 Uhr
Donnerstag 13.30-17.30 Ubr

oder nach Terminvereinbarung

Aligemeine Auskiinfte iiber Main-Taunus-
Kundenservice

unter 06192-201-2222

Schulstrale 6 Zimmer-Nr. 3.031
65824 Schwalbach Telefon 06192 201-1226
Telefax 06192 201-1892
E-Mail [ @l
|hre Nachricht Unser Aktenzeichen Auskuntft erteilt Datum
63-0553 BP 00865.20 1300 Herr I 30.08.2022

Aufstellung des Bebauungsplanes, hier: 2, Anderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes Nr. 43 "Ostlich der Berliner Strale zwischen TaunusstrafRe und Wie-
senweg"

Grundstiick: Schwalbach, Berliner Stralle , Rudolf-Dietz-Weg
Gemarkung: Schwalbach

Flur: 41

Flurstlick: -

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen seitens des Main-Taunus-Kreises grundsatzlich keine
Bedenken. Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 16.03.2020.

Zusatzlich bitten wir um BerUcksichtigung der folgenden Anregungen und Hinweise:

Umweltbericht:

Im Rahmen der Umweltprifung wird unter anderem fir die Schutzgiter Tiere, Pflanzen, biolo-
gische Vielfalt, Landschaft eine erhebliche Betroffenheit festgestellt.

Wir regen an, folgende Umplanung zu prufen.

Um eine zusammenhangende Ausgleichsflache im Verbund mit dem &stlich angrenzenden
Auenbereich sowie des Eichendorfparks Ostlich des Baches herzustellen, sollte geprift wer-
den, ob der Ful- und Radweg mit Zweckbestimmung fir die Feuerwehrzufahrt nach Westen
an die geplante Bebauung verschoben werden kann. Der vorhandene Weg kénnte dann ent-
siegelt werden. Ostlich des verlegten Weges konnten dann unter Einbeziehung von weiteren
Grunflachen in der Aue zusammenhangende MafRnahmenflichen entstehen, die im Verbund
mit der Eichendorfanlage stehen.

Die neuen Ausgleichsflachen mussten allerdings von der Stadt erworben werden oder mit einer
Grunddienstbarkeit zugunsten der Stadt belegt werden.

Aullerdem regen wir an, eine zusatzliche externe Kompensationsflaiche anzulegen, um einen
weiteren Ausgleich fur die betroffenen Vogelarten zu schaffen. Auch die Vogelarten, die sich
derzeit noch in einem ,glnstigen Erhaltungszustand” befinden, mussen im Rahmen der Ein-
griffsregelung bertcksichtigt werden, um die Erhaltung der biologischen Vielfalt zu gewahrleis-

Hausanschrift Internet Bankverbindungen
Am Kreishaus 1-5 www. mtk.org Taunus-Sparkasse BIC: HELADEF1TSK  IBAN: DE57 5125 0000 0000 0250 11
65719 Hofheim a. Ts Nassauische Sparkasse BIC: NASSDESSXXX  IBAN: DE44 5105 00150170 0335 90

® 115 oder 06192-201-0 Verkehrsanbindung: Bus Linie 405 ab Bhf. Hofheim



Seite -2- zum Schreiben vom 30.08.2022, AZ: 63-0553 BP 00865.20 1300

ten. Ihr Erhaltungszustand darf sich nicht verschlechtern. Die Griinflichen im Plangebiet wei-
sen laut der artenschutzrechtlichen Prifung eine sehr hohe Brutdichte von verschiedenen Vo-
gelarten auf.

Wir verweisen in diesem Zusammenhang auch auf das EuGH - Urteil vom 04. Marz 2021 - C-
473/19 und C-474/19.

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag

Im Jahr 2019 wurden die eingezaunten Gartengrundstlicke mangels Betretungsmaglichkeit von
den Fachgutachtern nur mit Fernglas kontrolliert. Gartenhitten, Geblische und Hecken konn-
ten nicht auf Nester untersucht werden (Ergebnisbericht Faunistische Untersuchung vom
27.08.2019).

Wir hatten in unserer Stellungnahme vom 16.03.2020 darauf hingewiesen, dass die Stadt ver-
anlassen sollte, dass die Gutachter fur die faunistische Erfassung auch die eingezaunten Gar-
tengrundstlicke betreten kdnnen.

Im Jahr 2020 wurde ein erweiterter Untersuchungsbereich erfasst mit Untersuchungsterminen
von April bis Juni, aber die eingezaunten Gartengrundstiicke konnten in Absprache mit den
Pachtern nur einmal am 20. September auf Baumhohlen, Nistkdsten und Vogelnester hin kon-
trolliert werden. Ende September sind die Vogelbruten hier jedoch weitgehend abgeschlossen.
Insofern sind die faunistischen Erfassungen ggf. mit Licken behaftet und eventuell durch eine
Potentialanalyse zu erganzen. Durch die Fachgutachter sollte nochmals gepruft werden, ob die
Ergebnisse aussagekraftig sind durch die Untersuchung lediglich mit Fernglasern.

Die Karte mit den Revierzentren der Untersuchungen von 2019 sollte der Vollstandigkeit halber
ebenfalls als Anlage beigeflugt werden, da sonst ein falscher Eindruck Uber das Artenspektrum
entsteht. Der faunistische Artenreichtum der Flachen geht aus dem Plan von 2020 nicht hervor.

Der Gartenrotschwanz, der aufgrund seines ,unginstig-schlechten Erhaltungszustandes” einen
hohen Schutzstatus genief3t, wurde zwar nur 2019 und 2020 nicht mehr gesichtet, aber die
spezielle artenschutzrechtliche Prufung (saP) ergibt, dass eine emeute Brut der Art weiterhin
moglich ist, da sich die Eignung des Bruthabitats nicht verschlechtert hat. Unter anderem wird
in der saP als Mallnahme die Aufhangung von Nistkasten aufgefuhrt. Sind diese Nistkasten in
,Kapitel 9.6 Artenschutzmaflnahmen* bereits berticksichtigt? Ansonsten misste die Anzahl der
Nistkasten noch erhoht werden.

Bezugnehmend auf die artenschutzrechtliche Priifung zum Vorkommen des Girlitzes auf dem
Betriebsgelande, sollte geprift werden, ob die Gehdlze erhalten werden kénnen (S. Anlage
Karte 1. Revierzentren der Brutvogel 2020).

Planungsrechtliche Festsetzungen;

Die in Kapitel 9. aufgefuhrten MalRnahmen 1 bis 4 sowie die ArtenschutzmalRnahmen sollten
mit einer 0kologischen Baubegleitung durchgeflihrt werden.

Festsetzung 9.1 Mallhahme Nr. 4
Der Satz ,Abgangige Obstbaume sind stehen zu lassen” sollte folgendermafien erganzt wer-

den.
»<Abgangige Obstbaume und Héhlenbdume sind stehen zu lassen. Eine Beseitigung ist ggf. nur

nach Riicksprache mit der Unteren Naturschutzbehérde zuldssig.










3.) Artenschutzrechtliche Belange

Im Ostteil des Plangebietes geht eine unglaubliche Vielfalt an Biotoptypen - hauptséchlich
geschutzte Streuobstgebiete - verloren, die innerhalb nur ansatzweise ausgleichbar sind.
Der besonders geschiitzte Gartenrotschwanz wurde hier in den letzten Jahren als Brutvogel
nachgewiesen, dieser ist in Hessen auf Talfahrt. Fur die streng geschitzten und im
erweiterten Gebiet nachgewiesenen Arten (Griinspecht, Mausebussard, Teichhuhn) gehen
Nahrungshabitate verloren. Letzterem konnte mit den Regenwasserteichen zusétzlicher
Lebensraum geschaffen werden.

Den im Untersuchungsgebiet nachgewiesenen acht Arten der streng geschitzten Fleder-
mause gehen mit Sicherheit Quartiere und Jagdhabitate verloren, denen im Vorfeld mit
einer CEF-MaRnahme Ersatz hatte geschaffen werden missen. Als Ausgleich sind in den
Gebauden integrierte Fledermaus-Quartiere anzubieten.

Fir die nachgewiesenen Reptilien wirden die beiden Regenwasserteiche innerhalb des
Plangebiets ebenfalls neue Lebensraume schaffen.

Fazit

Fur den Verlust an Habitaten fur viele besonders und streng geschutzte Arten sind die vom
Gutachter festgesetzten ErsatzmafBnahmen an Nistkasten nur ein Tropfen auf den heil3en
Stein. Vor allen Dingen sind lose aufgehédngte Quartiere sowohl temporar als auch durch
Vandalismus nur von kurzer Dauer. Deshalb ist eine stabile Integration ins Mauerwerk fest-
zuschreiben! An den sehr hohen Gebauden kénnten wir uns einen kombinierten Kasten fur
Turmfalken und Schleiereulen — beides streng geschiitzte Arten — nach Vorgabe der UNB
vorstellen. Auch Mauersegler leiden unter dem Verlust von Quartieren durch energetische
Sanierungen. An den zweigeschossigen Gebduden sind Hilfen anzubieten. Hier gibt es z.B.
von Schwegler geeignete und bewahrte Einbaukasten (WDV-Einbaukasten Typ 1A).

Auch verschiedene Austihrungen von Fledermauskasten sind in die Wande der Neubauten
zu integrieren — hier bietet die Industrie bereits erprobte Lésungen an.

Durch die UNB ist eine erneute Bilanzierung vorzunehmen und nicht im Gebiet ausgleichs-
fahige Ersatzmafnahmen sind in unmittelbarer Nachbarschaft zu kompensieren.

Die Stadt Schwalbach muss auf eigenen oder anzukaufenden Grundstiicken in der N&he
des Schwalbachs als Ausgleich weitere Teiche anlegen lassen nach Festsetzung der
Unteren Wasserbehdrde — dhnlich der benachbarten Eichendorff-Anlage.

Im gesamten Gutachten ist nicht zu erkennen, dass man versucht hat, das Biotopwertdefizit
von 34.235 Punkten im engeren Stadtbereich zu kompensieren. So lange die 1,1 ha grof3e
Ausgleichsflache am sidlichen Stadtrand und ihre Funktion nicht schlussig erklart ist und
fur die Natur der entsprechende Nutzen nicht nachweisbar ist, missen wir die gesamte
Planung ablehnen!

—

NABU Main-Taunus
Stv. Vorsitzender

Naturschutzbund Deutschland (NABU), Kreisverband Main-Taunus e. V.




Kyra Goerz

Von: Koordination <koordination@nrm-netzdienste.de>

Gesendet: Montag, 15. August 2022 08:15

An: Kyra Goerz

Cc:

Betreff: Stellungnahme B-Plan Nr. 43 fiir das Gebiet ,Ostlich der Berliner StraBe zwischen

TaunusstraBBe, Friedrich-Stoltze-StraBe und Wiesenweg” der Stadt Schwalbach

Sehr geehrte Frau Goerz,
auf Ihre Anfrage
Bauleitplanung der Stadt Schwalbach

2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet ,,Ostlich der Berliner StraRe
zwischen TaunusstraBe, Friedrich-Stoltze-StraRe und Wiesenweg*“ fiir den Teilbereich des Bauhofes

vom 14.07.2022 kénnen wir lhnen heute mitteilen, dass gegeniiber dem Bebauungsplan Nr. 43 fiir das Gebiet
,Ostlich der Berliner Strale

zwischen TaunusstralRe, Friedrich-Stoltze-StraRe und Wiesenweg“ der Stadt Schwalbach grundsatzlich keine
Einwande bestehen.

Bitte beachten Sie, dass sich in der ausgewiesenen Flache des Geltungsbereiches bereits Versorgungsleitungen und
Hausanschlisse befinden, deren Bestand und Betrieb zu gewahrleisten sind. Eine Uberbauung vorhandener
Leitungstrassen ist nicht zulassig.

Samtliche Arbeiten im Bereich der Leitung und deren Schutzstreifen sind im Vorfeld mit der NRM abzustimmen und
anzumelden.

Sollten Sie Interesse an weiteren Hausanschlissen haben, erhalten Sie (ber das NRM-Netzportal weitere
Informationen und die Moglichkeit der direkten Anmeldung. Bitte klicken Sie hierzu auf den folgenden Link:

https://netzportal.nrm-netzdienste.de/appDirect/Kundenmarktplatz/index.html

Voraussetzung fur die Planungen von Grinflachen bildet die aktuelle Version des DVGW-Arbeitsblattes GW 125
,Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen®.

Des Weiteren bitten wir darauf zu achten, dass sowohl bei Verdufierung sowie bei Umwidmung von Grundstticksflachen
eine dingliche Sicherung aller Mainova-Trassen erforderlich wird.

Fir alle BaumaRnahmen ist die NRM — Norm ,Schutz unterirdischer Versorgungsleitungen, Armaturen, Mess-,
Signal- und Steuerkabel der Mainova“ einzuhalten. Bitte fordern Sie fiir Ihre Planungen unsere Bestandsunterlagen
online unter dem Link https://www.nrm-netzdienste.de/de/netzanschluss/netzauskunft an.

Far Rackfragen stehe ich lhnen gerne zur Verfigung.

Es graft Sie freundlich

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH
Netzvertrieb

Projektkoordination (N2-WN3)
Solmsstr. 38

60486 Frankfurt am Main

Besucheranschrift:



Gutleutstralle 280

60327 Frankfurt am Main
Telefon:
Mobil:
Telefax:
E-Mail:
Internet: http://www.nrm-netzdienste.de

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH - SolmsstralRe 38 - 60486 Frankfurt am Main
Geschaftsfihrer: Torsten Jedzini, Mirko Maier
Sitz der Gesellschaft: Frankfurt am Main - Amtsgericht Frankfurt HRB 74832 - USt-ID-Nr. DE 814437976

Bitte beachten Sie auch unsere Datenschutzhinweise unter diesem Link.
Diese E-Mail kann vertrauliche und/oder rechtlich geschiitzte Informationen enthalten. Wenn Sie nicht der beabsichtigte Empfanger sind,

informieren Sie bitte sofort den Absender und I6schen Sie diese E-Mail. Das unbefugte Kopieren dieser E-Mail oder die unbefugte Weitergabe der
enthaltenen Informationen ist nicht gestattet.






Regierungsprasidium Darmstadt

Regierungsprasidium Darmstadt. 64278 Darmstadt

Per E-Mail Unser Zeichen: RPDA - Dez. Ill 31.2-61 d 02.10/7-2020/3
. Dokument-Nr.: 2022/1166911
Magistrat der Stadt _
lhr Ansprechpartner: [ ]
Schwalbach am Taunus Zimmernummer: 3.017
Marktplatz 1-2 Telefon/ Fax: 06151 12 5038/ 06151 12 8949
E-Mail: I @rpda.hessen.de

65824 Schwalbach am Taunus

Datum: 30. August 2022

Bauleitplanung der Stadt Schwalbach, Main-Taunus-Kreis
Bebauungsplanentwurf ,,2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr.
43 fiir das Gebiet ,,Ostlich der Berliner StraRe zwischen TaunusstraBe, Friedrich-
Stoltze-StraBe und Wiesenweg* fiir den Teilbereich des Bauhofes*
Stellungnahme gemaR § 4 Abs. 2 BauGB

Schreiben der Planergruppe ROB GmbH vom 14. Juli 2022

Meine Stellungnahme vom 11. Marz 2020

Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der Sicht
der Raumordnung wie folgt Stellung: Der Verlust des Regionalen Griinzugs soll, wie in
der Begrindung zum Bebauungsplan unter Ziffer 3.1.1 dargelegt, durch eine Flache am
sudlichen Stadtrand entsprechend kompensiert. Diese Kompensationsflache ist geeignet.
Es bestehen daher aus regionalplanerischer Sicht zu der vorgelegten Planung keine Be-
denken.

Eine Zustandigkeit der oberen Naturschutzbehorde ist gemall § 2 Abs. 1 Hessisches
Ausfihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) nicht gegeben.
(siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Ministeriums fur Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen uber die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager
offentlicher Belange (T6B) in stadtebaulichen Verfahren nach dem Baugesetzbuch
(BauGB) vom 11. Dezember 2019 -StAnz. 52/2019 S. 1373-).

Bezuglich der vom Regierungsprasidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Wiesbaden -
zu vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit:

Grundwasser
Die Anmerkungen und Hinweise aus meiner Stellungnahme vom 11. Marz 2020 wurden

Regierungsprasidium Darmstadt Servicezeiten: Fristenbriefkasten:
Wilhelminenstra3e 1-3, Wilhelminenhaus Mo. — Do. 8:00 bis 16:30 Uhr Luisenplatz 2

64283 Darmstadt Freitag 8:00 bis 15:00 Uhr 64283 Darmstadt

Internet: Telefon: 06151 12 0 (Zentrale) Offentliche Verkehrsmittel:

https://rp-darmstadt.hessen.de Telefax: 06151 12 6347 (allgemein) Haltestelle Luisenplatz -2-



in den neu vorgelegten Unterlagen ausreichend gewdrdigt. Gegen die Planungen beste-
hen keine Bedenken.

Bodenschutz

Anknupfend an meine Stellungnahme vom 11. Marz 2020 ergeben sich aus Sicht des
vor- und nachsorgenden Bodenschutzes keine weiteren Anmerkungen, Erganzungen,
Hinweise oder Nebenbestimmungen bzw. keine Bedenken.

Oberflachengewasser
Gegen den o. g. Bebauungsplanentwurf bestehen keine grundsatzlichen Bedenken.

Abwasser, anlagenbezogener Gewasserschutz

Gegen den geplanten Bebauungsplan bestehen keine Bedenken. Der Nachweis der ge-
sicherten Abwasserentsorgung wurde jetzt im Rahmen der Entwurfsplanung des Bebau-
ungsplans erbracht.

Abfallwirtschaft
Zum v. g. Vorhaben bestehen aus abfallwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken.

Immissionsschutz

Das schalltechnische Gutachten der Genest Ingenieurgesellschaft (Projekthummer 123
K1 G vom 11.10.2019) wurde auf Plausibilitat gepruft. Die in Kapitel 8 des Gutachtens
vorgeschlagen LarmschutzmalRnahmen sind in einem anschlie3enden Baugenehmi-
gungsverfahren als Auflagen festzulegen.

Die Prufung ergab, dass aus Sicht des Immissionsschutzes, der Lufthygiene und des
Kleinklimas keine Bedenken gegen den vorgelegten Bebauungsplanentwurf bestehen.

FUr die bergrechtliche Stellungnahme wurden folgende Quellen als Datengrundlage
herangezogen:

Hinsichtlich der Rohstoffsicheruna:

- Regionalplan Stdhessen/Regionaler Flachennutzungsplan (RPS/RegFNP) 2010
- Ronhstoffsicherungskarte (KRS 25) des HLNUG;

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe:

- vorliegende und genehmigte Betriebsplane;

Hinsichtlich des Altbergbaus:

- bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende Risse,
- in der Datenbank vorliegende Informationen,
- Kurzibersichten des ehemaligen Bergamts Weilburg Uber friiheren Bergbau.

Die Recherche beruht auf den in Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans inventarisierten
Bestanden von Berechtsams- und Betriebsakten friherer Bergbaubetriebe und in hiesi-



gen Kartenschranken aufbewahrten Rissblattern. Die Stellungnahme basiert daher hin-
sichtlich des Altbergbaus auf einer unvollstandigen Datenbasis.

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen:

Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflachen betroffen.

Aktuelle Betriebe: Es befinden sich keine aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe
im Planbereich und dessen naherer Umgebung.

Gefahrdungspotential aus friheren bergbaulichen Téatigkeiten: Im Plangebiet ist meinen
Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen.

Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehorde keine Sachverhalte entgegen.

Einen Hinweis zum KampfmittelrAaumdienst habe ich bereits in meiner vorherigen Stel-
lungnahme gegeben.

Eine verfahrensrechtliche Prifung ist nicht erfolgt. Bei Ruckfragen und zur Beratung ste-
he ich selbstverstandlich zur Verfigung.

Mit freundlichen GrifRen
Im Auftrag

gez. I

Dieses Dokument habe ich in der Hessischen eDokumentenverwaltung (HeDok) elektronisch schlussgezeichnet.
Es ist desha b auch ohne meine handschriftliche Unterschrift gtiltig.

Hinweis:
Datenschutzrechtliche Hinweise Uber die Verarbeitung personenbezogener Daten in der Regional- und Bauleitplanung finden Sie hier:
https://rp-darmstadt.hessen.de/planung/bauleitplanung




Regionalverband FrankfurtRheinMain
Postfach 11 19 41, 60054 Frankfurt am Main

Der Regionalvorstand

Planergruppe ROB GmbH Ihr Zeichen:
Schulstral3e 6 Ihre Nachricht: 14.07.2022
65824 Schwalbach Unser Zeichen: hy

Ansprechpartnerin: Frau ||| | Il

Abteilung: Planung

Telefon: +49 69 2577-1535

Telefax: +49 69 2577-1547
@region-frankfurt.de

23. August 2022

Schwalbach am Taunus 2/22/Bp

2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet "Ostlich der
Berliner StraBe zwischen TaunusstraRe, Friedrich-Stolze-StraRe und Wiesenweg* fiir
den Teilbereich des Bauhofs in Schwalbach,

Stellungnahme gem. § 4 (2) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der vorgelegten Planung bestehen hinsichtlich der vom Regionalverband FrankfurtRhein-
Main zu vertretenden Belange keine Bedenken.

Der Regionalplan Sudhessen/Regionale Flachennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010)
stellt die westliche Halfte des Vorhabens als ,Flache fur den Gemeinbedarf, Bestand“ dar.
Der Bebauungsplan mit der Festsetzung ,Gemeinbedarf, Feuerwehr und Bauhof* ist in die-
sem Bereich aus dem RPS/RegFNP 2010 entwickelt.

Die Ostliche Halfte der Planflache ist als ,Grinflache - Parkanlage®, tberlagert mit ,Vorrang-
gebiet Regionaler Grinzug“ und ,Vorbehaltsgebiet fir besondere Klimafunktionen®, darge-
stellt.

Der Bebauungsplan setzt dort ,Flachen fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwick-
lung von Natur und Landschaft* und ,Offentliche Griinflache, Stralenbegleitgriin“ (zusammen
ca. 0,47 ha), ,Gemeinbedarf, Feuerwehr und Bauhof“ (ca. 0,40 ha), ,Verkehrsflachen beson-
derer Zweckbestimmung: Offentliche Parkflache* und ,Verkehrsflachen besonderer Zweck-
bestimmung: Geh- und Radweg und Feuerwehrzufahrt” (zusammen ca. 0,16 ha) fest.

Kleine Parkplatze und Zuwegungen werden im RPS/RegFNP 2010 aufgrund des Malistabes
von 1 : 50.000 nicht dargestellt, diese werden hier den Grinflachen zugeschlagen.

Da die Grofie der Bauflache (Gemeinbedarf, Feuerwehr und Bauhof) in diesem Bereich mit
ca. 0,40 ha unter der Darstellungsuntergrenze von 0,5 ha liegt, wird eine Anpassung dieser
Flachen an die Festsetzung im Bebauungsplan ggf. zu einem spateren Zeitpunkt im Rahmen
einer Fortschreibung bzw. Neuaufstellung des RPS/RegFNP geprift.

Regionalverband FrankfurtRheinMain  Telefon: +49 69 2577-0 Deutsche Bank Frankfurter Sparkasse
Poststralle 16 info@region-frankfurt.de IBAN: DE68 5007 0010 0096 7356 00 IBAN: DE15 5005 0201 0000 3028 02
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Bitte bei Schriftverkehr folgende Adresse verwenden:
Syna GmbH Ludwigshafener StraRe 4 65929 Frankfurt am Main
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65929 Frankfurt
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Frankfurt, 18. August 2022

Bauleitplanung der Stadt Schwalbach

2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir

das Gebiet ,Ostlich der Berliner StraRe zwischen TaunusstraRe, Friedrich-Stoltze-StraRe und
Wiesenweg" fiir den Teilbereich des Bauhofes.

Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB; Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager
offentlicher Belange gem. $ 4 (2) BauGB

Hier: Stellungnahme der Syna GmbH

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Offenlegung des Entwurfes (2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43) haben wir zur Kenntnis
genommen.

Gegen |hre Projektierung haben wir nichts vorzubringen, wenn unsere bestehenden oder geplanten Anlagen bei
der weiteren Bearbeitung des Vorganges Beriicksichtigung erfahren.

Bitte beachten Sie, dass sich in der ausgewiesenen Flache des Geltungsbereiches bereits Versorgungsleitungen und
Hausanschliisse befinden, deren Bestand und Betrieb zu gewéhrleisten sind. Eine Uberbauung vorhandener
Leitungstrassen ist nicht zulassig.

Die heutige elektrische Versorgung der Liegenschaft (Bauhof) erfolgt Giber einen bestehenden Niederspannungs-
Netzanschluss seitens des Rudolf-Dietz-Weg. Genaue Angaben zu einer kiinftigen Versorgung (Feuerwehr +
Bauhof) kdnnen wir erst dann treffen, wenn uns exakte Werte flir den neuen Leistungsbedarf vorliegen. Die
Errichtung einer Transformatorenstation im Plangebiet kann notwendig werden. Je nach Leistungsbedarf wird eine
Fldche zwischen 28 m? und 32 m? fiir eine Trafostation benétigt. Bitte sehen Sie dies im Bebauungsplan vor. Die
genaue Lage hierfir sollte zwischen lhnen, uns und dem Bauherrn abgestimmt werden, sobald konkrete Planungen
vorliegen.

Wir weisen darauf hin, dass wir in allen ErschlieBungsstraen und Verbindungswegen den notwendigen Raum fiir
die Einbringung von Versorgungskabeln und von StralRenbeleuchtungsstitzpunkten mit Betonfundament nach DIN
1998 bendtigen.

Syna GmbH

Ludwigshafener StraRe4 65929 Frankfurt am Main TO069 3107-1060 F 069 3107-1069 syna.de

Aufsichtsratsvorsitzender Dr. Markus Coenen Geschéaftsfiihrer Dr. Andreas Berg Timm Dolezych Sitz der Gesellschaft Frankfurt
am Main Registergericht Amtsgericht Frankfurt am Main HRB74234 Steuernummer 047 243 72361 Umsatzsteuer-ID-Nummer
DE814303069

Bankverbindung Commerzbank AG IBAN: DE95 5004 0000 0257 137000 BIC: COBADEFFXXX



Dies betrifft insbesondere den Ausbau des Wiesenweges sowie der zusatzlichen Parkplatze sidlich des
Plangebietes inkl. der Zufahrt zu diesen Parkplatzen.

AuRerdem ist eine Priifung zur Erneuerung der BestandstraRenbeleuchtung (inkl. LED-Umristung) in der Berliner
StraRRe und im Wiesenweg erforderlich.

Eine genaue Trassenplanung und Bestimmung der StraRenbeleuchtungsstandorte kénnen wir nach Erhalt der
Lageplane durchfiihren.

Weiter ist eine Abstimmung mit der Stadt Schwalbach am Taunus erforderlich, um die Einzelheiten der
StraRenbeleuchtungsanlage (Leuchtenmodell, Lichtfarbe, etc.) festzulegen.

Vorsorglich weisen wir auf die allgemein jeweils glltigen Bestimmungen, Vorschriften und Merkblatter (VDE,
Merkblatter liber Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen, usw.) hin.

Der Abstand zwischen Baumachse und Kabel muss 2,50 m betragen. Bei geringeren Abstdanden sind Bdume zum
Schutz unserer Versorgungsanlagen in Betonschutzrohre einzupflanzen, wobei die Unterkante der Schutzrohre bis
auf die Verlegetiefe der Versorgungsleitungen reichen muss. Bei dieser SchutzmaBnahme kann der Abstand
zwischen Schutzrohr und Kabel auf 0,50 m verringert werden.

In jedem Falle sind PflanzungsmaBnahmen im Bereich unserer Versorgungsanlagen im Voraus mit uns
abzustimmen.

Um Unfalle oder eine Stérung der Energieversorgung zu vermeiden, ist allen mit Erd- und Stralenbauarbeiten in
der Nahe unserer Leitungstrassen beauftragten Firmen zwingend zur Auflage zu machen, vor Beginn der Arbeiten

die entsprechenden Bestandsplane bei der Syna GmbH abzuholen.

Fir Rickfragen stehen wir lhnen gerne zur Verfliigung.

Mit freundlichen GriiRen

Syna GmbH
Planung Frankfurt
Im Auftrag



Strom Gemeinde: | Schwalbach
Die UnterlageP haben eine Giiltigkeit von 4 Wochen. Blatt: |1 von 1
Nach 4 Wochen missen neue Unterlagen angefordert werden.

Netz-Stérungsnummer: 0800 79 62 78 7 ~Na Benutzer: | Folkert Rittinger
Mittelpunktkoordinate: 3466837,9 / 5557680,63 .
Syna GmbH, Ludwigshafener Strale 4, 65929 Frankfurt am Main MaRstab: 1:1000 Firma:

2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 Ausgabedatum:|06.09.2022 15:15:12
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Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der 1 August 2022
Berliner Strafte zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Herr Biirgermeister Immisch,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrats der Stadt Schwalbach!

Forderung auf Ubertragung unserer, im Rahmen des am 17.02.2020 offengelegten
Vorentwurfs des Bebauungsplans abgegeben Einspriiche oder Einwendurgen auf
den ab 18. Juli 2022 offengelegten Bebauungsplanentwurf Nr. 43!

Entsprechend der gesetzlich vorgegeben Einwendungsmadglichkeit bei der frihzeitigen Beteiligung
der Offentlichkeit gem. §3 (1) BauGB wurden in der Zeit vom 17.02. bis 06.03. 2020 mehrere

Einwendungen von mir eingereicht.

Da bisher keine unserer Einwendungen beantwortet oder gar der Gemeindevertretung zur
Abstimmung vorgelegt wurden, fordere ich daher eine Ubertragung unserer Einwendungen /
Widerspriiche, unabhangig von den neuen Einspriichen auf das jetzt offengelegte férmliche

Verfahren.
Am Ende des Verfahrens solite jeder Einwender eine Nachricht GUber das Schicksal seiner

Einwendung erhalten haben.

Nur so wird sichergestellt, dass die vorgeschriebene Abwégungsentscheidung in Kenntnis aller
eingegangenen Stellungnahmen erfolgt.

Mit freundlichen GrilRen
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Stadt Schwalbach am Taunus

Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der Datum August
Berliner StraRe zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg of.of. 2022

Sehr geehrte Herr Blrgermeister Immisch,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Forderung auf Ubertragung unserer, im Rahmen des am 17.02.2020 offengelegten
Vorentwurf des Bebauungsplans abgegeben Einspriiche oder Einwendungen auf

8

den ab 18. Juli 2022 offengelegten Bebauungsplanentwurf Nr. 43!

Entsprechend der gesetzlich vorgegeben Einwendungsmaglichkeit bei der frihzeitigen Beteiligung
der Offentlichkeit gem. §3 (1) BauGB wurden in der Zeit vom 17.02. bis 06.03. 2020 mehrere
Einwendungen von meiner Familie eingereicht.

Da bisher keine unserer Einwendungen beantwortet oder gar der Gemeindevertretung zur
Abstimmung vorgelegt wurden, fordere ich daher eine Ubertragung unserer Eiwendungen /
Widerspriiche, unabhangig von den neuen Einspriichen auf das jetzt offengelegte férmiiche
Verfahren.

Am Ende des Verfahrens solite jeder Einwender eine Nachricht Uber das Schicksal seiner
Einwendung erhalten haben.

Nur so wird sichergestellt, dass die vorgeschriebene Abwagungsentscheidung in Kenntnis aller
eingegangenen Stellungnahmen erfolgt.

Mit freundlichen GriiRen




Einwdnde wegen Larm:

1.

10.
11.
12.

Die Feuerwehr verfiigt iiber eine komplett ausgestattete Werkstatt, in der u.a. Metallbearbeitungen
samtlicher Art und Holzarbeiten durchgefiihrt werden. Bekanntlich verursachen handwerkliche
Arbeiten, wie trennen, schleifen, sigen oder himmern von Metall oder auch Holz, unter
Umstanden sogar erheblichen Larm. Dieses wurde nicht berlicksichtigt

Die Reinigung und Instandsetzung der Einsatzfahrzeuge nach Riickkehr ist nicht beriicksichtigt!

Im Einwirkungsbereich ist entgegen der Feststellung sehr wohl eine Vorbelastung zu
beriicksichtigen. Der Grundiirm von der L 3005, der Limesspange und auch von der $-Bahn ist zu
beriicksichtigen. Eigene Messungen ergaben bei entsprechender Wetterlage am Aufpunkt {Gauben
Fenster) 46-48 dB(A) iiber den gesamten nichtlichen Zeitraum. Bei Windstille werden auch 45
dB(A) gemessen.

Ebenso wurde die Belastung durch den Flugverkehr, welcher leider auch ohne Beachtung des
Nachtfiugverbotes stattfindet, nicht beachtet.

Die hypothetische Aussage: ,Wenn im Rahmen des technischen Fortschrittes.......", ist zu entfernen.
Wir befinden uns auf dem Boden der Tatsachen und der Liarm ist jetzt vorhanden, ebenso der Lirm
der gleichzeitig ankommenden Einsatzkrifte, sodass eine Gesamtldrmbetrachtung notwendig ist.

Das akustische oder optische Warnsignal fiir die Beschiftigten beim Rickwértsfahren ist nicht
eingearbeitet.

Die Maschinenlirmschutzverordnung mit den Begriffsbestimmungen ,in Betrieb nehmen” und
,Verwendung im Freien" ist zu beriicksichtigen. So werden Betriebseinschrankungen fir die darin
aufgefiihrten Gerate und Maschinen von 20:00 Uhr bis 7:00 Uhr gefordert. Diese  32. BImSchV
erfasst auch Muldenfahrzeuge. Die in der Untersuchung angefiihrte Einwirkzeit ist viel zu kurz und
die Emission zu niedrig. Hier kreischt Stahl auf Stahl.

Gianzlich unberiicksichtigt wurde die freie und ungeschiitzte Lirmausbreitung zu den Bewohnern
am Taunusblick und Altkénigstr. sie sind besonders betroffen. Zumal die Grundbelastung aufgrund
des StraRenldrms der L30055 mit seinen > 3,00 Mio. Kfz/Jahr bei den nordlichen Hausern nicht
unerheblich ist.

Da die Bauphase duRerst lang ist, muss die Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Bauldrm,
insbesondere da Baulirm wihrend des Bauhofbetriebes additiv entsteht.

Wer kontrolliert die angesetzten Offnungszeiten des Rolltores?
Warum wurde der Zuschlag (6 dB) fiir Tageszeiten mit erhdhter Empfindlichkeit unterschlagen??

Lobenswert ist, dass Immissionen aufgrund geselliger Veranstaltungen nicht betrachtet wurden. Ein
Feuerwehrgeritehaus, auf Gemeinbedarfsfliche, dient allein der Nutzung durch die freiwillige
Feuerwehr als 6ffentliche Einrichtung der Gemeinde zur Erfiillung ihrer Pflichtaufgaben. Die
Nutzung als Vereinsheim fiir den Feuerwehrverein gehort nicht zur Nutzung eines
Feuerwehrgeratehauses.

Sogm,/(a(/(' O 0F 20212




Schwalbach, den

Anden

Magistrat der

Stadt Schwalbach a. Ts.
Marktplatz 1

65824 Schwalbach

Widerspruch gegen die 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 43
fiir das Gebiet ,, Ostlich der Berliner Str. zwischen Taunusstr., Friedrich-Stoltze- Str.
und Wiesenweg “ fiir den Teilbereich des Bauhofs

Sehr geehrte Damen und Herren,

in meiner Eigenschaft als Ortslandwirt der Stadt Schwalbach a. Ts. widerspreche

ich - auch im Namen aller meiner betroffenen Berufskollegen - fristgerecht der Anderung

am vorbezeichneten Bebauungsplan, welcher als Entwurf am 07.07.2022 von der
Stadtverordnetenversammlung beschlossen wurde. Als Landwirte sind wir unmittelbar von

der geplanten Anderung betroffen und widersprechen dieser daher mit folgender Begriindung:

Der Wirtschaftsweg — auch Wiesenweg genannt — ist der noch verbliebene Weg der
direkt ins sogenannte Schwalbacher Oberfeld fiihrt.

Er ist somit Hauptzubringer in die ndrdliche Wiesen- und Feldgemarkung.

Nun will man den rdumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans, siehe
Lageplan, zur Bebauung ausdehnen, indem der Wirtschaftsweg als Erweiterungs-
fliche in die Baufldche mit einbezogen wird.

Dies hitte zur Folge, dass die Wiesen und Acker fiir die Landwirte nicht mehr

Uber diesen Feldweg zu erreichen waren.

Es kann nicht ausreichen, dass zur Festsetzung einer inneren ErschlieRung der
Baufliche, die Wegefliche eines Hauptwirtschaftswegs mit herangezogen wird.
Die Stadt ist zwar Eigentiimerin der Wegeflachen, allerdings hat sie auch als
Nebenbeteiligte aus dem Flurbereinigungsrechtlichen Verfahren Verpflichtungen
Ubernommen, wonach Sie den Landwirten gegeniiber —als damalige Flachen-
eigentlimer- sich verpflichtete, fiir die Bereitsteliung und Unterhaltung der Wege
einzustehen, dafir wurde sie im Gegenzug Eigentiimerin dieser Wegeparzellen.

Wir gehen davon aus, dass man unsere Bedenken beriicksichtigt und behalten
uns vor, weitere Stellungnahmen abzugeben.




65824 Schwalbach, den 15.08.2022

An den Magistrat der Stadt

65824 Schwalbach /Ts.

Offenlegung 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43

Hier: Einspriiche

Sehr geehrter Herr Birgermeister.

Sehr geehrte Damen und Herren des Magistrats,

hiermit legen wir Widerspruch wie folgt ein:

1.

2.

Der Mindestabstand von 100 m zwischen Gebieten mit ,nicht erheblich beldstigenden

Betrieben/Einrichtungen” und reinen Wohngebieten muR eingehalten werden (Abstands

erlass). Dieser Abstand wird nicht eingehalten.

Die 3 m hohe Wand, die zum Schutz der ndrdlich am Rudolf-Dietz-Weg gelegenen
Wohnbebauung errichtet werden soll, beginnt erst am Ende der Bebauung. Diese bringt
den Anwohnern keinen Lirmschutz.

Ich erhebe Einspruch gegen die ErschlieBung des Neubaugebietes durch den Rudolf-Dietz-
Weg  mittels  Schwerlastverkehrs  (Baufahrzeuge)  aufgrund = der  geringen
Stralenraumbreite.

Die Standortanalyse vom 04.08.2019 wurde vom Stadtbrandinspektor der Freiwilligen
Feuerwehr der Stadt Schwalbach durchgefiihrt, dagegen erhebe ich Einspruch. Es wdre die
Aufgabe eines neutralen Sachverstindigen gewesen. Ich halte Il fir befangen.

Ich bitte um freundliche Beachtung.

Mit freundlichen GriiRen
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Einwédnde gegen die ,,2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes
Nr. 43 fiir das Gebiet ,,Ostlich der Berliner StraBe zwischen Taunusstrafle, Friedrich-
Stoltze-StraBe und Wiesenweg*

Schwalbach, den 11.08.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

folgende Mangel sehen wir bei der Planung zur ,2. Anderung und Erweiterung des
BebauungsplanesNr. 43 fur das Gebiet ,Ostlich der Berliner Strae zwischer Taunusstralie,
Friedrich-Stoltze-StraRe und Wiesenweg" in folgenden Punkten ein:

1.

Verkehrsplanung

a) Hier beméangeln wir mehrere Punkte.

Zunachst ist die Situation der Fulwege, welche offen in die Berliner Stralle enden in den
Planungsunterlagen nicht berticksichtigt. Wie Sie sicherlich wissen, verlaufen zwischen den
drei Hauserreihen zwei FuRwege, welche direkt in die Berliner Strafle, ohne vorherigen
Fuflweg miinden. Von den Miindungen ist die Berliner Stralle bzw. der darauf flieflende
Verkehr nicht einzusehen. Wir sehen hier eine groe Gefahr fir Fuganger und vor allem
spielende Kinder, wenn bei Alarmierung und Anriicken bzw. Ausrtcken der Feuerwehrkréfte
Personen auf die Stralie treten.

b) Weiterhin bemangeln wir folgenden Punkt.

Auf Seite 46 fiihrt die Vorlage aus: ,Allerdings ist zu beachten,

dass die anriickenden Feuerwehr-Einsatzkréfte wegen der einzuhaltenden Hilfsfristen
bei der Anfahrt zwingend auf die kiirzeste Anbindung angewiesen sind. Eine
ausschlieRliche Anbindung des Parkplatzes iiber den Rudolf-Dietz-Weg scheidet daher
fiir die Einsatzkréfte aus.”

Diese Ausfilhrungen stehen im Widerspruch zu der Problembeschreibung auf Seite 16

_So fehit es an einer Trennung der Verkehrswege der anriickenden Einsatzkréfte und der ausfahrenden

Feuerwehrfahrzeuge, woraus im Einsatzfall ein hohes Unfallrisiko resultiert. Auch ist fiir die
ausriickenden Fahrzeuge keine weitere Notausfahrt vorhanden.”

In der Infoveranstaltung im Friihjahr 2019 hatten die Beteiligten ausgefuhrt, dass eine
Kreuzung von An- und Abriickenden Fahrzeugen zwingend zu vermeiden sei. Die vorlegte
Planung sieht dies aus meiner Sicht nicht vor. Im Falle einer Betriebsstorung (z.B. am Roilltor)
oder Unfalles im Ausfahrtsbereich Berliner Strale kénnte es zu Problemen kommen, da auf
Seite die Vorlage auf Seite 45 ebenfalls ausfiihrt, dass der Wiesenweg und die Rudolf Dietz
StraRe fur Schwerverkehr nicht geeignet sind. (, Eine Nutzung fiir Einsatzfahrten und regelmafige
Begegnungsfélle von Schwerverkehrsfahrzeugen iist aufgrund der geringen StralBenraumbreite nicht
geeignet.” Fiir Einsatzfahrten und den Schwerverkehr ist der Wiesenweg im Abschnitt nérdlich der
Berliner Stral3e nicht geeignet”.



c) Auf Seite 43/44 wird ausgefiihrt, dass in der Zeit zwischen 22 — 6 Uhr aus Suden

anruckende Einsatzkrafte iiber den Wiesenweg zu den Parkplatzen gelangen sollen.

In der Praxis ist die Umsetzung fraglich, da die Variante liber den Wiesenweg und die
Berliner StraRe zu den Parkplétzen signifikant kirzer ist als Uber die Rudolf Dietz Stral3e.
(,Allerdings ist zu beachten, dass die anriickenden Feuerwehr-Einsatzkréfte wegen der
einzuhaltenden Hilfsfristen bei der Anfahrt zwingend auf die kilrzeste Anbindung angewiesen sind.
Eine ausschlieflliche Anbindung des Parkplatzes iber den Rudolf-Dietz-Weg scheidet daher

fiir die Einsatzkréfte aus.”)

In der Konsequenz bedeutet dies aus unserer Sicht, dass nahezu samtlicher Verkehr der
anriickenden Kréfte Uber die Berliner Stra8e laufen wird. Dies ist weder im
Verkehrsgutachten noch im Larmgutachten adaquat beriicksichtigt, da keine Analyse
dariber vorliegt wie viele Einsatzkrafte aus welcher Richtung bzw. Gber welchen Weg
anricken.

2. Larmemission

im Gutachten sind die bestehenden Larmemissionen durch die L 3005 sowie die S-Bahn nicht
adaquat bzw. nicht abgebildet.

Es findet sich keine Aussage dariiber an welcher Stelle die Fahrzeuge bei Einsatzfahrten die
Sondersignale (Einsatzhorn) einschaiten.

Das Gutachten trifft keine Aussage zur Larmbelastung im Wohngebiet hinter der Eichendorfanlage
(z.B. Wiesenstrafie/ Taunusstrasse). Durch die Art der geplanten Bebauung mit einem
geschiossenen Gebauderiegel zur Berlinerstr und einer Larmschutzwand am Rudolf Dietz Weg
entsteht ein Schalltrichter der ggf. zu einer verstarkten Larmbelastung in dem oben genannten
Bereich fiihren kann.

Fir Riickfragen stehen wir jederzeit zur Verfigung.

Mit freundlichen Griflen
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Stadt Schwalbach am Taunus
Marktplatz 1-2

Betreff: 2. Anderung Bebauungsplan Nr. 43 — Ostlich der 15. August 2022
Berliner StraBe zwischen Taunusstrasse und Wiesenweg

Sehr geehrte Herr Biirgermeister Immisch,
sehr geehrte Damen und Herren, des Magistrat der Stadt Schwalbach!

Forderung auf Ubertragung unserer im Rahmen des am 17.02.2020 offengelegten
Vorentwurf des Bebauungsplans abgegeben Einspriiche oder Einwendungen auf
den am 18. Juli offengelegten Bebauungsplanentwurfes Nr. 43!

Entsprechend der gesetzlich vorgegeben Einwendungsmaglichkeit bei der friihzeitigen Beteiligung
der Offentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB wurden in der Zeit vom 17.02. bis 06.03. 2020 mehrere
Einwendungen von meiner Familie eingereicht.

Da bisher keine unserer Einwendungen beantwortet oder gar der Gemeindevertretung zur
Abstimmung vorgelegt wurden, fordere ich daher eine Ubertragung unserer Einwendungen /
Widerspruche, unabhéngig von den neuen Einsprichen, auf das jetzt offengelegte férmliche

Verfahren.
Am Ende des Verfahrens sollte jeder Einwender eine Nachricht Giber das Schicksal seiner

Einwendung erhalten haben.

Nur so wird sichergestellt, dass die vorgeschriebene Abwagungsentscheidung in Kenntnis aller
eingegangenen Stellungnahmen erfolgt.

Mit freundlichen GriiRen







4. Bisher wurden keine Aussagen uber die Installation von Beleuchtungen im Plangebiet,
insbesondere bei den stattfindenden Ubungen, gemacht. Da die Ausleuchtung, wie an der
alten Stelle zu sehen, tiber die geplanten Bauhthen herausragen, sehe ich mich durch die

Beleuchtung sehr stark beeintréchtigt.

5. Aussagen fehlen auch zur Strahlenbelastung durch den Funkverkehr.

Mit freundlichen GriuRen
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Die Darstellung des Regionalen Flachennutzungsplans unterstreicht die Wertigkeit des
Gebietes durch die Festsetzungen als ,Regicnaler Grinzug®, Vorbehaltsgebiet fiir
Grundwasserschutz, besondere Klimafunktion und vorbeugenden Hochwasserschutz.

Die vorgelegte Planung wird wegen dem Eingreifen in die Biotopstrukturen aus natur-
schutzfachlicher Sicht kritisch gesehen und es soliten weitere Alternativen auf migliche
Realisierung geprift werden, z. B. im Stden von Schwalbach am Gewerbegebiet oder
Gstlich der Tennisplétze.

Bei allem Verstandnis fur die Belange der Feuerwehr, die natirlich im offentlichen Inte-
resse handelt, sollte trotzdem versucht werden, die planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen an Standorten zu schaffen, wo eine Beeintrachtigung fur den Naturhaushalt gerin-
ger ist.

Sollte die vorliegende Planung weiterhin aufrechterhalten werden, miissie unseres Er-
achtens zumindest der Verzicht auf den Aushau des Wiesenweges gepruft werden, um
die dkologische Wertigkeit der restlichen Flache nicht auch noch zu vermindem. Der
Ausbau des Wiesenweges ist mit zusétzlicher Beleuchtung sowie néchtlichem Larm
durch die Einsatzfahrzeuge verbunden. Daraus ergeben sich neben Stérungen fiir die
Menschen auch Beeintriichtigungen fir die Tiere (Fledermause, Vigel, Amphibien), die
im Rahmen der noch vorzunehmenden artenschutzrechtlichen Prifung abgearbeitet
werden miissen.

Fiir neu zu errichtende Gebaude sollte eine Festsetzung fiir extensive Dachbegrinung
vorgenommen werden,



Faunistische Untersuchuna des Geltungsbereiches (Biro GPM vom 27.08.2019)

In das Untersuchungsgebiet fiir die faunistische Untersuchung wurde lediglich der Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes einbezogen. In der Regel sind die Untersuchungs-
gebiets jedoch gréRer als der Geltungsbereich des Bebauungsplans, um gine We_chgei—
wirkungen mit den an den Geltungsbereich angrenzenden Bereichen sowie die in die-
sen Bereichen lebenden Tierarten zu erfassen.

Im vorliegenden Fall ist es auch angebracht, das Untersuchungsgebiet nach Osten zu
erweiten, da am Ufergehtizsaum des Baches ebenfalls mit Brutrevieren von Vogein
und Lebensstatten von Fledermausen zu rechnen ist, die durch die Planung betroffen
sein kénnen. Auch der Eichendorfweiher im Park ca. 40 m dstlich der Gebietsgrenze am
Wiesenweg mit den Amphibien ist in das Untersuchungsgebiet einzubeziehen.

In der faunistischen Untersuchung weisen die Gutachter darauf hin, dass es sich mit
ziemlicher Sicherheit um ein aktuelles oder potentielles Laichgewasser fur weitere Am-
phibien {neben den bereits vorgefundenen) handelt. Es miissen folglich nach unserer
Auffassung dieses FrithjahrifSommer erganzende Untersuchungen vorgenommen wer-
den, da die Amphibien neben den Wasserflichen auch Landlebensraume nutzen und
im Geltungsbereich des Bebauungsplanes vorkommen kdnnen.

Im Gutachten wird darauf hingewiesen, dass in der Streuobstwiese und in dem dichten
Gehdlzbestand im Planbereich bereits Wasserfrsche und Erdkréte vorgefunden wur-
den. Sollte im Zuge der weiteren Planung der Wiesenweg fiir ndchtliche Ausfahrten der
Feuerwehr vorgesehen werden, sind hinsichtlich des Amphibienschutzes weitere MaR-
nahrmen (Erforderlichkeit von Sperreinrichtungen) zu prifen, um das Tétungsverbot des
Bundesnaturschutzgesetzes zu umgehen. Amphibien gehdren zu den besonders ge-
schiitzten” Arten.

AuBerdem solite von Seiten der Stadt sichergestelit werden, dass die Gutachter die
Freiflachen der Kleingartengrundstiicke betreten kénnen und nicht nur eine Begutach-
tung von den Aulengrenzen und entlang der 6ffentlichen Wege stattfinden kann. Dies
sollte erganzend ebenfails in diesem Frihjahr/Sommer erfoigen.

Immissionsschutz:

Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken, wenn die folgenden
Schallschutzmainahmen

= Emichtung einer Larmschutzwand oder eines -walls nordlich des Parkplatzes mit
ca. 75m Lange und ca. 3m Hohe Ober Parkplatzniveau

e« Komplette Einhausung des Salzsilos im Verladebereich mit Bauteilen, die im
eingebauten Zustand ein bewertetes Schallddmm-Maf von mindestens Ry 2 25
dB aufweisen

» Kompiette schallabsorbierende Verkleidung der Tordurchfahrt {(Seiten und De-
cke} mit einem bewerteten Schallabsorptionsgrad von mindestens a, = 0,6

Klimaschutz:



Nach Sichtung der Unterlagen ist festzustelien, dass bislang das Sachgebiet Klimaschutz
weder im Bebauungsplan noch in der Begriindung angemessen berlicksichtigt wurde.

Das im Dezember 2019 in Kraft getretene Klimaschutzgesetz hebt die Vorbildfunktion der
offentlichen Hand hervor: § 13 Absatz 1 gebietet allen Tragern offentlicher Aufgaben, den
Zweck des Gesetzes und die zu seiner Erfiillung festgelegten Ziele zu beriicksichtigen.
Dieses

Beriicksichtigungsgebot konkretisiert die allgemeine Vorbildfunktion der 6ffentlichen

Hand und kommt bei allen ihren Planungen und Entscheidungen zum Tragen, soweit im
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben Entscheidungsspielrume bestehen. Dies gilt insbe-
sondere, soweit die zugrundeliegenden Vorschriften bestimmte Entscheidungen vom Vor-
liegen von ,bffentlichen Interessen” oder .vom Wohl der Allgemeinheit® abh&ngig machen,
wenn sie den zustindigen Stellen Planungsaufgaben geben oder Abwagungs-, Beurtei-
lungs- und Ermessensspielrume zuweisen.

Nach § 1a Abs. 5 BauGB solite den Erfordemnissen des Klimaschutzes sowoh! durch Mai-
nahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung
an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.

Daher bitten wir zu prifen, inwiefern Hinweise/ Empfehlungen und/oder Festsetzungen
hinsichtlich des Klimaschutzes und von KlimafolgenanpassungsmaBnahmen in den Be-
bauungsplan aufgenommen werden kénnen. Als Grundlage dafur kénnen einige Paragra-
phen aus dem BauGB und anderen Richtlinien/ Verordnungen herangezogen werden.

Geman der Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in Hessen sind fiir Baustoffe und
Konstruktion die Krafte wie u.a. Starkwind, hohe Temperaturen, starke Temperatur-
schwankungen, heftige Niederschlage, welche auf die Bausubstanz wirken zu beriicksich-
tigen.

Uber §13a BauGB lassen sich ggf. Vorgaben ableiten, welche die Flachenversiegelung auf
ein notwendiges MaB reduzieren.

Nach § 1 Abs. 7c BauGB sind negative Auswirkungen auf Menschen und Gesundheit zu
vermeiden. Beispielsweise kann durch Dach- und Fassadenbegrinung, bedarfsgerechte
Verschattung und die Wahl heller Gebaudeoberflachen einer Uberhitzung der Gebaude
und des umgebenden Mikroklimas entgegengewirkt werden.









Folkert Riittinger

Betreff: WG: 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43

————— Urspriingliche Nachricht-----

vor: NN <o c S @ <5 c>

Gesendet: Freitag, 19. August 2022 19:53

An: Petra Schoeneberger <info@planergruppe-rob.de>

Cc: info@schwalbach.de

Betreff: 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43

Von , 65824 Schwalbach am Taunus An den Auftraggeber: Magistrat der Stadt
Schwalbach am Taunus, Bau- und Planungsamt, Marktplatz 1-2, 65824 Schwalbach am Taunus

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit nehme ich Stellung zur Bauleitplanung der Stadt Schwalbach am Taunus; 2. Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet ,,Ostlich der Berliner StraRe zwischen TaunusstralRe, Friedrich-Stolze-StraRe
und Wiesenweg”“ fiir den Teilbereich des Bauhofes; Beschluss (iber die Billigung des Bebauungsplanentwurfs;
Beteiligung der Offentlichkeit gem3R § 3 ABS. 2 Baugesetzbuch (BauGB) und zwar zu folgenden Punkten:

1. Mangelnde inhaltliche Richtigkeit der Beschlussvorlagen

Der Beschluss der Stadtverordnetenversammlung am 07.07.2022 iiber die Genehmigung der Vorlage zur Anderung
und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 bzw. die Billigung des Bebauungsplanentwurfs Nr. 43 erfolgte trotz
unrichtiger Feststellungen in der Standortanalyse von Herrn Erich Geyer vom 24.11.2021 auf Seite 13, Abs. 2 und
einem falschen Fazit auf Seite 14 bei der Bewertung des alternativen Standorts Continental-Parkplatz (Nr. 3).

Im tabellarischen Fazit auf Seite 14 fasst Herr Geyer zusammen, dass beim Standort Continental-Parkplatz der
Wohnbereich Ostring nicht komplett abgedeckt ist. Dies steht im Widerspruch zur seiner Standortanalyse auf Seite
8.

Auf Seite 13, 2. Absatz schreibt Herr Geyer: ,Der Standort Continental-Parkplatz (Nr. 3) steht im Eigentum des Main-
Taunus-Kreises, der der Stadt Schwalbach mitgeteilt hat, dass die Flache als Schulerweiterungsflache bendtigt werde
und daher nicht zur Verfliigung gestellt werden kénne.”

Diese Aussage entbehrt aktuell jeder Grundlage, denn die Beschlusslage des Main-Taunus-Kreis sieht eine
Erweiterung der Albert-Einstein-Schule um den Continental-Parkplatz bis auf Weiteres nicht vor und kann zumindest
flir diese Legislaturperiode (2021 bis 2026) schriftlich nicht belegt werden.

Als Kreistagsabgeordnete und Vorsitzende des Schul-, Kultur-; Sport- und Jugendausschusses des Main-Taunus-
Kreises widerspreche ich den Ausfiihrungen von Herrn Geyer auf Seite 13, 2.Absatz, denn im Jahr 2021 wurden im
Kreistag anderslautende Beschlussvorlagen beraten und beschlossen, liber die auch Blirgermeister Immisch,
ebenfalls Kreistagsabgeordneter, informiert ist/war bzw. am 17.12.2021 mit abgestimmt hatte.

Inhaltlich richtig ware: Die ,,AES” erhalt aktuell einen Erweiterungsbau auf dem Schulgeldande (Grundstiicksende
Richtung Bach/PfingstbrunnenstraRe) und die Sporthalle wird in den kommenden Jahren saniert, aber hinsichtlich
der Flache nicht erweitert, siehe Anlage Investitionsprogramm 2022 (bis 2025).

Die Magistratsvorlage wurde trotz Kenntnis und Beteiligung des Blirgermeisters bei der Abstimmung Gber die
entsprechenden Vorlagen zur Erweiterung der AES, den Kreishaushalt 2022 und des Kreis-Investitionsprogramm fiir



das Jahr 2022 am 17.12.2021 (siehe Anlage Niederschrift zur Sitzung, Anlage Anwesenheitsliste) in diesem wichtigen
Punkt nicht korrigiert.

Damit hat Blrgermeister Immisch billigend in Kauf genommen, dass den Stadtverordneten eine
mangelhafte/unrichtige Standortanalyse zur Beratung und Beschlussfassung durch den Magistrat der Stadt
Schwalbach vorgelegt wurde, mit der wiederum der Entwurf zur Anderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr.
43 malgeblich begriindet wird.

2. Flachenverschwendung/Ankauf nicht bendtigter Grundstiicksflichen/Mangel der Prifung von Alternativen

Verbunden mit einer geringen Planungsanderung fiir Gebdude und Parkraumbewirtschaftung konnte die Zufahrt
Uber den Wiesenweg schrag entlang der Grundstiicksgrenze des Flurstilicks 217 gefiihrt werden, so dass ohne
Nachteile fiir die Nutzung der Gemeinbedarfsflache auf den Ankauf von mindestens vier Grundstiicken verzichtet
werden kdnnte (mindestens Flurstiicke 213, 214, 215 und 216).

Ein anteiliger Grundstiicksankauf wurde weder ausreichend erértert noch gepriift. Das gilt auch in Bezug auf die
getrennte Unterbringung von Bauhof und Feuerwehr, verteilt auf zwei Standorte. Stadtbrandinspektor Marco
Richter selbst sagte bei einem Ortstermin in 2019, dass ein Doppelstandort Feuerwehr/Bauhof gemaR der jetzigen
Planung fiir ihn bzw. die Feuerwehr keine Voraussetzung fiir einen Standort der Feuerwehr auf dem Bauhofsgelande
waére.

Insgesamt erfolgte die bisherige Planungs-, Beratungs- und Beschlussfolge beim Projekt ,,Neuer
Feuerwehrstandort/Erweiterung des Bauhofsgelande” nicht gemé&R den Planungsgrundsétzen und den
Rechtsverordnungen der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) und zwar in Bezug auf § 11
Verpflichtungsermachtigungen und § 12 Investitionen.

3. Einwand wegen nicht fristgerechter Einsicht in Unterlagen

Im BVUK und im HFA habe ich zu Protokoll gegeben, dass meine Fraktion Blindnis 90/Die Grinen benachteiligt
wurde und aus formalen Griinden eine Abstimmung nicht erfolgen dirfte, da die Beratung der Fraktion und die
Abstimmung im BVUK auf Basis unvollstdandiger Unterlagen und Kenntnissen erfolgte.

Auf der Fraktionssitzung am 20.06.2022 konnten unsere Mitglieder des Magistrats auf Nachfrage leider nicht
bestatigen, dass die Vorlage der Verwaltung zu den Vereinbarungen rund um den Ankauf der erforderlichen
Grundstiicke inhaltlich korrekt ist, weil von ihnen angeforderte Informationen seitens der Stadtverwaltung noch
ausstanden bzw. noch nicht zur Verfligung gestellt wurden.

Rechtzeitig vor der Beratung und Beschlussfassung in den Gremien miissen den Fraktionen alle erforderlichen
Unterlagen zur Verfligung gestellt werden, bzw. von den Mitgliedern des Magistrats oder/und der Stadtverordneten
eingesehen werden diirfen, denn davon hingt nicht nur die Vorbereitung von Anderungsantrigen oder Einwéanden
ab, sondern auch das Abstimmungsverhalten. Im Zweifel sind damit sogar verfahrensrechtliche Konsequenzen
verbunden.

4. Hochwasserschutz und Starkregenereignisse
Die unbebauten und landwirtschaftlich gepragten Grundstiicksflachen im Planungsgebiet, die von der Stadt
Schwalbach erworben werden sollen, liegen langs des Sauerbornsbaches und damit in einem durch Hochwasser-

und Starkregenereignisse gefahrdeten Bereich des Bachlaufes und des Eichedorffweihers.

Weder die 2016 von der Stadt Schwalbach beim HLNUG hinterlegten technischen und baulichen
HochwasserschutzmaBnahmen, noch anderweitige Planungen zum Schutz vor Hochwasser oder Starkregen, wurden



bislang in den politischen Gremien beraten oder beschlossen. Es fehlen entsprechende Vorschlage oder
Magistratsvorlagen, trotz diverser Antrage verschiedener Fraktionen zu diesem Thema.

Abgewartet und beriicksichtigt werden muss zumindest die Starkregenkarte, Beschlussvorlage Nr. 18/A 160 vom
29.10.2020 (Antrag der damaligen SPD/FDP-Koalition), die der Verwaltung langst vorliegen musste. Laut
Antragsbegriindung sollten mit Hilfe der Starkregenkarte wichtige Informationen fiir die Feuerwehr abgeleitet
werden. Dies gilt hinsichtlich des Katastrophenschutz, aber unabdingbar auch bei der Beurteilung eines neuen
Standortes fiir die Feuerwehr, denn Hilfsfristen konnten sich durch von Hochwasserereignissen betroffenen
Wegeverbindungen andern.

Die erwahnten Anlagen werden getrennt zu dieser E-Mail versandt.
Mit freundlichen GriiRen

Gesendet mit der WEB.DE Mail App



















































1.9. Es sind funf Kfz-Parkflachen auf den privaten Grundstiicken an dem Stichweg der
Berliner Str. nicht vermerkt. Diese Parkliicken sind nicht Uber einen Gehweg zu erreichen,
sondern nur Uber die Fahrbahn. Es besteht eine erhdhte Gefahr durch das gréere
Verkehrsaufkommen beim Einsteigen in das Kfz.

1.10. Das zuséatzliche Verkehrsaufkommen durch Dienstfahrten beim Auf- und Abbau von
Veranstaltungen ist nicht erfasst. Diese Fahrten erfolgen meist an Wochenenden und
teilweise wahrend der Nachtzeiten!

1.11. In der 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet
,Ostlich der Berliner StraBe zwischenTaunusstraBe, Friedrich-Stoltze-Strafe und
Wiesenweg* fiir den Teilbereich des Bauhofes vom 16.02.2022 ist vermerkt dass:

Weiterhin bestehen am vorhandenen Standort erhebliche verkehrliche Probleme, die
aus ungeregelten und nicht regelbaren Verkehrsbeziigen resultieren. So fehit es an
einer Trennung der Verkehrswege der anriickenden Einsatzkréfte und der
ausfahrenden Feuerwehrfahrzeuge, woraus im Einsatzfall ein hohes Unfallrisiko
resultiert.

Ebenso stelit die den Alarmhof querende Zufahrtsstrafe zum benachbarten
Baustoffhandel ein verkehrliches Risiko mit entsprechender Unfallgefahr dar.*

Wieso werden erhebliche verkehrliche Probleme an den neuen geplanten Standort, die
wesentlich umfangreicher werden als am vorhandenen Standort sind, auer acht
gelassen?

Es besteht ein sehr groRes Potential an Personenschdden sowie Verkehrskonflikten
zwischen dem Anlieger- und Bauhofverkehr, anriickenden Einsatzkréften sowie
Feuerwehreinsitzen auf dem gesamten Stichweg von 90m!

2. Rudolf-Diez-Weg
2.1. Der Gehweg ist mit 0,70/0,50 m véllig ungentigend. Durch das zusatzliche

Verkehrsaufkommen der An- und Abfahrt der Bauhofmitarbeiter und Feuerwehreinsatzkrafte
kann es zu Personenschaden kommen.

2.2. Die Tempo-30-Zone muss auch durch die Feuerwehreinsatzkrafte eingehalten werden.

2.3. Eine eventuelle Behinderung durch Miillabfuhr oder sonstige Belieferungen wurde nicht
berucksichtigt.

2.4. Das zusatzliche Verkehrsaufkommen durch Bauhofmitarbeier beim Auf- und Abbau von
Veranstaltungen ist nicht erfasst. Diese Fahrten erfolgen meist an Wochenenden und
teilweise wahrend der Nachtzeiten!

Durch das zusitzliche Verkehrsaufkommen von bis zu 105% bei der An- und Abfahrt

der Bauhofmitarbeiter und Feuerwehreinsatzkrifte kann es zu Personenschiden und
Verkehrskonflikten kommen!
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3. Wiesenweg

3.1. Der Wiesenweg ist mit einer gemessenen verfiigbaren Breite von 6,00 m an engster
Stelle. Der Stromkasten wurde nicht berlicksichtigt.

3.2. Zwischen Garage /Stellplatz und Verkehrsflache muss ein Abstand von mindestens 3,0
m gem. GaV eingehalten werden. In dem Verkehrsgutachten ist fir den Wiesenweg dies
nicht berticksichtigt.

3.3. Der Wiesenweg ist entsprechend der Baugenehmigung der Reihenhduser als
Landwirtschaftlicher Weg ausgewiesen. Neben FuRgénger und Radfahrer dlrfen
landwirtschaftlichen Fahrzeuge verkehren. Dies geschieht i.d.R. Tagsuber. Nacht ist keine
Larmbelastigung zu erwarten. Durch die, entgegen der in der Infoveranstaltung im Mérz
2019 vorgetragen Nutzung am Tage zur EinrichtungserschlieBung, soll jetzt nach Ausbau
des Weges nachtlicher Verkehr durch die Einsatzkrafte zu gelassen werden. Unabhéngig
von der neuen Larmbelastigung der Anwohner, versagt hier die Fursorgepflicht der
Verantwortlichen, da ein VerstoR der Einsatzkréafte diesen Weg aulerhalb der Nachtruhe zu
nutzen vorprogrammiert ist.

Es ist zu befiirchten, dass der Wiesenweg, neben der nédchtlichen Larmbelastigung,
auch tagsiiber durch Einsatzkrifte benutzt wird, da es der kiirzeste Anfahrtsweg aus
Alt Schwalbach ist!

Fazit

Im Verkehrsgutachten der Fa.IPRO-Consult werden mehrere Richtlinien (Richtlinie RASt 06,
EVE 2012) aufgefithrt. Um beurteilen zu kdnnen ob die Anwendung richtig gewertet wurde,
ist Offenlegung dieser Richtlinien erforderlich.

Das zusatzliche Verkehrsaufkommen kann in allen Zu- und Abfahrtswegen zu
Personenschaden und Verkehrskonflikten fihren sowie gesundheitliche Schéden der
Anlieger durch zuséatzliche Emissionen (Larm, Abgase, Staubbelastung) in kauf genommen
werden.

Da der FuBganger/Fahrradweg unterhalb des Bauhofs entfallen soll, werden die FuBgénggr
und Radfahrer auf den Rudolf-Diez-Weg und Wiesenweg ausweichen missen. Dadurch wird
das Gefahrenpotential erhdht!

Durch das Verkehrsgutachten und nicht beriicksichtigtes Gefahrenpotential sowie durch die
BaumafRnahmen sehe ich mich, meine Familie, Anwohner, FuBgénger und Verkehrs-
teilnehmer gesundheitlich gefahrdet.

Schwalbach, 17.08.2022
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Magistrat der Stadt Schwalbach
Bldrgermeister/z. H. Herrn Alexander Immisch
Marktplatz 1-2

65824 Schwalbach

18.08.2022

275/22LM /LM
(bitte stets angeben)

IG Schwalbach/Schwalbach

Bauleitplanung 2. Anderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet ,,Ostlich der Berliner StraBBe
zwischen TaunusstraBe, Friedrich-Stoltze-StraBe und Wie-
senweg"

Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit zeigen wir an, dass wir die Interessengemeinschaft Schwal-
bach und ihren Sprecher Herrn I
Bl 65824 Schwalbach in o0.g. Angelegenheit anwaltlich vertreten.
Eine auBergerichtliche Vollmacht fiigen wir diesem Schreiben bei

(Anlage).

Die Interessengemeinschaft besteht aus folgenden Mitgliedern:

- Herr | ——
B 64488 Frankfurt

- Herr I 65824 Schwal-
bach

- Herr I | G5824 Schwalbach

- Herr I | 65324 Schwalbach

- Frau I | 65824 Schwalbach



- Herr I 65524 Schwalbach
- Frau I | 65824 Schwalbach
- Herr I 65824 Schwalbach

Namens und in Vollmacht der Mandantin und des Herrn |l MoOchten wir zur Bau-
leitplanung 2. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 43 fiir das Gebiet
,Ostlich der Berliner StraBe zwischen TaunusstraBe, Friedrich-Stoltze-StraBe und Wie-

senweg" wie folgt Stellung nehmen:

1. Antragsbefugnis im Rahmen einer sich an die Offentlichkeitsbeteiligung anschlieBen-

den Normenkontrolle

Die Interessengemeinschaft setzt sich aus Anwohnern der Stadt Schwalbach zusammen
und richtet sich gegen die oben genannte Planung. Eine subjektive Verletzung kann sich
schon daraus ergeben, dass private Belange bei der Planung gemaB3 § 1 Abs. 7 BauGB

nicht vollumfanglich bericksichtigt wurden.

[BVerwG, Beschluss vom 07.01.2010 - 4 BN 36/09 -]

Private Belange sind dann zu berlicksichtigen, wenn sie flir die Abwagung erheblich sind

und einen stadtebaulichen Bezug aufweisen.

[Oberverwaltungsgericht des Saarlandes, Urteil vom 8. Marz 2007 2 N 4/06 , juris]

Grundsatzlich ergibt sich eine Antragsbefugnis daraus, dass der Betroffene ebenfalls ein

Grundstiick in dem von der Planung betroffenen Gebiet besitzt.

[BVerwG, Urteil vom 10. Marz 1998 4 CN 6/97 , juris]

Ausnahmsweise kann sich eine Antragsbefugnis aber auch filir Betroffene auBerhalb des
Planungsgebietes ergeben. Diese kann sich insbesondere aus dem subjektiven Recht auf
gerechte Abwagung der eigenen Belange ergeben. Die geltend gemachten Belange mis-

sen erheblich sein.
[Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Urteil vom 18. Juli 2017 9 N 15.1106 , juris]
Bei einem Bauvorhaben wie dem obigen ergeben sich Ublicherweise Veranderungen die

auch die nahere Umgebung beeinflussen. Solche stellen typischerweise Immissionen dar,

welche sich durch ein erhéhtes Verkehrsaufkommen und dem damit einhergehenden



Larm darstellen. Diese Immissionen wirken sich nicht nur auf das der Planung zugrunde-

liegende Gebiet, sondern dariber hinaus auch auf die umliegenden Gebiete aus.

§ 50 BImSchG sieht eine Planung vor, nach welcher schadliche Umwelteinwirkungen
grundsatzlich vermieden werden sollen. Dies betrifft vor allem auch Gebiete, die dem
Wohnen dienen. In Abgrenzung zu nicht erheblichen geringfligigen Beeintrachtigungen
liegt nach MaBgabe von § 1 II Nr.2 der 16. BImSchV analog eine wesentliche Anderung
vor, sobald eine Veranderung von 2-3dB (A) messbar ist. Aus den Ergebnissen verschie-
dener Messungen ergibt sich gerade in den angrenzenden Wohngebieten ein erhdhtes

Larmaufkommen, das nach diesen Anforderungen wesentlich ist.

Aus dem von der Stadt Schwalbach beauftragten Larmgutachten (Nr.123K1 G, Stand:
11.10.2019) von Dipl.-Ing. (FH) Enrico Dittrich, ergibt sich die Annahme von zukiinftig
erhéhten Werten im Planungsbereich selbst und auch in den angrenzenden Wohngebie-
ten. Diese resultieren zum einen aus der konkreten Nutzung des Planungsbereichs als
Feuerwehr und Bauhof, zum anderen aber auch aus dem damit einhergehenden erhdhten

Verkehrsaufkommen.

Zusatzlich wird angekiindigt, dass sich die Interessengemeinschaft eine rechtliche Fas-
sung gibt und durch ihren Satzungszweck ungeachtet der persdnlichen Betroffenheit ihrer
einzelnen Mitglieder nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz eine Uberpriifung der hiesigen

Planung anstreben wird.

2. Zu berlcksichtigende Belange

Im Rahmen der Bauleitplanung sind gemaB § 1 Abs. 7 BauGB die 6ffentlichen und priva-
ten Belange umfassend zu ermitteln und untereinander und gegeneinander gerecht ab-
zuwagen. Diese Belange gilt es bei der Bauleitplanung zu bertlicksichtigen. Unterbleibt
eine Abwagung untereinander oder gegeneinander oder werden Belange nicht berick-
sichtigt, die einen stadtebaulichen Bezug zur konkreten Planungssituation haben, so kann

sich hieraus die Verletzung subjektiver Rechte ergeben.
Im Rahmen der Abwagung sind folgende sich aus § 1 BauGB ergebende, private Belange

zu bericksichtigen.

a. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse und die

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevélkerung (Nr.1) und Eigentum gem. Art. 14 GG



Die Anforderungen hierzu kénnen sich auch aus technischen Regelungswerken ergeben.
Insofern sind die zur Erstellung des Larmgutachtens durch die Stadt Schwalbach durch-

gefihrten Messungen heranzuziehen.

Im vorliegenden Fall wurde die DIN 18005 -1 Schallschutz im Stadtebau zur Bewertung
des vom Bauhof und der Feuerwehr ausgehenden Larm herangezogen. Die ortlichen Mes-
sungen wurden Uberwiegend im allgemeinen Wohngebiet, teilweise im Mischgebiet vor-

genommen.

Als Abwagungsposten ist das Larmschutzinteresse konkret einzubeziehen und nicht erst
dann, wenn die Beeintrachtigungen als schadliche Umwelteinwirkung eingestuft werden

kann.

[vgl. etwa BVerwG, Beschluss vom 08.06.2004 4 BN 19/04]

Der durch den Betrieb entstehende Verkehrslarm wurde mithilfe der TA Larm gemaB der

16. Verordnung zur Durchfiihrung des Bundesimmissionsschutzgesetzes bewertet.

Hiervon ausgehend ergibt sich aus oben genanntem Gutachten, dass der zulassige
Hochstwert von 40 dB(A) beim Betrieb des Bauhofs in der Nacht bis zu 8 dB(A) kausal
rickfihrende auf die angestrebte Planung Uberschritten wird. Grund hierfir ist in erster
Linie der Larm, der durch das kurzzeitige Entliiften der LKW entsteht aber auch Gerau-
sche die durch Beladung der Fahrzeuge mit Salz zum Zwecke des Winterdienstes entste-

hen.

Auch beim Betrieb der Feuerwehr wird es in der Nachtzeit voraussichtlich zu Uberschrei-
tungen des zuldssigen Hochstwertes von 40 dB(A) kommen. Diese basieren auf dem
notwendigen Rangieren der Einsatzfahrzeuge auf dem Grundstlick, sowie auf der Park-
platznutzung im Norden. Hierbei ist anzumerken, dass insgesamt acht Einsatzfahrzeuge
zum Fuhrpark der Feuerwehr zahlen. Die zulassigen Werte werden diesbezliglich in Hohe
von 4 dB (A) Uberschritten. Die Uberschreitungen der zuldssigen Hdchstwerte betreffen

die Anwohner des Rudolf-Dietz-Weges im Norden des Gelandes.

Unter Berlcksichtigung der Gerauschspitzen im Bereich der Feuerwehr und des Bauhofs

werden diese in der Nacht ebenfalls um bis zu 7 dB (A) Uberschritten.

In solche Planung ist neben schutzwirdigen Nutzungen zu vermeiden und anderweitig,

etwa in einem ungenutzten Areal eines Gewerbegebietes anzusiedeln. Ist ein Teil der



Ansiedlung am Standort zwangsldufig, so ist diese zu teilen und die nicht standortgebun-

denen Nutzungen an einen anderen Ort im Stadtgebiet zu verlegen.

b. die Wohnbedurfnisse der Bevdlkerung, insbesondere auch von Familien mit mehreren
Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevélkerung und die Anforderungen kostensparenden

Bauens sowie die Bevolkerungsentwicklung, (Nr.2)

In der Planung zwangslaufig zu berlcksichtigen sind quantitative und qualitative Aspekte
des konkreten Wohnumfeldes. Der qualitative Bedarf ist sehr weit gefasst, weswegen

auch die Gestaltung des Wohngebietes hierunter zu verstehen ist.

[EZBK/So6fker/Runkel BauGB § 1 Rn. 120-126]

Dem Umstand des erhéhten Larmaufkommens durch Nutzung des im Norden liegenden
Parkplatzes soll mit einer 75m langen und 3m hohen Larmschutzmauer entgegengetreten
werden. Die Errichtung einer Larmschutzmauer in dieser GréBe wird Auswirkung auf das
Landschaftsbild haben. In unmittelbarer Nahe grenzt die Wohnbebauung an, die insofern

Blick auf die Mauer erlangt. Sie verhindert Kommunikation und Kontakt.

Daneben geht aus der Planung auch hervor, dass zur Umsetzung der Planung die derzeit
vom Bauhof genutzte Flache nicht ausreicht. Aus diesem Grund wird eine im Ostlichen
Bereich angrenzende Grinflache genutzt werden. Dadurch wird erheblich auf das Naher-
holungsgebiet eingewirkt und das Landschaftsbild wird sich zwangslaufig veréndern. Die
Anwohner sind mit einem verdnderten Landschaftsbild und einer verminderten Grinfla-

che in ihrer Umgebung konfrontiert.

Die vorstehenden Ausflihrungen lassen sich uneingeschrankt auf den Belang der Erhal-
tung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile
sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche (Nr. 4) Ubertragen.
Die um das Plangebiet liegenden stadtische Struktur wird keine Rechnung getragen. Die
Planung stellt einen stérenden Fremdkd&rper im Verhéltnis zum Bestand dar, welche Orts-
und Landschaftsbild in keiner Weise baukulturell entwickelt (§ 1 Abs. 5 BauGB).

c. die Belange des Umweltschutzes, einschliellich des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege, insbesondere (Nr.7)



umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die

Bevdlkerung insgesamt,

Nach §§ 1 Abs. 5, 1a BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzu-
gehen, um eine menschenwiirdige Umwelt zu sichern, die natlrlichen Lebensgrundla-
gen zu schiitzen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung zu
berlicksichtigen. Vor der Inanspruchnahme einer Grinflache sind bereits versiegelte
Gebiete heranzuziehen. Da im vorliegenden Fall bereits fiir beide Betriebe Flachen zur
Verfligung stehen, ist vorrangig eine schon bestehende Alternative zu suchen. Dem-
entsprechend kame es zu keiner Beeintrachtigung einer weiteren Grinflache im

Stadtgebiet und Umweltbelange wiirden Berlicksichtigung finden.

Auch wenn sich im westlichen Planungsbereichs bereits der jetzige Bauhof befindet,

so ist die im &stlichen Teil liegende Flache derzeit noch stark landschaftlich gepragt.

Zusatzlich geht mit der Planung ein Eingriff in die Natur und Landschaft gemaB § 14
Abs. 1 BNatSchG einher. Auch wenn die Planung kann Verbot gem. § 44 BNatSchG
verwirklicht und damit schon nicht vollzugsfahig ist, bleibt ein solcher Eingriff in der

Abwagung beachtlich.

In dem Planbereich wurden insgesamt 24 Vogelarten nachgewiesen, wovon 16 Arten
als Brutvogel eingestuft sind. Es handelt sich im Gesamten um eine sehr artenreiche
Flache. Insofern betrifft eine angrenzende Errichtung der Betriebe, welche mit einem
erhéhten Verkehrsaufkommen einhergeht, den unmittelbaren Lebensbereich dieser
Arten. Selbst wenn damit zu rechnen ist, dass der Wiesenweg lediglich fuBlaufig oder
nicht motorisiert befahren werden kann, so hat dies eine Auswirkung auf die in die-
sem Bereich lebenden Tiere und Pflanzen. In Teilen soll auch diese Zufahrt zum Zwe-
cke der Zufahrt zum Bauhof ausgebaut werden. Es ist aus diesem Grund nach einem
alternativen Standort zu suchen. Wie sich aus der Standortanalyse fiir einen neuen
Standort des Feuerwehrhauses in Schwalbach am Taunus (Stand: 24.11.2021) ergibt,

wurden weitere Alternativgrundstlicke in Betracht gezogen.

Die Standortanalyse weist einige Unklarheiten auf. Gerade im Hinblick auf die zurtick-
zulegende Zeit der Einsatzkrafte von ihrem Wohnhaus bis zum Feuerwehrgeldande und

die Einsatzzeitraume ist sie ungenau.

Wird sie gleichwohl zugrunde gelegt, kommen neben dem hier betroffenen Gebiet

auch noch sechs weitere als mdgliche Standorte in Betracht. Es bleibt fraglich, ob die



Vorzliige des Planungsbereichs auch nach einer umfassenden Abwdgung der Belange

die Vorzige der anderen Gebiete wesentlich libersteigen.

Insbesondere der Standort L3014/L3367 deckt nach der von der Stadt in Auftrag ge-
gebenen Standortanalyse die gesamte Wohnbebauung des Gebietes ab. Hier wird le-
diglich ein Teil des Industriegebietes Camp Phoenix nicht abgedeckt. Allerdings be-
stiinde diese Lage auch bei der obigen Planung. Es besteht eine Absprache mit der
Stadt Eschborn, die ein zeitgleiches Tatigwerden im Bereich des Gewerbegebietes
Camp Phoenix vorsieht, womit sich der Standort L3014/L3367 als vorzugswiuirdige Va-

riante erweist.

Der einzige Nachteil dieses Standorts liegt darin, dass nicht ausreichend Einsatzkrafte
in dem unmittelbaren Umfeld in der vorgegebenen Ausrlickzeit zu erreichen sind. Die
Einrichtung einer Bereitschaftsunterkunft erweist sich als glinstiger, als eine beim ge-
genwartigen Standort zu errichtende 75m lange Larmschutzwand.

Die derzeitigen Anschriften der Feuerwehrleute innerhalb eines bestimmten Gebietes
ist zudem ein Umstand, der sich jederzeit (gezielt) andern kann. Es bleibt daher frag-
lich, ob die oben ausgefiihrten Belange des Larm- und Umweltschutzes derart in den
Hintergrund gestellt werden sollten, sodass diesen Anforderungen entsprochen wird.
Zumal nicht sichergestellt werden kann, dass dieser Zustand auch in den nachsten
Jahren Bestand hat. Eine o6ffentliche Sicherung ist nicht méglich. Folglich steht ein
temporarer und mit Gberschaubarem Aufwand zu andernder Umstand im Wohnort
einzelner Feuerwehrleute einer dauerhaften Belastung der umliegenden Wohnbeval-

kerung in der Abwagung gegentlber.

Des Weiteren ist auch der Standort Eschborner Héhe nicht vollkommen ungeeignet.
Insbesondere durch den Umstand, dass von hier aus 20 aktive Krafte ihren Wohnsitz
innerhalbe des notwendigen Umkreises haben. Lediglich ein kleiner Teil der Wohn-
stadt Limes wird hiervon nicht abgedeckt. Bei diesem Standort stellt sich die Frage,
ob Absprachen mit umliegenden Stadten getroffen werden kénnen, um den nicht ab-
gedeckten Bereich mit Feuerwehrleistungen zu versorgen. Ist dies mdglich, so kann
eine wesentlich kostenglnstigere aber auch vor allem umweltschonendere Alternative

geschaffen werden.

die Belange des Personen- und Guterverkehrs und der Mobilitat der Bevoélkerung,
auch im Hinblick auf die Entwicklungen beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, etwa der

Elektromobilitat, einschlieBlich des offentlichen Personennahverkehrs und des nicht



motorisierten Verkehrs, unter besonderer Berlcksichtigung einer auf Vermeidung und

Verringerung von Verkehr ausgerichteten stadtebaulichen Entwicklung (Nr. 9)

Das Plangebiet grenzt im Osten an den Wiesenweg, im Suden an die Berliner Stral3e
und im Norden an den Rudolf-Dietz-Weg. Es ist somit von drei Seiten von einer

Wohnbebauung umgeben.

Im Siden soll die Hauptzufahrt durch die StichstraBe Berliner-StraBBe erfolgen. Hierbei
ist anzumerken, dass es sich bei dieser Zufahrt um die einzige Zufahrt handelt, die
eine Begegnung von zwei LKW auf beiden Spuren zuldsst, da sie die erforderliche Ge-
samtbreite von 6m aufweist. Die Zufahrten Uber den Rudolf-Dietz-Weg und den Wie-
senweg sind deutlich verengter. Der Wiesenweg ldsst keinen motorisierten Verkehr

ZU.

Laut Gutachten sollen 70% des Verkehrs am Tag Uber die Berliner StraBe erfolgen.
Dies betrifft zum einen den Verkehr durch die Einsatzfahrzeuge, zum anderen aber
auch den Verkehr durch Mitarbeiter die mit ihren PKW zum Betriebsgeldnde fahren.
Hierbei geht man von 30-70 Fahrten durch die Mitarbeiter aus. An der Zufahrt Stich-
straBe Berliner-StraBe zum Geldnde ist ein Zufahrtstor geplant. Laut Verkehrsgutach-
ten soll durch die Feuerwehr ein erhdhtes Verkehrsaufkommen von etwa 80 Fahrten

am Tag entstehen.

Geplant ist ein beidseitiges absolutes Halteverbot in der Berliner-StraBe zu errichten,
um die Durchfahrt der Einsatzfahrzeuge jederzeit gewdahrleisten zu kénnen. Dieser
Umstand betrifft die direkten Anwohner der StraBe, ebenso wie die umliegende Be-

vblkerung, da sich das Verkehrsaufkommen somit verlagern wird.

Das An- und Abfahren der Feuerwehrfahrzeuge wird fiir die nahere Umgebung im
Wesentlichen spirbar sein. Im Falle eines Einsatzes mit vollsténdigem Léschzug
ergibt dies eine Durchfahrt von fUnf Léschfahrzeugen. Insgesamt sind hierbei bis zu

35 Personen betroffen, die allesamt per PKW zu dem Geldande gelangen.

Der Betrieb des Bauhofes fihrt zum einen durch ein erhdhtes Verkehrsaufkommen
was die Zufahrt der Mitarbeiter angeht. Des Weiteren kommt es in den Wintermona-
ten zu Streufahrten. Dariber hinaus ist der Bauhof werktags auch fir Blrger zugang-
lich. Insgesamt ist an Betriebstagen mit einem Verkehrsaufkommen von etwa 150
Fahrten zu rechnen. Bei besonderen Ereignissen wird von einer Fahrtenbewegung von
180-200 Ereignissen gerechnet. Im Durchschnitt ergibt dies einen durchschnittlichen
Wert von 170 Fahrten.



Dieses erhdhte Verkehrsaufkommen ist fir die Anwohner der Berliner Stral3e, so wie
fir die Anwohner des Rudolf-Dietz-Weges spirbar, auch wenn es unter der seitens
des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs aufgestellten Beachtlichkeitsschwelle von
200 PKW/24 h liegt (stRspr.). Bei der StichstraBe zur Berliner StraBe handelt es sich
derzeit um eine Sackgasse, welche zukiinftig zur Durchfahrt genutzt wird. Darlber
hinaus sind die besonderen Umstande der Nutzung zu beriicksichtigen. Bei dem er-
héhten Verkehrsaufkommen handelt es sich nicht lediglich um den durch PKW entste-
henden Verkehr. Vielmehr geht es um Einsatzfahrten der Feuerwehr, so wie um Fahr-

ten des Bauhofs eingeschlossen der Streufahrten in den Wintermonaten.

Des Weiteren ergeben sich diese Ausfihrungen durch die Anzahl der durchfahrenden
Fahrzeuge. Insbesondere die Zufahrt Uber die StichstraBe Berliner StraBe ist hierbei
zu berlcksichtigen. Selbst wenn sich das geplante Tor als larmschonend darstellen
sollte, so ist doch beachtlich, dass dieses Tor flir jedes Fahrzeug einzeln bis zu drei
Minuten lang gedffnet werden muss. Diese Situation stellt sich bei der Riickfahrt der
Einsatzfahrzeuge dar. Im Gegensatz zur Abfahrt der Fahrtzeuge, bei welchem das
Tor nur einmalig, daflir aber fir einen Zeitraum von 15 Minuten gedffnet werden

muss, kommt es hier zu wiederholten Stérungen, gegebenenfalls auch zur Nachtzeit.

Auch die andauernde, wenn auch nur geringe Uberschreitung der Grenzwerte fiihrt zu

einer erheblichen Beeintrachtigung der Bevélkerung.

Darlber hinaus sind auch Stérungen durch das Einschalten des Martinshornes durch
die Einsatzfahrtzeuge zu erwarten. Hierdurch entsteht eine gewaltige Uberschreitung
der zuldssigen Hochstwerte mit einer Einwirkungszeit von etwa 3 Sekunden pro Fahr-

zeug.

Ob eine Anweisung der Einsatzkrafte dahingehend, dass das Martinshorn erst auBer-
halb des Wohngebietes eingeschaltete werden soll zum Schutz der Anwohner ausrei-
chend ist, bleibt fraglich. Gerade zur Nachtzeit fihren diese Gerdusche zur unmittel-
baren Stérung der Anwohner in ihrer Nachtruhe und insofern ergeben sich Auswir-

kungen auf die allgemeine Gesundheit.

Eine weitere Beeintrachtigung der Anwohner kann durch die Lichtimmissionen entste-
hen. Vor allem in der Nachtzeit ist das durch das Blaulicht entstehende flackernde
Licht fur die umliegende Bevdlkerung wahrnehmbar und auch stérend. Des Weiteren
ist im Rahmen von Ubungen der Feuerwehr mit einer Ausleuchtung des Hofes zu

rechnen, welche fiir Umliegende wahrnehmbar sein wird.



e.

die ausreichende Versorgung mit Grin- und Freiflachen (N. 14)

Es sind auch Belange im Hinblick auf die Beeintrachtigung von Erholungsmaglichkei-

ten der Bevélkerung in die Planungsabwdgung einzubeziehen.

[EZBK/So6fker/Runkel BauGB § 1 Rn. 146]

Das 6stlich an den Planungsbereich angrenzende Gebiet dient der Naherholung. Es
ist frei von jeglicher Bebauung und landschaftlich gepragt. Laut der umweltbezoge-
nen Stellungnahme dient es dem Landschafts- und Ortsbild. Das Gebiet grenzt an die
Schwalbachaue und den Eichendorffweiher an. Zuganglich ist es Gber den Wiesenweg
und den Rudolf-Dietz-Weg, welche zukinftig als Zugangswege zum Geléande dienen
sollen. Hierdurch werden Bewohner der angrenzenden Wohngebiete, die zum Ziele

der Erholung das Gebiet besuchen, unmittelbar gestért.

Alle Einwéande fritherer Offentlichkeitsbeteiligungen der diesseits vertretenen Mandanten

werden aufrechterhalten.

>k k%

Ausgehend von den Schwachen in der Standortanalyse sind die offentlichen Belange,

welche flr die Planung sprechen, keinesfalls derart gewichtig, um die beachtlichen Be-

lange auf privater Seite zurlickstellen zu kénnen. Die Planung ist trotz des bereits geta-

tigten Planungsaufwandes in Form von Gutachten u.a. an anderer Stelle fortzusetzen

oder jedenfalls zu verkleinern bzw. aufzuteilen.

Mit freundlichen GriBen

(Jan Lukas Méoller)

Rechtsanwalt

10









	1903_gesamt_Umweltbezogene Stellungnahmen_geschwärzt.pdf
	01_Abwasserverband
	04_BUND
	04a_BUND-Kelkheim
	06_Hochtaunuskreis
	08_Telekom
	15_Hessen-Forst
	19_MTK
	29_NRM
	31_RP-DA
	32_RP-KMRD
	33_Regionalverband
	40_Bürger-1_geschwärzt
	40_Bürger-1-Anlage
	42_Bürger-3_geschwärzt
	43_Bürger-4_geschwärzt
	44_Bürger-5_geschwärzt
	47_Bürger-8_geschwärzt
	48_Bürger-9_geschwärzt
	49_Bürger-10_geschwärzt
	50_Bürger-11_geschwärzt
	51_Bürger-12_geschwärzt
	52_Bürger-13_geschwärzt
	53_Bürger-14_geschwärzt
	55_Bürger-16_geschwärzt
	56_Bürger-17_geschwärzt
	58_Bürger-19_geschwärzt
	59_Bürger-20_geschwärzt
	61_Bürger-22_geschwärzt
	62_Bürger-23_geschwärzt
	63_Bürger-24_geschwärzt
	64_Bürger-25_geschwärzt
	65_Bürger-26_geschwärzt
	66_Bürger-27_geschwärzt
	67_Bürger-28_geschwärzt
	68_Bürger-29_geschwärzt
	69_Bürger-30_geschwärzt
	70_Bürger-31_geschwärzt
	71_Bürger-32_geschwärzt

	54_Bürger-15-Hupfeld_geschwärzt
	1903_gesamt_Umweltbezogene Stellungnahmen_geschwärzt



